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Beginn: 10:03 Uhr 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich begrüße Sie alle sehr herzlich und eröffne die 
11. Sitzung. 

Erkrankt ist die Frau Abgeordnete Anna Schlosser-
Keichel. Ich wünsche der Kollegin von dieser Stelle 
gute Besserung und alles Gute. 

(Beifall) 

Herr Finanzminister Wiegard ist wegen dienstlicher 
Verpflichtungen auf Bundesebene beurlaubt. 

Frau Abgeordnete Monika Schwalm hat heute Ge-
burtstag. Wir gratulieren ihr herzlich. 

(Beifall) 

Alles Gute, besonders für Ihre Gesundheit, und wei-
terhin viel Freude an der Fraktion. 

Ebenfalls Geburtstag hat heute Herr Staatssekretär 
Hellmut Körner. Er ist leider nicht hier. Aber wir 
gratulieren ihm von dieser Stelle aus. 

(Beifall) 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich rufe den Ta-
gesordnungspunkt 41 auf: 

Tätigkeitsbericht der Bürgerbeauftragten für so-
ziale Angelegenheiten des Landes Schleswig-
Holstein bei dem Präsidenten des Schleswig-
Holsteinischen Landtages für das Jahr 2004 

Drucksache 16/103 

Dazu begrüße ich sehr herzlich die Bürgerbeauftrag-
te. - Herzlich willkommen! 

(Beifall) 

Bevor ich die Aussprache eröffne, begrüße ich auf der 
Tribüne sehr herzlich Besucher der Klaus-Harms-
Schule, Kappeln. 

(Beifall) 

Ich eröffne dann die Aussprache und erteile dem 
Herrn Abgeordneten Torsten Geerdts das Wort. 

Torsten Geerdts [CDU]: 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Die Bürgerbeauftragte fasst in ihrem Tätigkeitsbericht 
2004 die aus Sicht der Ratsuchenden gravierendsten 
Mängel zusammen. Die Bürgerinnen und Bürger 
klagen beim Umgang mit Behörden, Krankenkassen 
sowie Trägern über folgende Defizite: unzureichende, 
mangelhafte oder nicht erfolgte Information und Be-
ratung, schlechte und persönliche Erreichbarkeit, 
lange Wartezeiten bei Behördenbesuchen, harscher 

und respektloser Umgangston, mangelnde Verläss-
lichkeit mündlicher Zusagen, schwer verständlich 
formulierte Texte, Bescheide und Formulare, unklare 
Zuständigkeiten und eine generelle Misstrauenshal-
tung. 

Mit diesen Kritikpunkten umschreiben die Ratsu-
chenden ihre Erfahrungen mit Ämtern und mit Unter-
nehmen, die von den Beitragsgeldern ihrer Mitglieder 
leben. Jeder privat wirtschaftende Betrieb wäre nach 
einem solchen Urteil seine Kunden los. 

Im Namen der CDU-Fraktion möchte ich der Bürger-
beauftragten, Frau Wille-Handels, für ihren scho-
nungslosen Bericht und für die Vorschläge zur Prob-
lemlösung danken. 

(Beifall) 

Die Bürgerbeauftragte leistet einen wichtig Beitrag 
dazu, dass auch bei öffentlichen Einrichtungen der 
Kunde endlich König wird. Ich möchte während die-
ser Debatte auf einige Punkte eingehen, die mir be-
sonders wichtig erscheinen. 

Die Schilderungen über die gemeinsamen Service-
stellen für Rehabilitation müssen sehr nachdenklich 
machen. Es war das politische Ziel, die Unübersicht-
lichkeit des bestehenden Rehabilitationsrechtes zu 
überwinden sowie zu einer Systemoptimierung durch 
verbesserte Kooperation der unterschiedlichen Leis-
tungsträger zu kommen. Man will die Selbstbestim-
mung, die Teilhabe und die Gleichstellung von Men-
schen mit Behinderung erreichen. 

Die Ergebnisse dieser Servicestellen nach drei Jahren 
sind ernüchternd. Es gibt 570 dieser Einrichtungen im 
Bundesgebiet. Die Bürgerbeauftragte stellt aber fest, 
dass diesem breiten und gut ausgebauten Netz eine 
mangelnde Akzeptanz und Nutzung durch Ratsu-
chende gegenübersteht. Die Betroffenen, die diese 
Servicestellen nutzen sollten, äußern erhebliche Zwei-
fel, ob diese Einrichtungen überhaupt in der Lage 
sind, Kompetenzen zu bündeln, Zuständigkeiten zu 
klären und eine wirkungsvolle Betreuung im Reha-
Verfahren zu ermöglichen. 

Nach diesen Beschreibungen der Bürgerbeauftragten 
muss die Frage erlaubt sein: Was finanzieren wir hier 
eigentlich? 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Auf jeden Fall müssen wir die Leistungsfähigkeit 
dieser Einrichtungen im Sozialausschuss hinterfragen. 

Nachdenklich machen müssen uns aber auch die 
Schilderungen der Bürgerbeauftragten im Abschnitt 
Soziale Pflegeversicherung. Ich bin da auch für Ein-
zelfallschilderung dankbar. 
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Die Hauptkritik der Ratsuchenden richtet sich gegen 
die Begutachterpraxis des Medizinischen Dienstes der 
Krankenkassen. Insbesondere wurde das Auftreten 
einiger Gutachter als sehr abwertend empfunden. 

Die sozialpolitischen Sprecher der Fraktionen haben 
vorgestern an einer Podiumsdiskussion der Landesar-
beitsgemeinschaft Heimmitwirkung teilgenommen. 
Die Politik ist sich darüber einig, dass wir unseren 
gemeinsamen Beitrag dazu zu leisten haben, gerade 
die Würde Pflegebedürftiger zu erhalten. 

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Daher macht es uns alle betroffen, wenn wir in dem 
Bericht lesen müssen, dass Pflegebedürftige von Gut-
achtern des MDK zum Beispiel aufgefordert sind, 
sich die Schuhe zuzubinden. Schafften sie dies, so 
wurde daraus geschlossen, dass diese Verrichtung 
dem Betroffenen generell zuzumuten sei. Es ist gera-
dezu fahrlässig, bei dieser Bewertung nicht zu be-
rücksichtigen, dass die Untersuchten dabei erkenn-
bare Schmerzen hatten und zum Teil anschließend 
tagelang nicht mehr in der Lage waren, die sonst 
möglichen Bewegungen auszuführen. So geht man 
mit Pflegebedürftigen nicht um. 

(Beifall) 

Natürlich hat sich die Bürgerbeauftragte auch aktuell 
insbesondere mit dem Thema Hartz IV zu befassen. 
Ich bin Frau Wille-Handels dankbar, dass sie uns mit 
Schreiben vom 25. August 2005 eine erste Bilanz 
nach Einführung des Sozialgesetzbuches II vorgelegt 
hat. 

Wir haben uns mit der Problematik „Kosten der Un-
terkunft“ zu befassen. Wir brauchen dringend nach-
vollziehbare und transparente Ermittlungsgrundsätze 
für die Mietobergrenzen. Gefordert werden ver-
gleichbare Vorgehensweisen im gesamten Land 
Schleswig-Holstein. 

Wir haben Beratungsbedarf bei der Schülerbeförde-
rung. Dieses Thema sollten wir im Ausschuss eben-
falls vertiefen. 

Es gibt lobende Worte - auch das will ich nicht ver-
schweigen - der Bürgerbeauftragten in Richtung 
Verwaltung, da es trotz der Kürze der Anlaufphase zu 
einer schnellen Leistungsgewährung gekommen ist. 

Einen großen Kritikpunkt stellt aber nach wie vor und 
unabhängig von allen Rechtsfragen der Bescheid 
selbst dar. So erhalten diese Bescheide zwar die Er-
gebnisse der Berechnung, nicht aber die Berechnung 
selbst. Damit werden sich mündige Bürger nicht zu-
frieden geben! 

(Beifall des Abgeordneten Wolfgang Baasch 
[SPD]) 

Ich danke der Bürgerbeauftragten im Namen der 
CDU-Landtagsfraktion. Es sind 3.000 Eingaben ein-
gegangen; 2.937 wurden abschließend behandelt, 
2.608 Eingaben wurden aus Sicht der Beteiligten 
positiv bearbeitet. Die CDU-Landtagsfraktion freut 
sich auf eine weitere gute und konstruktive Zusam-
menarbeit mit dieser Bürgerbeauftragten. 

(Beifall) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Torsten Geerdts 
und erteile für die SPD-Fraktion dem Herrn Abge-
ordneten Wolfgang Baasch das Wort. 

Wolfgang Baasch [SPD]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
6,4 % mehr Eingaben bei der Bürgerbeauftragten für 
soziale Angelegenheiten machen deutlich: Unser 
Sozialrecht ist nicht immer einfach und schon gar 
nicht einfach zu durchschauen. Es zeigt aber auch, 
dass die Veränderungen - beziehungsweise die Re-
formen - unserer sozialen Sicherungssysteme, die 
zwingend notwendig sind, dazu führen, dass Ver-
unsicherung herrscht und dann viele Menschen mit 
den Veränderungen nicht klarkommen. 

In diesem Zusammenhang darf ich darauf hinweisen, 
dass wir uns in den Koalitionsvereinbarungen darauf 
verständigt haben, die Aufgaben der Bürgerbeauftrag-
ten zu erhalten, denn die Bürgerbeauftragte ist für die 
Menschen in unserem Land eine wichtige Unterstüt-
zung; auch und gerade in Zeiten des Wandels und der 
Veränderungen unserer sozialen Sicherungssysteme. 
Sehr geehrte Frau Wille-Handels, Ihnen und Ihrem 
Team ein ganz herzliches Dankeschön für die geleis-
tete Arbeit und den vorliegenden Jahresbericht 2004! 

(Beifall bei SPD, CDU und FDP) 

Der Bericht zeigt deutlich: In den Bereichen Sozial-
hilfe, der gesetzlichen Kranken- und Rentenversiche-
rung sowie dem Behinderten- und Schwerbehinder-
tenrecht brauchen Menschen in unserem Land Unter-
stützung. Sie brauchen eine engagierte Bürgerbeauf-
tragte, eine engagierte Interessenvertretung. Das ist 
eine Arbeit, die Sie, Frau Wille-Handels, hervorra-
gend leisten. 

Aus dem umfangreichen Bericht der Bürgerbeauftrag-
ten will ich einen Punkt besonders hervorheben. Auf 
den Seiten 34 und 35 geht es um die Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende. Die Bürgerbeauftragte 
schildert den Weg bis zum Inkrafttreten des Zweiten 
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Buches des Sozialgesetzbuches, SGB II, das am 
1. Januar 2005 in Kraft getreten ist. Dabei ist es nicht 
erstaunlich, dass die betroffenen Menschen 16-seitige 
Anträge auszufüllen hatten. Das kann ich mir bei 
unserer Bürokratie sehr gut vorstellen. Dass die Men-
schen aber damit Probleme haben, das ist auch nach-
vollziehbar. Deswegen brauchen sie Unterstützung. 

Es ist aber sehr erstaunlich, wenn Menschen nach 
erfolgreicher Antragsausfüllung Bescheide bekom-
men, in denen Rechtshilfebelehrungen fehlen, Be-
rechnungen nicht nachvollziehbar sind oder gar Tele-
fonnummern für Rückfragen einfach nicht angegeben 
werden. Das macht deutlich, dass wir für die Men-
schen nicht nur individuelle Hilfe brauchen, sondern 
auch ein Einwirken auf Behörden, Versicherungen 
und andere Institutionen, um grundsätzliche Unzu-
länglichkeiten abzustellen beziehungsweise um auf 
sie aufmerksam zu machen und um sie zu verändern. 
Ich glaube, das wurde in dem Bericht der Bürgerbe-
auftragten sehr deutlich. 

Ein ganz aktueller Fall sind hierbei die Bearbeitungs-
zeiten und die Erreichbarkeit der Familienkassen 
der Bundesagentur für Arbeit. Es ist schwer vor-
stellbar, dass Menschen, die sich mit Anliegen an die 
Familienkasse wenden, zum Beispiel über eine Stun-
de in einer Telefon-Hotline warten, um dann als Er-
gebnis zu erfahren, dass ihr Anruf nicht entgegenge-
nommen werden kann. Dass Anträge und schriftliche 
Anfragen über Wochen ohne Antwort von der Fami-
lienkasse bleiben, kann und darf ebenfalls nicht wahr 
sein. 

(Beifall bei SPD, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Zeitungsmeldungen über die Familienkasse in Bad 
Oldesloe und zuletzt vom 21. September über die Fa-
milienkasse in Flensburg bestätigen diese Vorkomm-
nisse. 

Das Kindergeld und der seit dem 1. Januar 2005 zu 
beantragende Kinderzuschlag für Geringverdiener ist 
für viele Familien - beziehungsweise Alleinerziehen-
de - ein wichtiger Bestandteil ihres monatlichen Ein-
kommens. Verzögerungen führen hier direkt zu Ver-
schuldungen und bringen Familien in finanzielle Not. 
Dies darf nicht sein. Darum haben Sie, Frau Wille-
Handels, unsere volle Unterstützung, wenn es darum 
geht, die Bundesagentur für Arbeit aufzufordern, 
diese Defizite umgehend abzustellen. 

(Beifall bei SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW) 

An dieser Stelle möchte ich noch einen grundsätzli-
chen Ansatz ansprechen. Wir alle stehen für starke 
Bürgerrechte, wie sie durch die Richtlinien des Eu-

ropäischen Rates zur Antidiskriminierung gestärkt 
werden sollen. Es bleibt eine Aufgabe der politischen 
Gremien, ein ausdrückliches Benachteiligungsverbot 
für Merkmale der sexuellen Identität und Orientie-
rung in unser Recht umzusetzen. 

(Beifall des Abgeordneten Peter Eichstädt 
[SPD]) 

Dies kann nicht nur auf nationaler Ebene geschehen. 
Wir benötigen auf Landesebene eine konkrete Zu-
ständigkeit. Dies hat auch mein Kollege Peter 
Eichstädt in einer der letzten Landtagssitzungen, als 
wir über das Antidiskriminierungsgesetz gesprochen 
haben, eingefordert. Analyse von Diskriminierung, 
Impulsgebung und Ombudsfunktion sind einige Auf-
gaben im Rahmen der europäischen Richtlinien. Es 
sind Aufgaben, deren Wahrnehmung ich mir sehr gut 
bei der Bürgerbeauftragten vorstellen kann. Die Bür-
gerbeauftragte ist Ombudsfrau. Sie kann in politische 
Diskussionen eingreifen und gesellschaftliche Verän-
derungen anmahnen. Sie kann in ihren regelmäßigen 
Berichten den Themenbereich Antidiskriminierung 
aufgreifen. Ich sage also nicht nur einen Dank für die 
geleistete Arbeit an Frau Wille-Handels, sondern es 
gibt - wie ich finde - auch einen Auftrag, diese Arbeit 
sinnvoll zu ergänzen. Den Bericht der Bürgerbeauf-
tragten wollen wir gern im Sozialausschuss vertiefend 
weiter beraten. 

(Beifall bei SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Für die FDP-Fraktion erhält der Herr Abgeordnete 
Dr. Heiner Garg das Wort. 

Dr. Heiner Garg [FDP]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Frau Wille-Handels! Die Jahr für Jahr steigen-
den Eingaben an die Bürgerbeauftragte machen deut-
lich, dass die Arbeit der Bürgerbeauftragten nach 
16 Jahren nicht nur akzeptiert wird, sondern zu einer 
nicht mehr weg zu denkenden Institution unseres 
Landtages geworden ist. Die erfolgreiche Hilfe zeigt, 
dass das Engagement der Bürgerbeauftragten und 
ihrer Mitarbeiter gepaart mit unvermindert hoher 
Qualität in der Beratung von Rat suchenden Bürger 
mehr denn je gebraucht wird. Genau für dieses Enga-
gement danke auch ich Ihnen im Namen meiner Frak-
tion ganz herzlich. 

(Beifall bei FDP, SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Die Institution der Bürgerbeauftragten, die in frühe-
ren Zeiten selbst immer wieder Gegenstand von De-
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batten war, ist heute nicht nur fraktionsübergreifend 
unumstritten und anerkannt, sie ist zu einem Aushän-
geschild unseres Parlaments geworden. Es ist nämlich 
unsere Bürgerbeauftragte, die Bürgerbeauftragte des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Bericht des Jahres 2004 und der erste Zwischen-
bericht zur Einführung des SGB II - also von 
Hartz IV -  müssen uns als Landesparlament und 
somit als Gesetzgeber zu denken geben. Wir dürfen 
nicht länger die Institution einer Bürgerbeauftragen 
als Ausputzer für gut gemeinte, aber schlecht ge-
machte Gesetze ansehen. Die Bürgerbeauftragte ist 
auch nicht dafür da, die aufgrund der Flut von Einzel-
bestimmungen überforderten Verwaltungen zu entlas-
ten, die bei der erforderlichen Einzelfallentscheidung 
ihre Beurteilungsspielräume nicht kennen oder aber 
nicht bürgernah ausschöpfen. Die Anlaufstelle einer 
Bürgerbeauftragten soll nach ihrem Verständnis vor 
allem auch eines sein: eine Rückkoppelung der Praxis 
an die Politik. Als Gesetzgeber sollten wir uns des-
halb immer wieder die Frage stellen, ob die von uns 
verabschiedeten Regelungen und Normen überhaupt 
praxistauglich sind. 

Wird das erreicht, was die Politik durch die Regelun-
gen erreichen wollte oder wurde das von uns definier-
te gewünschte Ziel verfehlt? Machen wir Politik mit 
und für Menschen oder machen wir Politik gegen 
Menschen? Dabei wäre es schon schlimm genug, 
wenn die Menschen Letztes einfach nur so empfinden 
würden. Genau das sind die Fragen, die durch Bür-
gernähe und aufgrund der pragmatischen Hilfeleis-
tungen durch die Institution einer Bürgerbeauftragten 
beantwortet werden sollten. Dabei macht sie nichts 
anderes, als uns aufzuzeigen, wo etwas nicht funktio-
niert. Als Vorwarnsystem liefert der jährlich vorge-
legte Bericht der Bürgerbeauftragten dem Gesetzge-
ber - also uns - sehr viele Antworten. 

Wenn wir ehrlich sind, dann häufen sich die negati-
ven Antworten. Ich nenne hier ein konkretes Beispiel: 
Mit der Einrichtung gemeinsamer Servicestellen 
nach § 23 SGB IX sollten die für die Betroffenen 
unübersichtlichen Strukturen und Hilfsangebote ver-
einheitlicht und das bestehende System durch eine 
bessere Kooperation der einzelnen Leistungsträger 
optimiert werden. So die Zielsetzung des Gesetzge-
bers. Es wurde erwartet, dass durch die zentrale An-
laufstelle den Ratsuchenden eine einfache, schnelle 
und konkrete Hilfe zukommt und dadurch ein selbst-
bestimmtes Leben und die Teilhabe an der Gesell-
schaft möglich wird. Gut vier Jahre nach Inkrafttreten 
des SGB IX entpuppen sich gerade diese Service-
Stellen als große Enttäuschung: fehlendes Geld, feh-

lendes Personal und fehlende Kooperation zwischen 
den Trägern. Hinzu kommt, dass auf die mitunter 
besonderen Bedürfnisse von Blinden, Gehörlosen und 
Menschen mit geistigen Behinderungen nicht einge-
gangen wird oder nicht eingegangen werden kann. 
Hier haben wir den klassischen Fall, dass vom Ge-
setzgeber ein bestimmtes Ziel gewollt wird, dieses 
aber in der praktischen Umsetzung an Widrigkeiten 
zu scheitern droht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind sowohl im 
Bund als auch im Land gefragt, Gesetze, Verordnun-
gen und Regelungen wieder so zu gestalten, dass sie 
den Zweck, den sie erfüllen sollen, letzten Endes auch 
erfüllen können, denn wir machen Gesetze für Men-
schen und nicht Gesetze gegen Menschen. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit - auch bei 
meinem Kollegen Wolfgang Kubicki. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sowie vereinzelt bei CDU und SPD) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken dem Herrn Abgeordneten Dr. Heiner 
Garg. - Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN erteile ich der Frau Abgeordneten Monika 
Heinold. 

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Auch 
meine Fraktion bedankt sich bei der Bürgerbeauftrag-
ten und bei ihrem Team für die geleistete Arbeit. Der 
Tätigkeitsbericht in diesem Jahr macht wieder deut-
lich, wie notwendig die Bürgerbeauftragte ist, wie 
viel Arbeit es gibt und dass wir dafür eine Zuständig-
keit brauchen. 

Ich freue mich, dass inzwischen sogar die CDU-
Fraktion dieses eingesehen hat und ihre bisherigen 
Streichungspläne, die sie noch bei den Haushaltsbera-
tungen im letzten Jahr vehement vertreten hat, ad acta 
gelegt hat. 

(Beifall bei der FDP sowie vereinzelt bei der 
SPD) 

Die CDU hatte schlicht aufs falsche Pferd gesetzt hat, 
weil sie Sparvorschläge für ihre vielen Forderungen 
brauchte, aber das scheint ja vergangen. Sie haben 
auch heute nicht gesagt, dass es nur Koalitionstreue 
ist, sondern dass sie die Bürgerbeauftragte richtig gut 
finden. Ich denke, dass hält dann auch für die nächs-
ten Jahre. 

Die Fallzahlen der Bürgerbeauftragten steigen von 
Jahr zu Jahr, weil die Gesetze immer noch zu kompli-
ziert sind - Herr Garg hat das noch einmal angespro-
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chen -, aber auch weil das gesellschaftliche Klima 
rauer geworden ist. Im Jahr 2004 haben sie ein Ma-
ximum von über 2.700 Fällen erreicht, und von ihnen 
konnten erfreulicherweise über 2.600 im Sinne der 
Bürger und Bürgerinnen bearbeitet werden, abge-
schlossen werden. Ich finde, das ist eine ausgespro-
chen gute Erfolgsquote. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Durch Hartz IV sind die Zahlen noch einmal gestie-
gen. Die Bürgerbeauftragte hat schon signalisiert, 
dass sie hier vom Landtag Unterstützung erwartet. 
Dies werden wir im Rahmen der Haushaltsberatung 
miteinander besprechen müssen. 

Besonders bedrückend ist es, dass anscheinend die 
Verwaltung ihrer Verpflichtung zur sachgerechten 
Bearbeitung der Bürgeranliegen nur unzureichend 
nachkommt. Das ist weder bürgerfreundlich noch ist 
es kundenorientiert. Wir sprechen immer wieder da-
von, dass die Behörden jetzt Kunden haben, dann 
müssen sie sich auch dementsprechend verhalten. Ein 
demokratischer Sozialstaat lebt davon, dass die 
Bürgerinnen und Bürger ihre Rechte offensiv einfor-
dern und ihnen dabei kompetente Unterstützung zur 
Verfügung gestellt wird. 

Die Bürgerbeauftragte leistet dieses, ist landesweit 
bekannt, ist fachlich anerkannt und sie hat ihre Au-
ßensprechtage bedarfsentsprechend erweitert und 
verstetigt. Auch hierfür herzlichen Dank. 

Institutionen wie die Bürgerbeauftragte, aber auch der 
Flüchtlingsbeauftragte, der Behindertenbeauftragte 
und der Petitionssauschuss stabilisieren unseren Staat. 
Auch deshalb unterstützt meine Fraktion den Vorstoß 
der Bürgerbeauftragten für die modellhafte Erpro-
bung eines Beschwerde- und Ideenmanagements in 
den einzelnen Behörden. Exemplarisch dafür, dass 
Verwaltungshandeln überprüft werden muss, sind die 
gemeinsamen Servicestellen für Menschen mit Be-
hinderung nach dem SGB IX. Dies ist heute mehrfach 
erwähnt worden. Ich wiederhole deshalb nicht, was in 
meiner Rede steht, nämlich die Defizite, weil meine 
Vorredner dies getan haben. 

Ich möchte nur darauf hinweisen, dass wir in dieser 
Landtagstagung einen Berichtsantrag stellen, der 
hoffentlich ohne Aussprache verabschiedet wird. In 
diesem Berichtsantrag fordern wir die Landesregie-
rung auf - wir haben uns jetzt auf die Dezember-
Tagung geeinigt -, dass sie dem Landtag im Dezem-
ber berichtet, wie wir mit diesen Servicestellen in 
Zukunft umgehen, damit sie praxisorientiert arbeiten 
und die Lösungen liefern, wofür wir sie eingerichtet 
haben, und auch bezahlen. Es ist nicht nur Aufgabe 
der Politik, die Bürgerbeauftragte zu loben - das tun 

wir immer alle gern - und aus dem Bericht zu zitieren, 
wir haben auch die Aufgabe zu bewerten, welche 
Lösungsansätze sich daraus ergeben, welche Proble-
me wir bearbeiten wollen. Unser Beitrag dazu ist der 
Berichtsantrag zu den Servicestellen. Wenn alle Frak-
tionen einen konkreten Beitrag dazu leisten, sind wir 
ein Stück weiter. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP, SSW sowie vereinzelt bei SPD und 
CDU) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Danke, Frau Abgeordnete Heinold. - Das Wort für 
den SSW erhält der Herr Abgeordnete Lars Harms. 

Lars Harms [SSW]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die Bürgerbeauftragte Frau Wille-Handels 
und ihr Team haben im letzten Jahr wieder ein beein-
druckendes Arbeitspensum bewältigt. Auch wir als 
SSW möchten uns wieder bei ihr und ihren Leuten 
dafür bedanken, dass sie eine so hervorragende Arbeit 
geleistet und wieder einmal den Beweis erbracht ha-
ben, dass Beauftragtenstellen für unser Land sehr 
wichtig sein können. 

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei der 
SPD) 

Fast 3.000 Neueingaben aus vielen Bereichen haben 
sie erreicht und sie wurden gesichtet und bearbeitet; 
viele konnten einer Lösung zugeführt werden. Ge-
nauer gesagt, 94 % der zulässigen Eingaben wurden 
positiv abgeschlossen. Das ist eine hervorragende 
Quote und zeigt auch, dass Bürgernähe in unserem 
Land durchaus möglich sein kann. Nur wenige von 
diesen Eingaben konnten nicht positiv abgeschlossen 
werden, weil zum Beispiel der kleine Dienstweg bei 
den Arbeitsagenturen offensichtlich durch die 
Hartz-IV-Reform außer Kraft gesetzt wurde oder 
auch weil die gesetzlichen Regelungen den Interessen 
der Petenten zuwider laufen. In diesen Fällen weist 
der Bericht auf Handlungsbedarf hin. 

Der SSW versteht die Empfehlungen der Bürgerbe-
auftragten als eine Agenda an den Landtag und die 
Landesregierung, die es abzuarbeiten gilt. Der SSW 
hat die Institution Bürgerbeauftragte als Frühwarnsys-
tem verstanden und man sollte ihre Signale auch ernst 
nehmen. Anders als beispielsweise beim Petitionsaus-
schuss, dessen Arbeit streng auf die Schriftlichkeit 
ausgerichtet ist, erreichen die Bürgerbeauftragte viele 
direkte Anfragen durch die Sprechstunde und darüber 
hinaus als telefonische Anfragen. Letzte machen mit 
79 % den Löwenanteil aus. Die Zeit zwischen Prob-
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lem und dem Gespräch mit der Bürgerbeauftragten ist 
also sehr kurz. 

Ich begrüße es ausdrücklich, dass die Bürgerbe-
auftragte regelmäßige Sprechstunden auch im länd-
lichen Raum durchgeführt hat und weiter plant. Ich 
denke, dass auf diesem Weg gerade Personen einen 
Ansprechpartner finden, die nie auf die Idee kommen 
würden, einen Beschwerdebrief zu schreiben. Für 
uns, die wir täglich mit Geschriebenem, Berichten, 
Anträgen oder Briefen zu tun haben, ist es kaum vor-
stellbar, dass es Menschen gibt, die seit ihrer Schul-
zeit nichts längeres geschrieben haben als eine Post-
karte oder eine SMS. Sie sind einfach ungeübt und 
deshalb unsicher in dieser Form der Kommunikation, 
die aber Voraussetzung ist, um seine Rechte geltend 
zu machen. Gerade diese Menschen aber brauchen am 
dringendsten die Unterstützung. Jemand, der wortge-
wandt und stilsicher Beschwerde führen kann, hat in 
der Regel kaum Probleme, sein Anliegen selbst zu 
regeln. Wie sieht es aber mit allen anderen aus? Diese 
wenden sich an die Bürgerbeauftragte. Das ist in den 
letzten eineinhalb Jahrzehnten eine gute Praxis in 
unserem Land geworden. 

Der Anteil der schriftlichen Anfragen an die Bür-
gerbeauftragte ist im Berichtsjahr leicht gesunken und 
wird voraussichtlich noch weiter sinken. Damit ent-
wickeln sich die Außensprechtage zu einem wichti-
gen Scharnier zwischen Bürger und Landespolitik. 

(Vereinzelter Beifall bei SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Darum ist es besonders wichtig, dass a) diese Sprech-
tage publik gemacht werden und b), dass man immer 
daran denkt, dass das Ganze auch mit Geld oder 
Sachleistungen unterfüttert sein muss, damit diese 
Sprechstunden stattfinden können. Das ist unheimlich 
wichtig für die Bürgernähe in unserem Land. 

(Vereinzelter Beifall bei SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Mich hat gewundert, dass jeder vierte Petent durch 
andere Verwaltungen auf die Sprechtage aufmerksam 
gemacht wurde. Kann das ein Hinweis auf ein wach-
sendes Unwohlsein in den Verwaltungen sein? Möch-
ten die Verwaltungsmitarbeiter gern helfen, können 
dies aber möglicherweise nicht und hoffen von außen 
auf eine Hilfestellung durch eine unabhängige Person 
oder Institution? 

Wenn das so sein sollte, ist das ein Alarmzeichen in 
Bezug auf die innere Verfassung von Behörden und 
Verwaltungen. Der Bericht hat anhand der Arbeits-
agenturen exemplarisch beschrieben, welche Folgen 
Umstrukturierungen haben können. Erfahrene Mitar-
beiter werden umgesetzt und die neuen scheuen sich, 

Entscheidungen zu treffen, weil ihnen oft auch die 
Grundlagen fehlen. Hier könnte der Grund für die 
Verweisung auf die Bürgerbeauftragte liegen. Die 
Mitarbeiter können sich sicher sein, dass das Problem 
wahrscheinlich gelöst wird, und sie selber sind leider 
noch nicht in der Lage, dieses Problem lösen zu kön-
nen. Deswegen bedient man sich dieses Hilfsmittels 
Bürgerbeauftragte. Auch das müssen wir berücksich-
tigen, wenn wir über Neustrukturierung von Verwal-
tung nachdenken. 

Insgesamt möchten auch wir der Bürgerbeauftragten 
und ihrem Team für ihre Arbeit danken. Wir sehen 
den Bericht als Anregung, als Landtag dort tätig zu 
werden, wo wir es im Sinne der Menschen können, 
und als Land Schleswig-Holstein unsere Verwaltung 
so zu organisieren, dass sie noch bürgerfreundlicher 
wird, als sie ohnehin schon ist. 

(Beifall bei SSW, SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke Herrn Abgeordneten Harms.  

Es ist beantragt worden, den Bericht Drucksache - 

(Zurufe - Wolfgang Baasch [SPD]: Darf die 
Ministerin nicht reden? Mein Gott, wenn 
man hier nicht immer aufpasst!) 

- Ich bin so froh, Herr Kollege Baasch. Selbstver-
ständlich darf die Ministerin gern reden. Ich erteile 
ihr hiermit das Wort. 

Dr. Gitta Trauernicht, Ministerin für Soziales, Ge-
sundheit, Familie, Jugend und Senioren: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Auch ich möchte mich sehr herz-
lich bei Frau Wille-Handels und ihren Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern für diesen umfangreichen und 
sehr aufschlussreichen Tätigkeitsbericht 2004 bedan-
ken. Das ist eine wunderbare Leistung und dieser 
Bericht zeigt einmal mehr, dass die Bürgerinnen und 
Bürger im Land in der Bürgerbeauftragten eine kom-
petente Ansprechpartnerin sehen, dass sie sie für eine 
neutrale Vermittlerin halten und - je nach Fall - auch 
für eine kämpferische, parteiische Anwältin in allen 
sozialen Angelegenheiten. 

Ich freue mich deshalb sehr, dass es in den Koaliti-
onsverhandlungen gelungen ist, die Aufgaben der 
Bürgerbeauftragten in der gegenwärtigen Form zu 
erhalten. Das ist ein wichtiges Signal für die Men-
schen in unserem Land und das haben sie auch wahr-
genommen. - Herzlichen Dank, Frau Wille-Handels! 

(Beifall) 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, leider gilt aber un-
verändert, dass das Recht der sozialen Sicherung für 
viele Menschen unübersichtlich ist, dass es häufig als 
undurchdringliches Dickicht empfunden wird. Dar-
über hinaus stimmt auch der Stil häufig nicht. Hinzu 
kommt, dass die mit den größeren Reformvorhaben 
verbundenen Umstellungen in den Sozialbehörden 
diese erheblich belasten und dabei die individuelle 
Beratung der Hilfesuchenden über Ansprüche und 
Verfahrensregelungen durch diese Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter - es ist vorhin schon angesprochen 
worden - mitunter zu kurz kommt. Bereits der Bericht 
für das Jahr 2003 hat dies am Beispiel der neuen 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
gezeigt. Gleiches gilt nach wie vor für die Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende. 

Ein neues Thema, das hier angesprochen worden ist, 
ist die Arbeit der geschaffenen gemeinsamen Servi-
cestellen für Rehabilitation. Diese wird, um es mil-
de zu sagen, noch nicht für optimal gehalten. Deshalb 
begrüßen wir auch die Anfrage der Fraktion von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und werden dieser 
Thematik intensiv nachgehen. Ich glaube, dass die 
Zeit bis zur Befassung hier im Landtag auch wichtig 
ist, um differenziertes Datenmaterial zusammenzutra-
gen, weil es natürlich - wie häufig bei einer solchen 
Einschätzung - verschiedene Meinungen gibt. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Unabhängig davon ist es der Landesregierung sehr 
wichtig, dem Anliegen des Gesetzes, mithilfe der 
Servicestellen die Unübersichtlichkeit des Reha-
Rechts zu überwinden und Menschen mit Behinde-
rung Teilhabe und Selbstbestimmung zu ermöglichen, 
Rechnung zu tragen. Deswegen kann es nicht sein, 
dass die Servicestellen ihre Aufgaben gerade mit 
Blick auf die Übersichtlichkeit und Serviceorientie-
rung nicht bewältigen. Das wäre nicht im Sinne des 
Gesetzgebers. 

Die Hinweise der Bürgerbeauftragten auf Probleme 
bei Kindergeld und Kinderzuschlag sind hoch aktuell. 
Es ist ein Trauerspiel, wenn Familien und Kinder die 
Folgen von Neuorganisation innerhalb großer Ver-
waltungen so hautnah und folgenschwer zu spüren 
bekommen, wie das zurzeit übrigens nicht nur, aber 
auch in Schleswig-Holstein der Fall ist. Ich habe mich 
deshalb bei der Bundesregierung für durchgreifende 
Verbesserungen eingesetzt. Es kann nicht akzeptiert 
werden, dass Eltern nicht zu dem Geld kommen, das 
sie häufig tatsächlich brauchen, um ihre Kinder ver-
sorgen zu können. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Ich weiß, dass eine Familienkasse - und zwar eine 
Familienkasse im umfassenden Sinn, nämlich für alle 
finanzpolitischen Leistungen - eine große Herausfor-
derung ist, weil diverse Gesetze dahinter stehen. Aber 
auch dieses Ziel der einheitlichen Familienkasse muss 
im Interesse der Familien mit Nachdruck verfolgt 
werden. 

Ich unterstütze ausdrücklich die Forderung der Bür-
gerbeauftragten, dass die persönliche Beratung in den 
Sozialbehörden den aktuellen Haushaltsproblemen 
der öffentlichen Hand nicht zum Opfer fallen darf. 
Das muss erst recht gelten, wenn größere Verände-
rungen in den Sozialleistungssystemen Besorgnisse 
der Bürgerinnen und Bürger auslösen, die die gesell-
schaftliche Akzeptanz von Änderungsprozessen ge-
fährden können. 

Mein Haus nimmt den Auftrag der Verwaltungsmo-
dernisierung deshalb sehr ernst, denn es ist mein 
Prinzip, dass Menschen in Zeiten von Umbrüchen, in 
Zeiten, die Angst auslösen, auf verlässliche Beratung 
Anspruch haben. Dies müssen wir auch professionell 
einlösen. Das gilt aber nicht nur für staatliche Stellen, 
das gilt auch für Sozialversicherungsträger und ihre 
Selbstverwaltung, die hier eine wichtige Aufgabe 
wahrzunehmen haben. 

Der Bericht liefert Beispiele dafür, dass die Gesetzes-
lage nicht immer problemgerecht ist, dass der Staat 
sehr komplexe Regelungen schafft, die auch Experten 
nicht immer durchschauen. In der Tat sollten wir 
nicht dem Irrglauben verfallen, dass ein Mehr an 
sozialer Gerechtigkeit durch ein Mehr von gesetzli-
chen Regelungen zu erreichen sei. Die Forderung der 
Bürgerbeauftragten nach Verständlichkeit der Formu-
lierung schriftlicher Entscheidungen verstehe ich 
deshalb nicht nur als einen Hinweis für die praktische 
Arbeit der Sozialbehörden, sondern auch als Appell 
an Regierung und Parlament, die Zahl der Regelwer-
ke zu beschränken und ihren Inhalt übersichtlich und 
allgemein verständlich zu halten. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Frau Wille-Handels, ich möchte Ihnen und ihren Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern im Namen der Landes-
regierung nochmals für Ihren Einsatz, für Ihr Enga-
gement und für die konstruktiv-kritische Zusammen-
arbeit mit den Behörden im Land danken. 

(Beifall) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke Frau Ministerin Dr. Gitta Trauernicht. Es 
liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen mehr vor 
und ich schließe damit die Beratung. 



666 Schleswig-Holsteinischer Landtag (16. WP) - 11. Sitzung - Donnerstag, 29. September 2005 

(Vizepräsidentin Frauke Tengler) 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist Aus-
schussüberweisung an den Sozialausschuss zur ab-
schließenden Beratung beantragt. Wer so beschließen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das ist ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Landesbeamtengesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/255 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Ich eröffne damit die Grundsatzbera-
tung. Das Wort hat der Innenminister, Herr Dr. Ralf 
Stegner. 

Dr. Ralf Stegner, Innenminister: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren Abgeordnete! Durch den vorlie-
genden Gesetzentwurf zur Änderung des Landesbe-
amtengesetzes sollen mit Wirkung zum 1. Ja-
nuar 2006 die Polizeivollzugsbeamtinnen und Po-
lizeivollzugsbeamten sowie Beamtinnen und Beamte 
des Einsatzdienstes der Feuerwehr an den Kosten 
der Heilfürsorge beteiligt werden. Die künftige Ei-
genbeteiligung setzt nicht nur eine Aussage des Koa-
litionsvertrages um, sie trägt auch den Forderungen 
des Landesrechnungshofs in seinem Prüfbericht von 
2002 Rechnung. 

Bislang wurden Polizeibeamten Leistungen im Um-
fang der gesetzlichen Krankenversicherung kostenlos 
gewährt. Demgegenüber sind alle anderen Landesbe-
amten seit jeher gehalten, sich privat zu versichern. 
Hinzu kommt seit Anfang des Jahres 2005 ein nach 
Einkommen gestaffelter Beihilfeselbstbehalt. Von 
daher ist ein Beitrag der Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamten an den Kosten der Heilfürsorge gerecht. 
Die Länder Niedersachsen, Hamburg und Branden-
burg haben solche Regelungen allerdings teilweise in 
ganz anderer Dimension schon beschlossen. 

Die vorgesehene Eigenbeteiligung ist unter Zugrund-
legung der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts zulässig, da den Beamten in der Neufassung 
des § 212 Landesbeamtengesetz ein Wahlrecht zwi-
schen Heilfürsorge und Beihilfe eingeräumt wird. 
Eine Eigenbeteiligung von 1,4 % des Grundgehalts 
entspricht Monatsbeiträgen zwischen 11,50 € in der 
niedrigsten und 85 € in der höchsten Besoldungs-
gruppe. Für die meisten Polizeibeamten wird die mo-
natliche Belastung zwischen 31 € und 35 € liegen. 
Dies ist im Vergleich zu den Kosten einer privaten 
Krankenversicherung der Beihilfeberechtigten maß-
voll und zumutbar. Angesichts dieser vergleichsweise 

geringen Belastung werden, wie die Erfahrungen in 
anderen Bundesländern zeigen, nur in wenigen Aus-
nahmefällen Polizeibeamte von ihrem Wahlrecht 
zugunsten der Beihilfe Gebrauch machen. 

Parallel zu den belastenden Maßnahmen durch die 
geringfügige Eigenbeteiligung an der Heilfürsorge 
erhalten die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten 
durch das Polizeistrukturkonzept aber auch bessere 
Aufstiegschancen. Dieses Konzept bedeutet für die 
Polizeibeamten mehr Klarheit für ihren Karrierever-
lauf. Es eröffnet von 2006 bis 2010 rund 2.870 Be-
förderungsmöglichkeiten. Nahezu jeder zweite Poli-
zeibeamte wird in dieser Legislaturperiode befördert. 

Darüber hinaus wird es derzeit keine Verlängerung 
der Lebensarbeitszeit geben. Wir haben nun für die 
gesamte Legislaturperiode ein Personalstrukturkon-
zept vorgelegt, das auf den Grundsätzen der Klarheit, 
Wahrheit und Planbarkeit aufbaut. 

Mit den vorgenannten Initiativen haben wir aus dem 
Landeshaushalt wirklich herausgeholt, was herauszu-
holen war. Wenn der Finanzminister hier wäre, würde 
er mir das sicherlich bestätigen. Weitergehende Wün-
sche sind menschlich nachvollziehbar, aber ange-
sichts der Lage der Landesfinanzen unrealistisch. 

Nach der Entwicklung der neuen Polizeistrukturre-
form und den Verbesserungen in der Sachausstat-
tung - vom Digitalfunk über die Schutzwesten bis zu 
den Booten der Wasserschutzpolizei - wird nunmehr 
zügig die personelle Situation bei der Polizei insge-
samt gestärkt. 

Dem vonseiten der Opposition erhobenen Vorwurf, 
die kostenneutrale Finanzierung der Beförderung über 
die Eigenbeteiligung zur Heilfürsorge stelle eine Lin-
ke-Tasche-rechte-Tasche-Übung dar, möchte ich 
etwas entgegen halten: Es ist keine Selbstverständ-
lichkeit, dass die zu erbringende Einsparung nicht 
dem Landeshaushalt zufließt, sondern bei der Polizei 
verbleibt. Es gibt bundesweit kein anderes Land, in 
dem Einsparungen im Polizeihaushalt diesem an an-
derer Stelle wieder zugute gekommen sind. 

Eine bedeutende Landeszeitung hat die Lage Ihrer 
Partei, Herr Kollege Garg - leider ist er momentan 
nicht da, 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Heiner Garg 
[FDP]) 

Herr Kubicki ist leider nicht da; deswegen spreche ich 
Sie an -, wie folgt ausgedrückt: schwach, schwächer, 
FDP. - Das ist vielleicht ein bisschen hart. Lassen Sie 
es mich so sagen: Sie betreiben Opposition nach dem 
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Motto: Ich verspreche immer Dinge, die keine Regie-
rung halten kann! 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Heiner Garg 
[FDP]) 

Das ist auch ganz schön. Aber dafür kann sich die 
Polizei in diesem Land nichts kaufen. Es ist nämlich 
so, dass die Polizei von Einsparvorgaben betreffend 
die Personalausgaben verschont bleibt. Polizeibeam-
tinnen und Polizeibeamte setzen ihre Gesundheit und 
ihr Leben für das Gemeinwesen ein. Sie verdienen 
unseren Dank und unseren Respekt. Sie verdienen 
eine gute Ausstattung. Die bekommen sie in Schles-
wig-Holstein auch. Dafür stehen der Innenminister 
und die gesamte Landesregierung. Wir lassen Taten, 
nicht Worte sprechen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken dem Herrn Innenminister. - Das Wort für 
die CDU-Fraktion erteile ich dem Herrn Abgeordne-
ten Peter Lehnert. 

Peter Lehnert [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die Polizeibeamtinnen und -beamten in 
Schleswig-Holstein verrichten Tag für Tag ihren 
schweren und leider mitunter auch gefährlichen 
Dienst. Sie sind dabei auch immer wieder besonderen 
Risiken ausgesetzt. Dafür gebührt ihnen unser aller 
Dank und unsere Anerkennung. Deshalb haben wir 
für sie auch eine besondere Verantwortung und Für-
sorgepflicht. 

Wir können feststellen, dass die Motivation der Poli-
zei trotz zugegebenermaßen schwieriger Rahmenbe-
dingungen vorbildlich ist. Gerade deshalb darf diese 
positive Grundeinstellung von uns nicht fahrlässig 
oder vorsätzlich aufs Spiel gesetzt werden. Die Auf-
gabenerfüllung durch unsere Polizei wird von den 
Bürgerinnen und Bürgern in unserem Land sehr posi-
tiv bewertet. Dieser Beruf genießt hohes Ansehen und 
Vertrauen und das völlig zu Recht. 

Wir haben deshalb im Koalitionsvertrag vereinbart, in 
der Gesetzgebung zahlreiche Verbesserungen der 
Eingriffskompetenzen vorzunehmen. Diese wird die 
neue Landesregierung schon in Kürze mit entspre-
chenden Gesetzgebungsinitiativen auf den Weg brin-
gen. Dadurch werden die Rahmenbedingungen für die 
polizeiliche Arbeit in unserem Land deutlich verbes-
sert. 

Für die CDU-Fraktion hat außerdem eine optimale 
Sachausstattung der Polizei hohen Stellenwert. Dies 

gilt insbesondere für die regelmäßige Überprüfung 
und Neuanschaffung von Schutzwesten, um die per-
sönliche Sicherheit jedes einzelnen Polizeibeamten 
sicherzustellen. Wir brauchen die jeweils neuesten 
Fahrzeuge und die Optimierung der EDV-Aus-
stattung, weil es sich dabei um die Arbeitsplätze der 
Polizeibeamtinnen und -beamten handelt. Die Ge-
bäude und Diensträume werden auf den neuesten 
Stand gebracht. Der Digitalfunk wird flächendeckend 
eingeführt und es werden zahlreiche Boote für die 
Wasserschutzpolizei neu beschafft. 

Bei der Personalausstattung und den Beför-
derungsmöglichkeiten ist vorgesehen, die Polizei-
vollzugsstellen vollständig zu erhalten und zusätzli-
che Kräfte vor Ort zum Einsatz zu bringen. In den 
Jahren 2006 bis 2010 können insgesamt rund 2.870 
Beamtinnen und Beamte befördert werden. Davon 
profitieren vor allem Polizeibeamte des mittleren und 
gehobenen Dienstes. Dies bedeutet auch mehr Klar-
heit und Planbarkeit für den Verlauf ihres weiteren 
Berufslebens. Dieses umfangreiche und zukunftsfähi-
ge Personalkonzept gibt Sicherheit für die nächsten 
fünf Jahre und stellt in dieser Form eine bisher nicht 
gekannte Verlässlichkeit her. Außerdem kommt es zu 
keinen weiteren Kürzungen beim Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld und es kommt derzeit zu keiner Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit für Polizeibeamte. Die 
Dienstaltersgrenze bleibt also bei 60 Jahren. 

Ich finde, diese Aufzählung macht eindrucksvoll 
deutlich, dass die neue Landesregierung und die sie 
tragenden Fraktionen die innere Sicherheit zu einem 
Schwerpunkt ihrer Politik gemacht haben. 

(Beifall bei der CDU) 

Dass die von mir aufgezählten Punkte weitestgehend 
CDU-Positionen entsprechen, liegt, so glaube ich, in 
der Natur der Sache. Für unsere Fraktion genießt 
dieser Bereich heute - wie auch in der Vergangen-
heit - immer höchste Priorität. 

An dieser Stelle möchte ich unserem Finanzminister 
Rainer Wiegard Dank sagen, dass er trotz der schwie-
rigen finanziellen Rahmenbedingungen all diese 
Punkte finanziell absichert. Ein Dank gilt auch unse-
rem Innenminister Dr. Ralf Stegner, der die Weiter-
entwicklung der polizeilichen Arbeit inhaltlich trägt 
und nach außen vertritt. Er hat dabei immer wieder 
deutlich gemacht, dass allerdings auch die Polizei 
einen eigenen Beitrag zur Konsolidierung der ange-
schlagenen Landesfinanzen leisten muss. Der uns 
vom Innenminister vorgelegte Vorschlag zur Eigen-
beteiligung an der Heilfürsorge in Höhe von 1,4 % 
des Bruttoeinkommens scheint aus unserer Sicht 
maßvoll und überschaubar. In dieser Diskussion ist es 
allerdings für die CDU-Fraktion von besonderer Be-
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deutung, die Sorgen und Ängste der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Polizei ernst zu nehmen und mit 
ihnen regelmäßig ins Gespräch zu kommen. 

Lassen Sie uns deshalb von der heutigen Debatte ein 
klares und einvernehmliches Signal an unsere Lan-
despolizei senden: Der Landtag steht hinter Ihnen bei 
Ihrer nicht immer einfachen Arbeit. Wir werden trotz 
der schwierigen finanziellen Rahmenbedingungen für 
deutlich bessere Beförderungschancen in der Zu-
kunft sorgen. Damit setzen wir ein deutliches Zeichen 
für die Polizei und die innere Sicherheit in Schleswig-
Holstein. 

Ich beantrage für meine Fraktion die Überweisung 
des Gesetzentwurfs an den zuständigen Innen- und 
Rechtsausschuss. 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Peter Lehnert. - 
Das Wort für die SPD-Fraktion erhält Herr Abgeord-
neter Thomas Rother. 

Thomas Rother [SPD]: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die Sicherung der Personalausstattung, die 
Verbesserung der Besoldungsstruktur und die Fort-
setzung der Modernisierung der Ausrüstung bei der 
Landespolizei sind Ziele, die wir trotz schwieriger 
Haushaltslage erreichen wollen. Hierfür müssen auch 
die Polizeibeamtinnen und -beamten selbst einen 
Beitrag leisten, der in Form einer Beteiligung an den 
Kosten für die Krankenversorgung und einer An-
passung des Leistungsanspruchs an den Leis-
tungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
erfolgen soll. 

Dieser Schritt, der ebenso Berufsfeuerwehrleute 
trifft, fällt uns nicht leicht; denn - es ist schon zu 
Recht darauf hingewiesen worden - wir haben vor der 
Wahl bei Gewerkschaftsveranstaltungen immer bestä-
tigt, dass wir die Heilfürsorge nicht antasten wollen. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

- Einige Zeugen sind im Saal. Die Gründe für diese 
Auffassung bleiben auch jetzt nachvollziehbar. 
Schicht- und Wechseldienst, besondere körperliche 
Belastungen wie Fähigkeiten und die Gefährdungen 
der Gesundheit durch den Einsatz von Leib und Le-
ben der Beamtinnen und Beamten rechtfertigen eine 
besondere Ausgestaltung des Fürsorgeprinzips des 
Dienstherrn für diesen Personenkreis. Hinzu kommt, 

dass viele Polizeibeamte immer wieder schildern, 
dass die Straftäter eine härtere Gangart an den Tag 
legen. Manchem Abgeordneten ist vielleicht auch der 
Film „Ein sicherer Arbeitsplatz“ der Gewerkschaft 
der Polizei bekannt, der die Gefahren bei der Wahr-
nehmung der polizeilichen Aufgaben beschreibt. 

Was aber bleibt, sind die bekannten Probleme mit 
dem Landeshaushalt. Würden wir nicht an die Heil-
fürsorgeregelung herangehen, müssten wir diese Mit-
tel an anderer Stelle in diesem Haushaltsbereich zur 
Verwirklichung der personalwirtschaftlichen Ziele 
erwirtschaften. 

Was bleibt, ist die Frage, wie hoch dieser Vorteil 
einer bislang fast kostenlosen Krankenversicherung, 
den Polizisten und Feuerwehrleute erhalten, sein 
muss. Diese Frage müssen wir hier im Parlament 
beantworten. Das nimmt uns leider keine Tarifkom-
mission ab. Vielleicht kann man daran ja irgendwann 
einmal etwas ändern. Grundsatz für unsere Fraktion 
bleibt - wie bei der Selbstbehaltregelung in der Bei-
hilfe -: Starke Schultern müssen mehr tragen als 
schwache. 

Mit Verlaub, Herr Minister, Ländervergleiche hinken 
in diesem Zusammenhang ein bisschen, weil die Be-
soldungsstruktur im Bundesgebiet von Land zu Land 
unterschiedlich ist. Daher sind höhere Einbehalte in 
anderen Ländern nur bedingt als Rechtfertigung unse-
rer Regelung geeignet. Nachdenklich sollte es aller-
dings schon machen, dass manche Bundesländer gar 
keine Heilfürsorgeregelung mehr haben und die 
Krankenversorgung komplett über die Beihilfe abwi-
ckeln. In diese Richtung gehen ja auch die Vorschlä-
ge des Rechnungshofs. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn man sich vor 
diesem etwas komplizierten Hintergrund die Situation 
des Erwerbs von Anwartschaften für die private 
Krankenversicherung sowie der Beiträge für die Fa-
milienangehörigen dieser Personengruppe vor Augen 
führt, dann wäre es eigentlich am allerbesten, wenn 
wir endlich eine einheitliche Krankenversicherung 
hätten und die Besonderheiten bestimmter Berufs-
gruppen über das Einkommen und nicht über diese 
Fragen geregelt würden. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

- Vielen Dank. Mit Kopfpauschalen ist das allerdings 
auch nicht zu machen. Aber das ist wieder ein anderes 
Thema. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Koalitionsver-
trag ist die Heilfürsorgeregelung erwähnt. Also pas-
siert hier eigentlich heute nichts sonderlich Überra-
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schendes. Allerdings gibt es zwei doch bemerkens-
werte Abweichungen. 

Zum Ersten bleibt auch für einzustellende Polizeibe-
amtinnen und -beamte der Bereich der Heilfürsorge, 
sofern sie sich nicht für die Beihilfe entscheiden. 
Dieser mögliche Vorteil bleibt also erhalten. 

Zum Zweiten - der Minister hat darauf hingewiesen - 
ist am 13. September das Personalstrukturkonzept für 
die Landespolizei vorgelegt worden. Die Finanzie-
rung dieser Maßnahmen hält sich mit den Ein-
schränkungen durch die Heilfürsorgeneuregelung die 
Waage. Aber im Koalitionsvertrag steht eigentlich - 
das wissen Sie -, dass der Eigenanteil zur Heil-
fürsorge der Haushaltsentlastung dienen solle und 
dass diese Mittel im Haushalt der Polizei verblieben. 

Vielleicht wiegen diese beiden Abweichungen die 
nicht einzuhaltenden Aussagen aus der Zeit während 
des Landtagswahlkampfes, aus der Zeit vor der Land-
tagswahl irgendwie auf. 

Beim Personalstrukturkonzept ist es auch ein wenig 
wie bei der Reform III, bei der die personellen Ge-
winne aus der Strukturreform der Polizei erhalten 
bleiben und somit die Polizeipräsenz verbessert wird. 

In beiden Fällen erwirtschaftet die Polizei aus ihrem 
Etat Möglichkeiten zur Verbesserung von Personal-
struktur im Hinblick auf Besoldung und Aufgaben-
wahrnehmung. Dafür meinen Respekt, Herr Minister! 
Das immer so schön ,,frisch" genannte Geld kann es 
tatsächlich nur für die investiven Bereiche wie die 
Einrichtung des Digitalfunks oder zur Erneuerung des 
Bootsparks der Wasserschutzpolizei geben. 

Mit der Veränderung des Landesbeamtengesetzes 
machen wir einen weiteren Schritt, um vernünftigen 
Arbeitsbedingungen, zeitgemäßer Technikausstattung 
und angemessener Bezahlung sowie ausreichender 
Personalausstattung ein weiteres Stück näher zu 
kommen. 

Zum Abschluss noch ein Tipp für die Abgeordneten 
in den Wahlkreisen der kreisfreien Städte, also dort, 
wo es eine Berufsfeuerwehr gibt: Reden Sie doch 
einmal mit Ihren Stadträten und Bürgermeistern dar-
über, ob die Einnahme durch die Selbstbeteiligung an 
der Heilfürsorge vielleicht bei Beförderungen oder 
gar Neueinstellungen - in Kiel herrscht zurzeit ein 
ziemliches Kuddelmuddel - an die Feuerwehrleute 
wenigstens zum Teil zurückgegeben werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Für die FDP-Fraktion erhält der Herr Abgeordnete 
Dr. Heiner Garg das Wort. 

Dr. Heiner Garg [FDP]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
Sehr geehrter Herr Kollege Rother, ich beschäftige 
mich jetzt lieber mit den Vertretern der großen Koali-
tion, denn schließlich ist es ihr Gesetzentwurf, der 
vorliegt. Dieser Gesetzentwurf ist fast schon symbo-
lisch. Er symbolisiert eine immer weiter wachsende 
Politikverdrossenheit, die dadurch geschürt wird, dass 
Wahlkämpfer feste Zusagen machen, die nach der 
Wahl ohne großes Bedauern gebrochen werden. Hier-
zu möchte ich Ihnen kurz ein Zitat zur Kenntnis brin-
gen: 

„Wir wurden belogen. Anders stellt es sich 
nicht dar. Und das ist sehr schlimm, denn 
wenn Politik derartig an Glaubwürdigkeit 
verliert, besteht die Gefahr, dass die Wähler 
sich künftig von Wahlen fernhalten oder Pro-
testparteien wählen. Beides ist eine nicht ab-
zuschätzende Gefahr für unsere junge De-
mokratie.“ 

Dieses Zitat stammt aus einer Pressemitteilung der 
Deutschen Polizeigewerkschaft vom 20. September 
2005. 

(Holger Astrup [SPD]: Das ist aber überra-
schend!) 

Es beschreibt die derzeit herrschende tiefe Frustration 
der Polizeibeamtinnen- und beamten in unserem Land 
gegenüber den Vertretern der großen Koalition. Hin-
tergrund, liebe Kolleginnen und Kollegen, war eine 
Diskussionsveranstaltung der Deutschen Polizeige-
werkschaft am 25. November 2004 in Bad Bramstedt, 
in der sich Teilnehmer der im Landtag vertretenen 
Fraktionen den Vertretern der Polizei zum Thema 
Landtagswahl stellten. Aufgrund der unter Rot-Grün 
erfolgten Kürzungen beim Weihnachts- und Urlaubs-
geld waren die Vertreter der Deutschen Polizeige-
werkschaft misstrauisch gegenüber dem, was sie nach 
der Wahl zu erwarten hätten. Auch das Thema Heil-
fürsorge, die mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
neu geregelt werden soll, nahm einen bedeutenden 
Teil der Diskussion ein. Das ist auch nachvollziehbar, 
denn die Heilfürsorge ist sowohl für Polizisten als 
auch für Feuerwehrbeamte ein wichtiger Faktor. Bei 
der Heilfürsorge übernimmt das Land bisher die 
Krankheitskosten der Beamten, weil sich diese auf-
grund ihres hohen Berufsrisikos nur schwer privat 
versichern können. 

Trotz oder gerade wegen der Rede des heutigen In-
nenministers, der früher einmal Finanzminister war, 
wiederhole ich, was sich die Deutsche Polizeigewerk-
schaft seinerzeit als Aussagen der Vertreter der gro-
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ßen Koalition, der Kollegen Dr. Wadephul und Ro-
ther, zur Heilfürsorge notiert hatten. 

Aussage des Kollegen Rother: Heilfürsorge wird 
nicht angetastet. Selbstbehalt in der Beihilfe wird 
nicht erhöht. 

Aussage Herr Dr. Wadephul: Status quo für die Heil-
fürsorge. Selbstbehalt in der Beihilfe wird nicht er-
höht. 

Sie machen genau das Gegenteil von dem, was Sie 
beide vor der Wahl versprochen haben. Da muss man 
sich über die Reaktionen der Kolleginnen und Kolle-
gen bei Polizei und Feuerwehr nicht wundern und 
darf sich das hinterher hier auch nicht schönreden, 
Herr Innenminister. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Seitdem ist noch nicht einmal ein Jahr vergangen und 
heute liegt uns ein Entwurf der Landesregierung zur 
Änderung des Landesbeamtengesetzes vor, der eine 
1,4-prozentige Eigenbeteiligung vom Bruttolohn an 
den Kosten der Heilfürsorge einführen wird. 

Meine Damen und Herren von der großen Koalition, 
natürlich ist der Vorwurf der Lüge, der Ihnen von den 
Vertretern der Deutschen Polizeigewerkschaft ge-
macht wird, hart. Aber wie anders sollen sie denn 
reagieren, wo doch die CDU den Zustand des Lan-
deshaushaltes 2004 schon bestens kannte und immer 
wieder angeprangert hat und die SPD für diesen 
Haushalt maßgeblich verantwortlich war? Herr ehe-
maliger Finanzminister, wie anders sollen Sie denn 
von den Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten titu-
liert werden? Da nutzen Ihnen auch die Ausflüchte 
irgendeines halb verwirrten Redakteurs, der über 
einen Landesparteitag der FDP berichtete, die in der 
Opposition dieses Landtags sitzt, relativ wenig, um 
sich Ihren Griff in die Tasche der Polizeibeamtinnen 
und -beamten schönzureden. 

(Beifall bei der FDP) 

Aber, meine Damen und Herren, es kommt noch bes-
ser: Das Geld, das den Beamtinnen und Beamten für 
die Eigenbeteiligung an der Heilfürsorge einbehalten 
wird, soll auf einer ganz anderen Seite wieder ausge-
geben werden. 

Wir haben gerade das rührselige Märchen gehört, in 
den anderen Ländern werde das gar nicht so gemacht 
und es sei ein besondere sozialer Tatbestand in 
Schleswig-Holstein, dass den Beamtinnen und Beam-
ten ans Geld gegangen wird. 

In den nächsten fünf Jahren stehen Beförderungen bei 
der Polizei an. Die Kosten dieser Beförderung liegen 

bei insgesamt circa 10 Millionen €. Das weiß der 
ehemalige Finanzminister. Die Einnahmen, die das 
Land durch die Selbstbeteiligung der Polizisten zu 
verzeichnen hat, liegen in den nächsten fünf Jahren 
ebenfalls bei circa 10 Millionen €. Die Beamtinnen 
und Beamten bezahlen also quasi die Beförderung der 
Kolleginnen und Kollegen im Umlageverfahren aus 
ihrer Beteiligung an der Heilfürsorge. Herr Innenmi-
nister, ich bleibe dabei: Das ist nichts anderes als ein 
schäbiger Taschenspielertrick. 

Es liegt wohl im Interesse der Landesregierung, einen 
Keil in die Mitarbeiterschaft der Landespolizei zu 
treiben, frei nach der Devise „Teile und regiere“ 
spielt man die beförderungsreifen Beamten gegen die 
restliche Mitarbeiterschaft aus, weil die Finanzie-
rung der Beförderung ansonsten nicht gesichert wer-
den kann. 

Angesichts der dramatisch hohen Zahlen von 3.544 
beförderungsreifen Beamten zum 1. Oktober 2005 
und 4.022 beförderungsreifen Beamten zum 1. Ok-
tober 2006 steht die Landesregierung unter einem 
immensen Handlungsdruck. Die Zeche aber zahlen 
die Kolleginnen und Kollegen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir werden im Aus-
schuss darauf drängen, dass zu diesem Gesetz ein 
Anhörungsverfahren durchgeführt wird, bei dem ins-
besondere die Vertreter der Gewerkschaft der Polizei 
und die Vertreter der Feuerwehr auch mündlich ihre 
Auffassungen zum Gesetzentwurf vortragen können. 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Lieber Kollege Dr. Garg - - 

Dr. Heiner Garg [FDP]: 

Mein letzter Satz, Frau Präsidentin! - Ich sage jetzt 
schon: Ich freue mich insbesondere auf die Ausfüh-
rungen des Innenministers. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erhält die Frakti-
onsvorsitzende Anne Lütkes das Wort. 

Anne Lütkes [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist 
schon fast Tradition und schon fast ein Ritual, dass 
von den Oppositionsführern dieses Hauses die Forde-
rung nach Personalverbesserungen im Bereich der 
Polizei gestellt wird. Auflösung des Beförderungs-
staus, Einführung der zweigeteilten Laufbahn, ver-
bindliche Aufstiegsmöglichkeiten - diese For-
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derungen sind richtig, sie sind notwendig, aber sie 
werden hier rituell wiederholt, in der Vergangenheit 
von der CDU und jetzt - was uns nicht erstaunt - von 
der FDP. 

Allerdings erstaunt uns, mit welcher Geschwindigkeit 
von der ehemaligen Opposition das Fähnchen in den 
neuen Wind gehängt wird. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP) 

Wir haben das schon in einigen Reden gehört. Der 
Innenminister hat das, bezogen auf die FDP, gesagt. 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Heiner Garg 
[FDP]) 

Aber, Herr Stegner, dass etwas versprochen und nicht 
gehalten wird, können wir bei Ihrem jetzigen Koaliti-
onspartner leider sehr deutlich beobachten. Unehrli-
che Wahlkämpfe holen Sie sehr schnell ein. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP - Peter Eichstädt [SPD]: Herr Wa-
dephul lacht!) 

Erfreulich ist, dass der jetzige Innenminister, der alte 
Finanzminister unter Rot-Grün, die Politik zugunsten 
der Polizei, die wir in der Vergangenheit mitgetragen 
haben, unter schwierigsten Bedingungen in der gro-
ßen Koalition fortführt. - Er versucht es, aber es ge-
lingt auch. - Das Anliegen, Polizeibeamte hinsichtlich 
ihrer Beförderungsansprüche fürsorglich zu begleiten, 
ist ein ehrliches und wird von uns mitgetragen. Inso-
fern ist die Öffnung für Beförderungen in der Konti-
nuität der Politik richtig. 

Es kann allerdings nicht die Rede davon sein, dass 
damit - parallel zur Einführung der Beteiligung an der 
Heilfürsorge - das im Koalitionsvertrag, auf den Sie 
sich hier immer beziehen, 

(Zuruf der Abgeordneten Anke Spoorendonk 
[SSW] 

und von Ihnen beiden versprochene zukunftsfähige 
Personalkonzept vorliegt, so, wie das hier behauptet 
wird. 

Richtig ist - da kann ich mich gern dem Kollegen 
Rother anschließen -, dass es Aufgabe einer inneren 
Sicherheitspolitik ist, gerade die schwierigen Arbeits-
bedingungen der Polizei nicht nur zu beschreiben 
oder gar zu beklagen, sondern stetig an der besseren 
Sachausstattung und der Beförderung zu arbeiten. 
Darin sind wir uns einig. 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Klaus 
Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ich sage das hier jenseits der Oppositionsrolle, denn 
ich denke, das ist eine Gemeinsamkeit in diesem ho-
hen Haus. 

Aber zukunftsfähige Personalpolitik sieht anders 
aus. Der Beförderungsstau wird hier mit der vorlie-
genden Kürzung der Heilfürsorge finanziert. Darum 
wollen wir nicht herumreden. Das ist so. Ob man sagt 
linke oder rechte Tasche, da kommt es nicht auf die 
Formulierung an, denn sie wird dadurch gekürzt. Der 
Abbau des Beförderungsstaus wird dadurch finan-
ziert. Das lenkt den Blick auf eine zukunftsfähige 
Personalpolitik. Denn es kann nicht sein, dass ein 
Staatsbediensteter befördert werden muss, damit er 
nach 20 Jahren endlich eine seiner Tätigkeit ange-
messene Bezahlung bekommt. Es ist auch nicht ein-
zusehen, warum das Einkommen bei gleicher Tätig-
keit bei zunehmendem Dienstalter ständig steigt. 
Denn wenn das Alter entscheidend sein sollte, müsste 
man eher die jüngeren Beamtinnen und Beamten, die 
sich in der Familiengründungsphase befinden, mit 
einem höheren Einkommen ausstatten. Das wäre dann 
sozial gerecht und familienpolitisch sinnvoll. Aber 
weder die Familienfinanzierung noch die Honorie-
rung des Älterwerdens ist Aufgabe des Staates in 
seiner Arbeitgeberfunktion. Es ist nicht einzusehen, 
warum Kinder von öffentlich Beschäftigten via Orts-
zuschlag mehr staatliche Förderung erfahren als Kin-
der von privatwirtschaftlich Beschäftigten. 

Meine Damen und Herren, die Antwort auf die Prob-
leme des öffentlichen Dienstes ist letztlich nicht die 
Einführung der Beteilung der Beamtinnen und Beam-
ten an der privatärztlichen Versorgung, um damit ihre 
eigene Beförderung zu finanzieren. Die Antwort ist 
auch nicht der Umstieg von der dreigeteilten in die 
zweigeteilte Laufbahn, sondern es ist die Aufgabe 
des Laufbahnprinzips. Wir müssen den öffentlichen 
Dienst endlich zu einem Vergütungssystem führen, 
das sich ausschließlich an der konkret ausgeübten 
Tätigkeit und den persönlichen Leistungen bemisst. 

Es bedarf den Mut, den Artikel 33 Abs. 5 Grundge-
setz - das möchte ich hier nur der Ordnung halber 
noch einmal ganz deutlich sagen - endlich zu ändern. 
Ich erwarte von der großen Koalition dazu einen 
Schritt nach vorn. 

(Beifall der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW]) 

Die Beteiligung der Polizei an der Heilfürsorge ist 
eine Erste-Hilfe-Maßnahme. Am Dienstag haben Sie, 
Herr Minister, vom Bundesverfassungsgericht in 
dieser Richtung Rückendeckung bekommen. Die 
Kürzung der Leistungen von Beamten steht nicht per 
se im Widerspruch zum althergebrachten Grundsatz 
des Beamtentums. Erste-Hilfe-Maßnahmen können 
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und wollen wir in diesem Fall nicht verhindern, aller-
dings wollen wir das Beamtenwesen langfristig ver-
ändern, wenn nicht gar grundsätzlich abschaffen - 
wenn auch nicht in allen Bereichen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke Frau Abgeordneter Lütkes. - Das Wort für 
den SSW erhält Frau Abgeordnete Anke Spooren-
donk. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Auf einer Pressekonferenz hat der Innenminister der 
Öffentlichkeit mitgeteilt, dass mit der geplanten Ge-
setzesänderung jährlich rund 2 Millionen € Einnah-
men für den Landeshaushalt zu erwarten sind. Ich 
hätte mir daher gewünscht, dass der zu erwartende 
Beitrag zur Haushaltskonsolidierung auch der Vorla-
ge zu entnehmen gewesen wäre. Es mag sein, dass 
man diesen Kritikpunkt als formal abtun kann, aber 
die Senkung der Kosten ist bei dem vorliegenden 
Gesetzentwurf genau der springende Punkt. Deshalb 
legt die Landesregierung die Novelle vor. 

Inhaltlich hätte ich mir von der schwarz-roten Regie-
rung etwas mehr Entschlossenheit gewünscht. Inwie-
weit es sich hier um eine Maßnahme zur Kosten-
dämpfung handelt - wie es lapidar im Entwurf 
heißt -, muss sich erst noch zeigen. Es ist zunächst 
nur eine Kostenüberwälzung vom Land auf die Poli-
zistinnen und Polizisten beziehungsweise von den 
Kommunen auf die Kolleginnen und Kollegen von 
Berufsfeuerwehren. 

Andererseits werden die einzelnen Beamten nur mo-
derat belastet. Dass sie sich wie andere Beamte schon 
länger an den Gesundheitskosten beteiligen, bedeutet 
keine einseitige Benachteiligung. Künftig sollen sie 
sich - wir haben es schon gehört - mit 1,4 % ihres 
Grundgehalts an den Kosten der Heilfürsorge beteili-
gen, das sind zwischen 11,50 € und 85 € im Monat. 

Angesichts der grundlegenden gesellschaftspoliti-
schen Debatten über die Zukunft eines solidarischen 
Gesundheitssystems wirkt der Entwurf aber dennoch 
kleinmütig. Es geht um eine kleine Stellschraube in 
einem großen System. Das bedeutet, dass die im 
Bundestagswahlkampf geführte Diskussion um die 
Reform unserer sozialen Sicherungssysteme jetzt 
endlich zielgerichtet weitergeführt und zu einem Er-
gebnis geführt werden muss. Für uns heißt das wie-
derum: keine Umverteilung von unten nach oben und 
keine einseitigen Lösungen zulasten der Arbeitsneh-
merinnen und Arbeitnehmer. Der SSW bevorzugt in 

der Debatte um die Gesundheitsreform das Modell 
der Bürgerversicherung, weil dieses Modell unseren 
Vorstellungen am nächsten kommt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen wir die Kir-
che im Dorf: Wir wissen alle, dass dem Gestaltungs-
spielraum der Länder enge Grenzen gesetzt sind. Der 
vorliegende Entwurf ist ein Versuch, unter den gege-
benen rechtlichen und haushaltspolitischen Rahmen-
bedingungen kurzfristig wieder Spielräume für Be-
förderungen in der Landespolizei zu schaffen. Der 
Beförderungsstau ist enorm, vor allem im mittleren 
Dienst. Auf die vorgeschlagene Art und Weise be-
kommen wir für kurze Zeit mehr Luft. Wie aber se-
hen die Perspektiven aus? - Hier muss unbedingt 
weiter diskutiert werden. 

Daher haben wir Verständnis für die kritischen Stim-
men, die bei dem vorliegenden Gesetzentwurf von 
einer Mogelpackung sprechen. Da hilft es auch nichts 
zu sagen, dass die Situation in anderen Bundesländern 
noch gravierender aussieht. Die Frustration bei den 
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten ist groß. Sie 
fühlen sich verschaukelt und sie fühlen sich nicht 
ernst genommen - zum einen wegen der geltenden 
Beurteilungsrichtlinien, zum anderen wegen der ge-
forderten Eigenbeteiligung, die in Wirklichkeit nur 
dazu führt, dass sie ihre eigene Beförderung finanzie-
ren. 

Ich will jetzt keine Grundsatzdiskussion zum Berufs-
beamtentum führen. Polizeibeamtinnen und -beamte 
müssen weiterhin Berufsbeamte bleiben. Daran gibt 
es nichts zu rütteln. Aber wir müssen uns dennoch 
über eine Reform des Beamtensystems unterhalten. 
Es wird keine einfachen Lösungen dafür geben. 

(Zuruf des Abgeordneten Lothar Hay [SPD]) 

- Genau. Es hilft aber - ich denke, das muss bei sol-
chen Eingriffen immer als Erstes gemacht werden -, 
dass bei solchen Einschnitten der Dialog in den Mit-
telpunkt gestellt wird und zusammen mit den Betrof-
fenen auch das Bestreben, zu partnerschaftlichen 
Lösungen zu gelangen, das Erste sein muss. Ich den-
ke, nur so wird man weiterkommen und nur so wird 
man auch um Verständnis werben können. 

Das werden wir alles noch im Ausschuss zur Genüge 
miteinander diskutieren können. 

(Beifall beim SSW) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke Ihnen. - Herr Innenminister Stegner hat 
sich noch einmal zu Wort gemeldet. - Herr Innenmi-
nister! 
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Dr. Ralf Stegner, Innenminister: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich denke, gerade in Zeiten von großen Par-
lamentsmehrheiten ist es für die Debattenkultur gut, 
wenn man sich auch sehr ernsthaft kurz mit den Aus-
führungen der größten Oppositionsfraktion hier im 
Haus beschäftigt. 

(Klaus Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Stimmt nicht! - Anne Lütkes 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist 
nicht die größte! - Weitere Zurufe - Heiter-
keit und Beifall) 

- Ja, das ist klar. Es ist trotzdem die größte und es gibt 
noch eine zweite größte. Gut, okay. Sagen wir es 
einmal so, es ist die sich selbst für die größte haltende 
Fraktion. Das ist in jedem Fall präziser. 

Wer hier den Duktus der Reden des Kollegen Kubicki 
zur Haushaltssituation des Landes beim letzten Mal 
gehört hat - das war ja so gewaltig - und dann eben 
den Auftritt des Kollegen Dr. Garg erlebt hat - das 
muss ich schon sagen -, stellt fest: Das ist ein bemer-
kenswerter Unterschied. 

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Die Kosten, über die wir hier reden, bezahlen die 
Bürgerinnen und Bürger dieses Landes mit ihren 
Steuergeldern. Und darüber müssen wir reden. Wir 
muten in dieser Zeit bei der Haushaltslage des Lan-
des ganz vielen Vieles zu und vor diesem Hintergrund 
finde ich diese allzu populistischen Ausführungen 
hier im Haus doch sehr merkwürdig. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Ein Zweites: Der Kollege Dr. Garg hat gesagt, er 
freue sich auf die Diskussion, die er mit dem Innen-
minister dazu führen will. Dazu kann ich nur sagen, 
der Innenminister hat es auch deshalb leicht, weil er 
als Finanzminister die Polizei auch schon gut be-
handelt hat. Insofern können wir diese Diskussion 
sehr gern führen. 

Lassen Sie mich ein Drittes sagen - lieber Herr 
Dr. Garg, ich freue mich, dass Sie wieder da sind -: 
Zum Thema Meinungswechsel empfehle ich Ihnen 
nun wirklich einen Blick in den Spiegel. Ich fand es 
faszinierend, am Abend der Bundestagswahl zu erle-
ben, wie sich Herr Kubicki und Herr Koppelin zu 
Frau Künast und Herrn Trittin geäußert haben, und 
beim FDP-Parteitag wurden dann Jamaika-Fähnchen 
verteilt. Diese Form von Salto mortale in dieser Ge-
schwindigkeit schaffen wahrscheinlich nur solche 
Fraktionen und Parteien wie die Ihre. Zum Thema 

Glaubwürdigkeit muss ich wirklich sagen: Schauen 
Sie in den Spiegel! 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Nach § 56 Abs. 6 der Geschäftsordnung erhalten alle 
Fraktionen eine Minute zusätzliche Redezeit. Ich sehe 
nicht, dass dies ausgeschöpft werden soll. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Damit schließe ich die Bera-
tung. 

Es ist beantragt worden, den Gesetzentwurf Drucksa-
che 16/255 federführend dem Innen- und Rechtsaus-
schuss, mitberatend dem Finanzausschuss zu über-
weisen. Wer so beschließen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Ich frage die SPD-Fraktion, ob sie 
einer Ausschussüberweisung zustimmen kann. - 
Wunderbar. Ich danke für diese Übung. Damit ist die 
Überweisung federführend in den Innen- und 
Rechtsausschuss und mitberatend an den Finanzaus-
schuss beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf: 

Erste Lesung des Entwurfs eines Waldgesetzes für 
das Land Schleswig-Holstein (Landeswaldgesetz - 
LWaldG) 

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/270 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. 

Ich eröffne die Grundsatzberatung. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Günther Hildebrand. 

Günther Hildebrand [FDP]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Als die FDP vor knapp einem Jahr das rot-grüne 
Waldgesetz für Schleswig-Holstein an dieser Stelle 
abgelehnt hat, geschah das vor allem aus einem we-
sentlichen Grund: Wir wollten eine nachhaltige und 
naturnahe Forstwirtschaft in Schleswig-Holstein si-
cherstellen. Wir wollen das immer noch. Genau aus 
diesem Grund bringen wir heute ein neues Waldge-
setz für das Land Schleswig-Holstein ein - lassen Sie 
sich überraschen -: ein Gesetz, das sich wie der Vor-
gänger zum rot-grünen Modell an dem wirtschaftli-
chen Nutzen des Waldes orientiert, an seiner Bedeu-
tung für die Umwelt und seiner Bedeutung für die 
Erholung der Bevölkerung, ein Gesetz, das von den 
Ideen moderner Forstwirtschaft getragen ist, das aber 
frei von überflüssiger einseitiger ökologischer Be-
vormundung ist, ein Gesetz, das nicht mehr nur am 
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rot-grünen und vor allen Dingen am grünen Wähler-
potenzial ausgerichtet ist, sondern dass das Zusam-
menwirken von allen Betroffenen - von Waldbesit-
zern, Behörden und Bürgern - sucht und das seine 
Vorgaben auf die wesentlichen Richtlinien zugunsten 
der Zukunftsfähigkeit unserer Wälder im Land be-
schränkt. 

Meine Damen und Herren, sicherlich sind wir uns in 
diesem Hause alle einig, dass sich die gesellschaftli-
chen Anforderungen an den Schutz und die Nutzung 
des Waldes in den letzten Jahrzehnten stark gewan-
delt haben. Es ist heute gesellschaftlicher Konsens, 
die Wälder als wichtige natürliche Ressource zu 
schützen und zu pflegen. 

(Beifall bei der FDP) 

Diesem Ziel dient eine nachhaltige und ordnungs-
gemäße Waldbewirtschaftung. 

Diesem Ziel will die FDP mit ihrem heutigen Gesetz-
entwurf wieder ein Stück näher kommen. Denn 
nachdem Rot-Grün nunmehr sowohl auf Landes- wie 
auch auf Bundesebene abgewählt worden ist, wird es 
höchste Zeit, dass auch das rot-grüne Waldgesetz in 
Schleswig-Holstein wieder verschwindet. Das Wald-
gesetz der FDP bietet Gelegenheit und Möglichkeit 
dazu, wenngleich ich schon zugeben muss, dass ich 
unseren Gesetzentwurf lieber von einer anderen Posi-
tion aus eingebracht hätte. 

(Klaus Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schade!) 

- Wir erkennen ja Realitäten an, Herr Müller. - 
Gleichwohl ändert das am Inhalt unserer Vorstellun-
gen für ein modernes Waldgesetz für Schleswig-
Holstein nichts. 

(Beifall bei der FDP) 

Lassen Sie mich deshalb einige Punkte hervorheben. 
Da ist zunächst die Bewirtschaftung unserer Wälder, 
§ 8 des Gesetzentwurfs. Wir haben an dieser Stelle 
komplett mit den Bevormundungen des rot-grünen 
Waldgesetzes aufgeräumt. 

(Klaus Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kahlschlag!) 

Uns ist es stattdessen wichtig, dass wir uns gemein-
sam mit allen, die vom und im Wald leben, an Grund-
sätze halten, die die Erhaltung und Gestaltung der 
Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktion des Waldes 
sichern. Dafür reicht es nach unserer Überzeugung 
aus, als Gesetzgeber Empfehlungen zu geben und 
Kennzeichen für eine nachhaltige und ordnungsge-
mäße Forstwirtschaft aufzuzeigen. Wir vertrauen den 
Menschen, die vom und im Wald leben, dass sie or-

dentlich mit ihrem Wald umgehen können und wollen 
und ihn als wichtiges Naturgut auch schützen und 
pflegen, schon im eigenen Interesse. 

Die Kennzeichen beschreiben daher vielfach schon 
den Ist-Zustand, im Übrigen zielen sie auf die von uns 
gewünschten Verbesserungen beziehungsweise Ver-
änderungen. Dabei wird dem einen oder der anderen 
geneigten Leserin und Leser dieser Liste vielleicht 
schon aufgefallen sein, dass es bisweilen Überein-
stimmungen mit dem zurzeit gültigen Gesetz gibt. 
Das ist richtig und das ist auch beabsichtigt. Denn 
Kennzeichen nachhaltiger Forstwirtschaft sind 
parteipolitisch nicht gebunden und orientieren sich 
schlicht an der Fachlichkeit. Sie gehören deshalb 
auch in einen liberalen Gesetzentwurf. Gleichwohl 
bleibt zum rot-grünen Gesetz ein wesentlicher 
Unterschied: Wir sind davon überzeugt, dass sich die 
Eigenverantwortung der Waldbesitzenden für ihren 
Wald weit positiver auf die Zukunftsfähigkeit unserer 
Wälder auswirkt als der rot-grüne Kommandoton, der 
in den „Umweltauflagen“ des derzeitigen Wald-
gesetzes angeschlagen worden ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Denn was da bislang an Grundsätzen für eine nach-
haltige und naturnahe Bewirtschaftung des Waldes 
zusammengetragen worden ist, hat mit „Bewirtschaf-
tung“ nicht mehr viel zu tun, insbesondere wenn man 
berücksichtigt, dass sich Rot-Grün über den Verord-
nungsweg auch noch jedes Türchen aufgelassen hat, 
um seine ökologischen Bevormundungen zulasten der 
ökonomischen Notwendigkeiten in der Forstwirt-
schaft ausleben zu können. Deshalb: Weg damit! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Schleswig-Holstein 
ist nach wie vor das waldärmste Flächenland in 
Deutschland. Die Waldfläche im Land beschränkt 
sich auf lediglich 155.000 ha, das sind 9,9 % der 
Landesfläche. 

(Klaus Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 10,3!) 

- Hätten Sie gern - wir allerdings auch -, aber Sie 
haben es auch in Ihrer Amtszeit nicht erreicht, Herr 
Müller. 

Allen bisherigen Ankündigungen und auch den ver-
teilten Fördermitteln zum Trotz hat sich daran in den 
letzten Jahren nicht besonders viel ändern lassen. Der 
Anteil steigt leicht, aber größere Sprünge sind nicht 
zu erwarten. Nichtsdestotrotz hat die FDP zuletzt in 
ihrem Wahlprogramm damit geworben, einen Wald-
anteil von 12 % der Landesfläche erreichen zu wol-
len. Dazu stehen wir auch. Nur heißt das, dass wir 
nicht länger nur die alten bekannten Wege gehen, 
sondern auch neue Möglichkeiten nutzen müssen. 
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„Wald auf Zeit“ lautet deshalb unser Vorschlag in 
§ 14 Abs. 6 des Gesetzentwurfs. 

Hintergrund und Ziel dieser Initiative sind schnell 
erklärt. Es gibt in Schleswig-Holstein eine Vielzahl 
von Flächen, für die bereits rechtsverbindlich eine 
Verwendung in der Bauleitplanung, sei es als Bauge-
biet oder als Fläche für die Landwirtschaft, festge-
schrieben ist, deren entsprechende Nutzung sich aber 
verzögert oder zurzeit nicht mehr erfolgt. Im Laufe 
der Zeit könnte sich jetzt auf diesen Flächen in Form 
der Sukzession Wald ansäen oder ein Naturliebhaber 
könnte sogar Wald aufforsten. Ich sage bewusst 
„könnte“, denn bislang erwächst aus diesem Umstand 
unmittelbar das Problem, dass man den so entstande-
nen Wald praktisch nicht wieder los wird. Logische 
Folge: Die Flächen werden lieber regelmäßig um-
gebrochen, also schwarz gehalten, als das irgendetwas 
entsteht, was später vielleicht unumkehrbar ist. Das 
kann auch nicht im Sinne von Umwelt und Natur-
schutz sein. Dafür, Herr Hentschel, gibt es ausrei-
chend Beispiele. 

Mit unserem Gesetzentwurf wollen wir diese Situati-
on ändern. Künftig soll es auch möglich sein, das 
Wald auch auf anderweitig verplanten Flächen ent-
stehen darf, ohne zum bürokratischen Bumerang zu 
werden. Ich bin fest davon überzeugt, dass eine so 
entstandene Waldfläche zum ganz überwiegenden 
Teil letztlich stehen bleiben wird und als Waldfläche 
dauerhaft Bestand hat. In Nordrhein-Westfalen hat 
diese Idee bereits unter dem Stichwort „Natur auf 
Zeit“ im Landschaftsgesetz mit Verweis auf das 
Forstgesetz Fuß gefasst. Umso mehr hoffe ich auf 
konstruktive Diskussionen dazu im Ausschuss. 

(Beifall bei der FDP) 

Eine weitere wesentliche Änderung in unserem 
Waldgesetz für Schleswig-Holstein betrifft das Betre-
tungsrecht. 

(Konrad Nabel [SPD]: Das musste ja kom-
men!) 

Bei Rot-Grün hat das neue freie Betretungsrecht für 
ordentlich Entrüstung gesorgt, zu Recht, wie wir fan-
den, denn es setzt sich nicht nur keck über Eigen-
tumsfragen hinweg, sondern wurde nach den Infor-
mationen aus der Anhörung auch der besonderen 
Situation von Pflanzen und Tieren aufgrund des ge-
ringen Waldanteils nicht gerecht. 

Seitdem ist nun eine Zeit vergangen und die Situation 
hat sich jedenfalls teilweise entspannt: Die ursprüng-
liche Befürchtung, dass Waldbesucherinnen und 
Waldbesucher vermehrt jenseits der Waldwege durch 
die Wälder spazieren würden, hat sich zum Glück 
nicht in seinen Extremen bewahrheitet und damit 

auch nicht die Sorge, dass Fauna und Flora im Wald 
besonders beschädigt oder gefährdet werden. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Bleibt die Eigentumsfrage. In diesem Punkt sind wir 
nach wie vor davon überzeugt, dass es kein privater 
Waldbesitzer, aber auch keine Kommune hinnehmen 
muss, dass alle Waldbesucherinnen und Waldbesu-
cher, wie sie wollen, über sein beziehungsweise ihr 
Grundstück laufen dürfen. 

(Beifall bei der CDU - Zuruf des Abgeordne-
ten Konrad Nabel [SPD]) 

- Sie haben den Gesetzentwurf offensichtlich nicht 
gelesen, Herr Nabel. Der Sozialpflichtigkeit des Ei-
gentums 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Der Nabel schreit 
immer nur rum!) 

- so war ja immer das Schlagwort - ist bei weitem 
Genüge getan, wenn dafür die Waldwege zur Verfü-
gung gestellt werden. 

(Zuruf des Abgeordneten Konrad Nabel 
[SPD] - Dr. Heiner Garg [FDP]: Schnatter-
Nabel!) 

In diesem Sinn haben wir deshalb das Waldgesetz 
wieder „zurückgedreht“ und wollen künftig beim 
Betreten des Waldes zwischen Staatswald, in dem das 
freie Betretungsrecht einschließlich der Erlaubnis 
zum Pilze- und Beerensammeln für den eigenen Be-
darf bis auf weiteres gilt, und dem Betreten von Kör-
perschafts- und Privatwald, in denen das Betretungs-
recht auf Waldwege beschränkt bleibt - es sei denn, 
die Eigentümer erlauben es -, differenzieren. 

(Konrad Nabel [SPD]: Hoch lebe der Schil-
derwald!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, abschließend noch 
ein Wort zum Sondervermögen Landeswald Schles-
wig-Holstein, mit dem Rot-Grün seinen großen 
Traum von einer Stiftung Landeswald beziehungs-
weise Eingliederung in die Stiftung Naturschutz ein-
leiten wollte. Ausgeträumt! 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Lieber Kollege Hildebrand, Ihre Redezeit - - 

Günther Hildebrand [FDP]: 

Ich komme zum Schluss. 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wunderbar. 
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Günther Hildebrand [FDP]: 

Wir sehen in der Einführung des optimierten Regie-
betriebes als Wirtschaftsform für den Staatswald den 
geeigneten Rahmen, um der Zielsetzung unseres Ge-
setzes gerecht zu werden. Ich freue mich auf die Be-
ratungen im Ausschuss. 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Bevor ich das Wort an die CDU-Fraktion erteile, 
begrüße ich mit Ihnen allen sehr herzlich auf der Tri-
büne Schülerinnen und Schüler der Klaus-Harms-
Schule in Kappeln sowie ihre Begleiter. - Herzlich 
willkommen! 

(Beifall) 

Das Wort für die CDU-Fraktion erhält der Herr Ab-
geordnete Hartmut Hamerich. 

Hartmut Hamerich [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich wurde darauf hingewiesen, dass ich nur 
noch fünf Minuten Redezeit habe. Die reichen auch 
völlig aus. Denn so vieles war hier nicht neu. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Herr Kollege Hildebrand, wir begrüßen wohl den 
Vorschlag der FDP-Fraktion, das Landeswaldgesetz 
zu novellieren, 

(Konrad Nabel [SPD]: Aber nicht so!) 

ist es doch auch Bestandteil der Koalitionsvereinba-
rung zwischen CDU und SPD, an diesem Landes-
waldgesetz zu arbeiten. Sie, Herr Kollege Hilde-
brand, haben sich am Anfang Ihrer Rede zu folgender 
Aussage hinreißen lassen: Lassen Sie sich überra-
schen. - So sehr überrascht war ich nicht. Denn: Als 
ich vor circa fünf Monaten die Position als forstpoliti-
scher Sprecher meiner Fraktion übernommen habe, 
habe ich erst einmal versucht, mich in den theoreti-
schen Teil einzuarbeiten. Den praktischen Bereich 
kenne ich; ich habe selbst Wald, circa 50.000 Bäume. 

(Minister Dr. Christian von Boetticher: Eins, 
zwei, drei …! - Heiterkeit) 

- Herr Minister, das weiß man, wenn man eine Rech-
nung erhält und 44.000 Bäume bezahlen muss. 

(Zuruf von Ministerpräsident Peter Harry 
Carstensen) 

- Der Ministerpräsident sagte gerade, ich solle lieber 
die Anzahl als die Hektar nennen. Es sind nämlich 
nur 14 ha. 

(Heiterkeit) 

Ich habe versucht, mich in die Theorie einzuarbeiten, 
Herr Kollege Hildebrand, und da gab es einen Ent-
wurf eines Waldgesetzes von der CDU-Fraktion aus 
der letzten Legislaturperiode. Da haben Sie das eine 
oder andere weggestrichen und das eine oder andere 
hinzugefügt. Letztendlich muss man feststellen: Gutes 
setzt sich irgendwann durch. - Das haben Sie über-
nommen. Das ist auch legitim; damit haben wir kein 
Problem. 

Einige grundlegende Dinge, die wir als CDU in ei-
nem Landeswaldgesetz verankert wissen wollen: 
Selbstverständlich hat der Landesforst eine Vorbild-
funktion in diesem Land Schleswig-Holstein, was die 
Waldbildung anbetrifft. Selbstverständlich soll die-
ses Landeswaldgesetz grundlegendes Fundament 
dafür sein, dass wir es irgendwann schaffen werden, 
den Waldanteil von rund 10 % auf 12 % in Schles-
wig-Holstein zu erhöhen. 

Das bedeutet, dass es auch zu einer Akzeptanz bei 
den Privatwaldbesitzern kommen muss und dieser 
Wald - ob Landeswald oder Privatwald - darf nicht 
nur in erster Linie Erholungswald sein. Er muss viel-
mehr auch ökonomisch nutzbar sein. Das heißt, 
Waldbesitzer - egal ob staatlicher oder privater Na-
tur - müssen in der Lage sein, einen wirtschaftlichen 
Nutzen aus diesem Forst erzielen zu können. 

Vertragsnaturschutz muss in nächster Zeit auch in 
bestehenden Wäldern ermöglicht werden können; 
andere Länder machen uns das vor. Allerdings ist das 
Zeitraster angedacht und uns von der Landesregie-
rung vorgegeben worden. Wir haben nämlich nicht 
nur das Landeswaldgesetz zu novellieren, sondern 
einige andere Gesetze auch. Da sind wir - so meine 
ich - auf einem guten Weg. Bis zum Jahre 2006 soll 
das Landeswaldgesetz novelliert sein und daran wol-
len wir uns auch in etwa halten. 

(Günther Hildebrand [FDP]: Das ist ja 
bald! - Minister Dr. Christian von Boetticher: 
Bis dahin soll der Prozess begonnen sein!) 

Dieser Gesetzentwurf der FDP-Landtagsfraktion ist 
ein gewisser Frühstart; das muss ich Ihnen ehrlich 
sagen. Das ist aber in Ordnung. Denn: Nur wer zu 
spät kommt, den bestraft das Leben. 

(Günther Hildebrand [FDP]: So ist es!) 

Wir werden in absehbarer Zeit im Ausschuss über das 
neue Landeswaldgesetz beraten. Ich freue mich auf 
diese Diskussion. Ihre Vorstellungen werden sicher-
lich einbezogen werden, aber dabei geht es vorrangig 
um Sorgfalt und nicht um Schnelligkeit. 

(Beifall bei der CDU) 
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Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Hamerich. - Für 
die SPD-Fraktion erhält die Frau Abgeordnete Sandra 
Redmann das Wort. 

Sandra Redmann [SPD]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir kennen seit dem Entwurf für ein neues Landesna-
turschutzgesetz inzwischen die Vorliebe der FDP, 
Gesetzesentwürfe mit Inhalten vorzulegen, zu denen 
in der letzten Legislaturperiode Gemeinsamkeiten 
zwischen CDU und FDP bestanden haben. 

Die FDP verkennt dabei absichtlich, was menschlich 
vielleicht verständlich ist, Herr Hildebrand; dass wir 
inzwischen eine Regierung haben, die von den Frak-
tionen der SPD und CDU getragen wird. So kann 
ohne Regierungsverantwortung zwar wesentlich lo-
ckerer und einfacher ein Gesetz vorgelegt werden, 
aber zur Verwirklichung eines Gesetzes bedarf es 
schon mehr Substanz. 

(Beifall bei der SPD) 

So ganz ernst kann auch die FDP den Entwurf nicht 
gemeint haben. Denn es findet sich noch nicht einmal 
eine Begründung für ein neues Waldgesetz, das im 
Übrigen gerade erst mit Wirkung zum 1 Januar 2005 
novelliert worden ist. 

(Konrad Nabel [SPD]: Üblich bei denen!) 

Der Wald in Schleswig-Holstein, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, eignet sich nicht für taktische Spiele-
reien und derart schlicht gestrickte Entwürfe. Wir 
haben in den Koalitionsverhandlungen mit der CDU 
lange über die Bedeutung des Waldes und insbeson-
dere seine Allgemeinwohlfunktionen durchaus auch 
kontrovers diskutiert, aber Einigkeit haben wir in 
folgender Formulierung erzielt: 

Unser Land ist mit immer noch unter 10 % 
Waldanteil das weitaus waldärmste Flächen-
land in Deutschland.“ 

(Günther Hildebrand [FDP]: Es gehört auch 
nicht viel dazu, das festzustellen!) 

„Der Wald spielt für die Allgemeinheit eine 
bedeutsame Rolle: unter anderem im Bereich 
des Klima-, Erosions-, Grundwasser- und 
Lärmschutzes ebenso wie im Naturschutz, da 
er natürlicher Lebensraum für den größten 
Teil unserer heimischen Tier- und Pflanzen-
welt ist. Gerade im tourismusintensiven 
Schleswig-Holstein hat aber auch der Erho-
lungsraum Wald für die Menschen eine her-
ausragende Bedeutung.“ 

Beim Lesen des FDP-Gesetzentwurfes drängt sich 
allerdings der Eindruck auf, dass vor allem die Nutz-
funktion - auch für den Landeswald - in den Vorder-
grund gestellt werden soll. So soll das frisch einge-
richtete Sondervermögen „Landeswald“ als optimier-
ter Regiebetrieb bewirtschaftet werden und das freie 
Betretungsrecht aller Wälder wieder eingeschränkt 
werden - ein großer Rückschritt im Vergleich zu an-
deren Bundesländern. 

Viel zu kurz kommen im Gesetzentwurf der FDP die 
Bedeutung des Waldes für das Allgemeinwohl und 
die Zielsetzungen für den Staats- und Körperschafts-
wald, wie sie im geltenden Waldgesetz in § 6 nieder-
gelegt sind. 

(Lothar Hay [SPD]: Sehr gut!) 

Hervorzuheben sind hier zum Beispiel die von der 
FDP völlig verdrängte Waldpädagogik und Öffent-
lichkeitsarbeit über den Wald und die nachhaltige 
Forstwirtschaft im Rahmen der Bildung für nachhal-
tige Entwicklung. 

(Lothar Hay [SPD]: Sie sollten einen Besuch 
in Trappenkamp machen! - Beifall bei 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dabei bin ich mir selbstverständlich bewusst, dass 
Holz auch ein wichtiger Wirtschaftsfaktor für die 
circa 1 Million Beschäftigten in diesem Bereich dar-
stellt. Sicher ist für uns weiter, dass das heranwach-
sende Holz nur zu drei Vierteln genutzt wird. Wir 
haben derzeit große Potenziale für die Bauwirtschaft, 
die Papierwirtschaft, aber auch in der energetischen 
Nutzung, die das darstellen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der SPD) 

Aber: Wer, wie die FDP, den Wald nur noch in Ku-
bikmetern für die Wirtschaft betrachtet, hat den Beg-
riff der Nachhaltigkeit nicht verstanden. 

Ich sage Ihnen an dieser Stelle klar und deutlich: Aus 
Sicht der SPD-Fraktion besteht kein Änderungsbedarf 
am bestehenden Landeswaldgesetz, für das wir im 
letzten Jahr hart gekämpft haben. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der SPD) 

Ich bin mir selbstverständlich aber auch der Aussage 
aus dem Koalitionsvertrag bewusst, wonach alle 
Umweltgesetze, auch das Waldgesetz, vor dem 
Hintergrund Bürokratieabbau und Deregulierung bis 
2006 auf den Prüfstand gestellt werden sollen. Der 
FDP-Entwurf ist hier aber nicht hilfreich. Die FDP 
befindet sich auf dem waldpolitischen Holzweg und 
wird keine Begleiter finden. 
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Wie es gute parlamentarische Tradition ist, werden 
wir den Antrag aber in den Umweltausschuss über-
weisen und dort wieder aufrufen, wenn von der Lan-
desregierung in einem geordneten Verfahren ein Ge-
setzesentwurf erstellt und dem Parlament vorgelegt 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke der Frau Abgeordneten Redmann. - Das 
Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
erhält Karl-Martin Hentschel. 

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Normalerweise ist unser politi-
scher Gegner in diesem Saal die große Koalition. Die 
FDP sollte unser Verbündeter in der Opposition sein. 
Aber dieser Gesetzentwurf widerspricht so sehr jegli-
chen liberalen, ganz zu schweigen ökologischen Er-
kenntnissen, dass Schonung für den Autor einfach 
unangebracht ist. Es tut mir Leid, Herr Hildebrand. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Wenn man das, was Sie geschrieben haben, ernst 
nimmt, dann sollen in Zukunft alle Waldspaziergän-
ger eine Unterscheidung treffen, in was für einem 
Wald sie sich befinden. Ist es ein Staatswald, dürfen 
sie Pilze und Beeren pflücken und sich am Wald er-
freuen. Befinden sie sich aber zufällig in einem Pri-
vat- oder Körperschaftswald, dürfen sie sich nur noch 
auf Waldwegen und unbestockten Flächen bewegen. 
Hoffentlich wissen die Menschen, was „unbestockt“ 
ist. 

Damit die Menschen wissen, wo was erlaubt ist, sol-
len in Zukunft entsprechende Schilder aufgestellt 
werden. 

(Konrad Nabel [SPD]: Schilderwald!) 

Dazu gibt es in Ihrem Gesetzentwurf dann noch eine 
Verordnungsermächtigung für das Ministerium, damit 
dieses, entsprechend der Straßenverkehrsordnung, 
eine Beschilderungsverordnung entwickeln kann. 

(Konrad Nabel [SPD]: Bußgeld! - Zurufe 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vergessen hat die FDP allerdings die Einführung 
eines Waldbenutzungsführerscheins, um sicherzustel-
len, dass alle Bürger ihre Schilderkenntnis vor Betre-
ten des Waldes durch eine Prüfung nachweisen müs-
sen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Aber es kommt noch toller. Stellt der Privatbesitzer 
nämlich kein Schild auf und erlaubt das Betreten 
seines Waldes, soll er in Zukunft vom Land dafür 
entschädigt werden. Sicherlich ein Einfall aus dem 
Tollhaus, immer nach dem Motto: Wer soll das be-
zahlen? 

Die Rechtsgrundlage ist auch ganz schön schwam-
mig. Wie groß ist die Wertminderung eines Grund-
stücks, wenn ich die Ruhe des Jägers bei der Pirsch 
störe und ihm ein Hirsch davonläuft? Wie groß ist die 
Eintragseinbuße, wenn ich beim Grafen Rantzau im 
Wald Pilze sammle und Blaubeeren pflücke? Das 
beschäftigt sicher viele FDP-Anwälte und -Wäh-
lerinnen und -Wähler. 

Nicht so überraschend bei der FDP ist, dass sie alle 
Erkenntnisse der letzten Jahrzehnte über ökologisch 
nachhaltige Waldwirtschaft schlicht ignoriert und 
ökologischen Kahlschlag fördert. 

(Beifall des Klaus Müller [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]) 

Und das im wahrsten Sinne des Wortes. Wenn nur 
noch 40 % des Waldes stehen, handelt es sich in Zu-
kunft nach dem Gesetzentwurf nicht mehr um Kahl-
schlag. Das wird aber ein ganz schön dünner Wald. 

Dass bei der Auswahl der Bäume nicht mehr „stand-
ortheimisch“ im Gesetz stehen soll, sondern alles 
erlaubt sein soll, was auf dem Standort stehen kann, 
wird uns wieder einen armseligen Wald aus lauter 
Nadelhölzern nach dem Motto: „Schnell wachsen, 
schnell zu verkaufen“, einbringen. 

Man hat den Eindruck, Sie hätten noch nie etwas von 
Waldschadensberichten gehört. Als wären die großen 
Einbußen durch Herbststürme, Borkenkäfer und 
Sommerbrände in Monokulturplantagen nie passiert. 
Als hätte es keine neuen wissenschaftlichen Erkennt-
nisse über nachhaltige Forstwirtschaft gegeben. Jetzt 
soll also den wirtschaftlichen Belangen wieder grund-
sätzlich Vorrang eingeräumt werden. Der Wald dient 
zum Geldverdienen. Was interessieren uns da schon 
die folgenden Generationen? 

Meine Damen und Herren, das Schönste kommt noch. 
Den Vogel abgeschossen hat die FDP in ihrem Ge-
setzentwurf, wenn eine gänzlich neue Bürokratie aus 
der Taufe gehoben werden soll. Die FDP fordert tat-
sächlich per Gesetz eine neue Verordnung, in der die 
Dienstgradbezeichnung von Privatförstern geregelt 
werden soll, aber sichergestellt wird, dass Privatförs-
ter diese nur dann bekommen, wenn ihre Ausbildung 
und Tätigkeit der eines vergleichbaren Beamten e-
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benbürtig ist. Ebenfalls geregelt werden soll, dass die 
privaten und staatlichen Förster einheitliche Unifor-
men und Dienstgradabzeichen tragen sollen. Wahrlich 
ein Triumph des Liberalismus. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Warum geht die FDP nicht voran - ich habe mich 
wirklich gewundert, Herr Hildebrand, wie Sie hier 
aufgetreten sind - und führt endlich eine einheitliche 
Parteiuniform mit Dienstgradabzeichen bei der FDP 
für ihre Mitglieder ein? 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der SPD - Zuruf von der 
SPD: Sehr gut, sehr gut!) 

Lieber Herr Hildebrand, die ökologischen, bürokrati-
schen und humoristischen Vorzüge dieses Gesetzent-
wurfs sind so überwältigend, dass ich ernsthaft erwä-
ge, bei der Ausschussanhörung den Karnevalsverein 
der Kölner Ehrengarde einzuladen. 

(Martin Kayenburg [CDU]: Das wird zu teu-
er!) 

Die haben nämlich einschlägige Erfahrungen mit 
grün-gelben Uniformen und ausgeklügelten Dienst-
gradabzeichen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der SPD) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Das Wort für den SSW erteile ich dem Herrn Abge-
ordneten Lars Harms. 

Lars Harms [SSW]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der SSW hat es sich seinerzeit nicht leicht 
gemacht, als er in der letzten Legislaturperiode so-
wohl den rot-grünen als auch den schwarzen Entwurf 
eines Waldgesetzes abgelehnt hat. Denn wir hatten 
aus naturschutzfachlicher Sicht erhebliche Bedenken 
bei beiden Gesetzentwürfen. 

Einer der Gründe, aus dem wir dem rot-grünen Ent-
wurf seinerzeit nicht zustimmen konnten, war die 
Aufweichung des Betretungsrechts. Nebenbei be-
merkt wurde dies auch von der FDP abgelehnt. Daher 
wundert es nun doch, dass im vorliegenden FDP-
Entwurf die Betretungsregelung für den Staatswald 
übernommen wird, wenn auch mit der Einschrän-
kung, dass dies nur zur Tageszeit erlaubt ist und so-
fern es keine anderen Rechtsvorschriften gibt. Aber 
generell wird es, wenn es nach der FDP geht, im 
Staatswald künftig möglich sein, den Waldweg zu 

verlassen - allerdings nur unter den ganzen bürokrati-
schen Problemstellungen, die vom Kollegen schon 
angesprochen wurden. 

Die FDP hat in ihren Gesetzentwurf eine weitere 
Ausnahme eingebaut. Das Betretungsrecht soll in 
Körperschafts- und Privatwäldern keine Anwendung 
finden. Daher frage ich mich, wie man sich vonseiten 
der FDP den praktischen Umgang vorstellt. Wie soll 
der geneigte Waldspaziergänger wissen, ob er sich 
gerade im Staatswald oder im Privatwald befindet? 

(Klaus Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schilder!) 

Der Kollege Hentschel hat gerade darauf hingewie-
sen: Wenn wir wirklich das Ziel verfolgen, in 
Schleswig-Holstein einen Waldanteil von 12 % der 
Fläche zu erreichen, sollten wir das nicht mit einem 
Schilderwald machen, sondern echte Bäume pflanzen. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Generell hält der SSW an seiner Meinung fest, dass 
das Betretungsrecht für schleswig-holsteinische Wäl-
der nicht zu öffnen ist. Wir haben in Schleswig-
Holstein eine Waldfläche von rund 10 % und sind 
damit das waldärmste Flächenland der Bundesrepu-
blik Deutschland. Daher haben wir eine besondere 
Verantwortung für den Wald. Wir können uns nicht 
mit waldreichen Ländern wie Bayern oder Hessen 
vergleichen. Der vorliegende Gesetzentwurf zum 
Betretungsrecht wird aus Sicht des SSW nur zur 
Verwirrung beitragen und dient nicht dem Natur-
schutz. 

Ein weiterer Punkt, den wir aus naturschutzfachlicher 
Sicht kritisch sehen, ist die Aufstockung durch 
standortgerechte Baumarten. Hier halten wir den 
im gelten Gesetz geltenden Vorrang der Naturverjün-
gung standortheimischer Baumarten aus ökologischer 
Sicht für sinnvoller. 

Aus Sicht des SSW hat der Gesetzentwurf aber auch 
Punkte, die wir durchaus mittragen können. Wir be-
fürworten, dass Entschädigungen an die Waldbesit-
zer oder sonstige Nutzungsberechtigte zu zahlen sind, 
wenn ihr Wald zu Schutzwald erklärt wird und es 
dadurch zu einer Wertminderung des Grundstücks 
oder gar zu Eintragseinbußen kommt. Diese Entschä-
digung ist durchaus sinnvoll angelegt, da wir nur über 
entsprechende Anreize das Verständnis für derartige 
Ausweisungen schaffen können. Die Erfahrungen, die 
wir beispielsweise mit dem Vertragsnaturschutz ge-
macht haben und den wir alle unterstützen, bestätigen 
dies auch. 
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Insbesondere begrüßen wir aber, dass die FDP in 
ihrem Gesetzentwurf regelt, den Staatswald als Re-
giebetrieb zu bewirtschaften. Hiermit schafft die 
FDP rechtliche Sicherheit für die Bewirtschaftungs-
form des Staatswaldes, denn eine Privatisierung der 
Landesforsten wird somit ausgeschlossen. Mit der 
jetzigen Regelung - dem Sondervermögen Wald - hat 
die rot-grüne Landesregierung seinerzeit etwas im 
letzten Moment durchgedrückt, was zu erheblichen 
Verunsicherungen bei den betroffenen Arbeitnehmern 
geführt hat. 

Wir wollen weiter die staatliche Verantwortung für 
den Wald stärken und lehnen schon aus diesen grund-
sätzlichen Erwägungen heraus eine Privatisierung des 
Landeswaldes und seiner Verwaltung ab. Wir sehen 
die Übertragung in eine Stiftung durchaus kritisch. 
Bereits in der Legislaturperiode wurden dazu durch-
aus kritische Fragen gestellt, die bis heute nicht be-
antwortet sind - gerade hinsichtlich Arbeitnehmer-
rechten. Das mögen sich auch die Sozialdemokraten 
einmal durch den Kopf gehen lassen. 

Ich freue mich auf eine weitere Diskussion im Aus-
schuss und gehe davon aus, dass wir im Rahmen des 
parlamentarischen Anhörungsverfahrens zum vorlie-
genden Gesetzentwurf die Möglichkeit haben werden, 
auch zum letztgenannten Punkt mehr Informationen 
zu bekommen. Zum Verfahren möchte ich noch sa-
gen: Es ist zwar schön, dass die Kolleginnen und 
Kollegen von den Koalitionsfraktionen darauf hin-
weisen, dass die von Ihnen geliebte Landesregierung 
irgendwann auch einmal mit einem Gesetzentwurf 
kommt. Wenn aber eine Partei in diesem Hause - egal 
welche - einen Gesetzentwurf vorlegt, dann finde ich, 
dass man diesen nicht abtun kann, indem man sagt, 
damit beschäftigen wir uns vielleicht in einem Jahr 
oder in anderthalb Jahren. 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Ich persönlich empfinde das als unparlamentarisch 
und ich würde mir wünschen, jeden Gesetzentwurf in 
diesem hohen Haus mit gebührendem Respekt und 
vernünftig zu behandeln. 

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und FDP) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke dem Kollegen Harms. - Für die Landesre-
gierung erteile ich dem Herrn Minister Dr. Christian 
von Boetticher das Wort. 

Dr. Christian von Boetticher, Minister für Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich habe vorhin nicht wegen des Gesetzent-
wurfes gelacht, sondern ich habe gelacht, weil ich mir 
Herrn Hamerich beim Zählen seiner Bäume vorge-
stellt habe. Ich fühlte mich dabei ein wenig an Herrn 
Jauch beim Zählen der Postpakete erinnert. 

Der Antrag hat mich schon ein wenig an Dinner for 
One erinnert: Same procedure as last year, Miss So-
phie - in diesem Fall Mister Hildebrand. Wir haben 
beim Landesnaturschutzgesetz eine ähnliche Debatte 
gehabt. Sie haben den Koalitionsvertrag gelesen und 
wissen, dass wir vorhaben, viele Gesetze im Hinblick 
auf Deregulierung und Entbürokratisierung zu 
überarbeiten. Das haben wir gemeinsam beschlossen. 
Ich sage das auch in parlamentarischer Gepflogenheit: 
Wir begrüßen jeden Vorschlag, der sich mit dieser 
Frage beschäftigt; auch einen von der FDP-Fraktion, 
Herr Hildebrand. 

Das Landeswaldgesetz ist für eine Sache nicht gut: Es 
eignet sich nicht zur Polarisierung. Mit einem Blick 
auf Herrn Hentschel sage ich, Frau Hapach-Kasan ist 
eine Frau - im Übrigen von der FDP -, die von uns 
beiden als ein Frau anerkannt ist, die sich auch mit 
der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald um Wald-
schutz Gedanken macht. Das Thema eignet sich ei-
gentlich nicht zur Dramatisierung und Dämonisie-
rung.  

Wir sprechen über die einzelnen Teile. 

In einigen Dingen sind wir uns alle einig. Wir wollen 
12 % Waldanteil, auch wenn das bei der derzeitigen 
Finanzsituation des Landes ein sehr ehrgeiziges Ziel 
ist. Wir wollen die Neuwaldbildung fördern und die 
Landesforstverwaltung straffen, indem wir auch über 
neue Betriebsformen nachdenken. Wir wollen den 
Privat- und den Kommunalwald in seiner Entwick-
lung zu einer ökonomisch und ökologisch wertvollen 
Waldform unterstützen. Das sind Ziele, die wir alle 
uns ein Stück weit auf die Fahne geschrieben haben. 
Dies zeigen Gemeinsamkeiten an dieser Stelle. 

Wir als Landesregierung arbeiten im Augenblick an 
der Überarbeitung des Landesnaturschutzgesetzes. 
Das soll in diesem Jahr kommen. Wir können nicht 
alles auf einmal überarbeiten. Darum machen wir im 
nächsten Jahr mit den nächsten Gesetzen weiter. Dar-
unter wird sich auch das Landeswaldgesetz befinden. 
Wir werden natürlich auch in unserer Regierungsar-
beit Ihre Änderungsanträge prüfen. Nicht alles wird 
dann Gold sein, was glänzt. Ich habe eben schon in 
den Vorreden einige Dinge gehört, die ich mir aufge-
schrieben habe. 
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In der Tat wird es sehr schwer sein, bei allem Diskurs 
und bei allen unterschiedlichen Sichtweisen die Re-
geln des Betretungsrechts des Waldes zu verdeutli-
chen. Es wird nicht einfach sein, den Bürgerinnen und 
Bürgern den Unterschied zwischen einem Staatswald 
und einem Privatwald zu verdeutlichen. Ob man das 
mit Schildern hinbekommt, wage ich zu bezweifeln. 
Auf der anderen Seite bemerke ich mit einem leichten 
Schmunzeln, dass wir die Gebiete des Nationalparks 
auch mit Schildern gekennzeichnet haben. Mit Be-
schilderungen haben wir also immer gearbeitet. Ich 
sage aber nochmals: Auch ich habe meine Zweifel, ob 
das der richtige Weg ist. 

Ob wir so umfangreiche Regelungen zur Berufsbe-
zeichnung und zur Berufskleidung brauchen, bezweif-
le ich. Ich habe mit Erstaunen gesehen, wie viele 
Absätze und Artikel dafür notwendig sind. 

In ihrem Entwurf gibt es weiterhin eine spezielle 
Vorschrift zur Teilung des Waldgrundstückes. Auch 
hier gibt es verschiedene Absätze. In der Tat kann 
hier manches Mal ein Zweifel aufkommen, ob das am 
Ende noch Deregulierung und Entbürokratisierung ist. 
Es lohnt sich aber allemal, einen Diskurs darüber zu 
führen. Wir als Landesregierung wollen uns im 
nächsten Jahr an die Arbeit machen. Am Ende soll 
keiner das Gefühl haben, er stehe im Wald oder er 
habe zu viel Waldmeister getrunken. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken dem Herrn Minister Dr. von Boetticher. - 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schlie-
ße die Beratung. 

Es ist beantragt worden, den Gesetzentwurf, Drucksa-
che 16/217, federführend an den Umwelt- und Agrar-
ausschuss und mitberatend an den Innen- und 
Rechtsausschuss zu überweisen. Wer so beschließen 
will, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegen-
stimmen? - Stimmenthaltungen? - Das ist so be-
schlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung der Landesverfassung 

Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW 
Drucksache 16/279 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Ich eröffne die Grundsatzberatung und 
erteile der Frau Abgeordneten Anne Lütkes das Wort. 

Anne Lütkes [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das ist 
ein rasanter Themenwechsel. Wir kommen nun zur 
Landesverfassung. Wir legen heute gemeinsam mit 
dem SSW einen Gesetzentwurf vor, der den so ge-
nannten sprichwörtlichen Gang nach Karlsruhe - oder 
zukünftig vielleicht zum Landesverfassungsgericht 
nach Schleswig - für die Opposition regeln soll. In 
Zeiten großer Koalitionen steht die Absicherung der 
parlamentarischen Kontrollrechte der Opposition 
ganz oben auf der Tagesordnung. So haben wir uns 
gestern in dieser Landtagstagung schon einmal mit 
diesen Rechten und damit auch mit den Möglichkei-
ten einer Opposition, ihren Auftrag zu erfüllen, be-
schäftigt. Die Debatte gestern hat gezeigt, welchen 
zum Teil recht niedrigen Stellenwert die Mehrheit in 
diesem Haus den verbrieften parlamentarischen Kon-
trollrechten beimisst. Heute geht es um bestimmte 
Rechte der parlamentarischen Minderheiten, für die 
es eine gesetzliche Grundlage braucht. 

Natürlich erinnern wir uns an Ihre Zusagen zu den 
parlamentarischen Minderheitsrechten, die wir 
hier im April dieses Jahres hier im Haus - gestatten 
Sie mir das Wort - eingeklagt und auch erhalten ha-
ben. Einmütig haben sich die großen Koalitionsfrak-
tionen kürzlich schriftlich im Koalitionsvertrag und 
moralisch hier im Plenum verpflichtet, die Quoren zur 
Geltendmachung von Oppositionsrechten durch eige-
nes Abstimmungsverhalten sicherzustellen. Ich sage 
aus tiefer Überzeugung: Das ist politisch sicher ein 
nobler Akt und das mag auch funktionieren, solange 
es zum Beispiel um Enquetekommissionen geht. Es 
mag auch funktionieren, dass Sie, wenn es um Unter-
suchungsausschüsse zur Aufklärung von Vorgängen 
innerhalb der Regierung geht, unser mögliches 
Betreiben durch Ihr Abstimmungsverhalten unterstüt-
zen. 

Herr Kollege Fraktionsvorsitzender von der CDU, ich 
bin aber der festen Überzeugung, dass es im Fall der 
Klagebefugnis nach Artikel 44 der Landesverfassung 
nicht geht, über dieses so genannte Leihstimmen-
prinzip unsere Klagebefugnis herzustellen. Einer-
seits ist es höchst unwahrscheinlich, dass Abgeordne-
te Klage gegen den von Ihnen gerade selbst beschlos-
senen Haushalt erheben würden. Sie könnten einwen-
den, der eine oder andere Abgeordnete der großen 
Koalition könnte sich enthalten oder sogar mit Nein 
stimmen. Machen wir uns aber nichts vor: Der politi-
sche Alltag lehrt uns, dass gerade Haushaltsbeschlüs-
se die Nagelprobe einer Koalition schlechthin sind. 
Persönliche Abweichungen und Neinstimmen aus 
Gewissens- oder auch aus anderen Gründen sind ge-
rade beim Haushalt unrealistisch. Das gilt nach wie 
vor auch für dieses hohe Haus. 
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Andererseits halte ich eine solche geliehene Klagebe-
fugnis auch für unzulässig. Ähnliche Figuren aus dem 
Zivilrecht helfen uns hier nicht. Wir können dies im 
Ausschuss gern erörtern. Ich sehe hier aber keine 
andere Lösung als die Veränderung der Grundlage in 
der Landesverfassung, die abstrakte Normenkontrolle 
als rechtliche Möglichkeiten des Gangs nach Karlsru-
he auch als faktisches Oppositionsrecht zu gewähr-
leisten. Dieses Recht bedarf der verfassungsrechtli-
chen „Genehmigung“. Unsere Landesverfassung er-
laubt eine solche Klage nur, wenn mindestens ein 
Drittel der Abgeordneten klagt. Das kann man leicht 
nachrechnen, das wären 23. Die Opposition kann 
also - auch wenn wir uns zusammentun - diese Zahl 
nicht erreichen. 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Wir arbeiten dar-
an!) 

- Das ist richtig, wir machen weiter. Lassen Sie uns 
aber gemeinsam realistisch bleiben. In den nächsten 
Jahren wird uns das nicht gelingen. Also bleiben die-
se Hürden, wenn wir die Landesverfassung nicht 
ändern, derart hoch, dass die Regierung sicher sein 
kann, dass über ihr - wie man unter Juristen sagt - nur 
noch der blaue Himmel ist. Das führt, wie wir schon 
gesehen haben, zu politischen Höhenflügen. Beim 
letzten Haushalt wurde ein verfassungswidriger 
Haushalt vorgelegt und man machte sich noch nicht 
einmal die Mühe, die Verfassungswidrigkeit zu be-
gründen - mit der Sicherheit, dass eine Klagebefugnis 
ganz eindeutig nicht vorliegt. Es konnte und kann 
derzeit niemand klagen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP) 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf - das möchte 
ich in Richtung Regierung noch einmal klarstellen, 
Herr Wiegard; der ehemalige Finanzminister mag 
sich dann auch beruhigt zurücklehnen -, geht es uns 
nicht um eine Ad-hoc-Regelung einer Klagebefugnis, 
es geht nicht um einen konkreten Haushalt, sondern 
es geht um die grundsätzliche Klagebefugnis einer 
jeden Fraktion für die Zukunft in diesem hohen Hau-
se. Wir schlagen hier eine Verfassungsänderung vor, 
die die Rechte der Opposition stärkt. Ich gehe davon 
aus, dass möglicherweise die große Koalition sehr 
intensiv an einem Landesverfassungsgericht arbeitet, 
wie ich aus dem Koalitionsvertrag gelernt habe. Es 
gibt noch andere Verfassungsänderungen, die im 
Ausschuss liegen, beispielsweise die Absicherung der 
gegenwärtig vereinbarten Oppositionsführerschaft, 
sodass ich darum bitte, diesen Gesetzentwurf im Aus-
schuss zu behandeln und ihn dort pfleglich zu behan-
deln. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Das Wort für die CDU-Fraktion erteile ich dem Frak-
tionsvorsitzenden Dr. Johann Wadephul. 

Dr. Johann Wadephul [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Frau Kollegin Lütkes, wir werden selbstver-
ständlich den Gesetzentwurf im Ausschuss pfleglich 
behandeln, wie wir das mit allen Gesetzentwürfen 
machen, erst recht mit denen, die aus den Reihen der 
Oppositionsfraktionen die Ausschussberatung errei-
chen. 

Sie beabsichtigen mit dem zu beratenden Gesetzent-
wurf eine Änderung der Landesverfassung dahin 
gehend, dass zukünftig auch eine Fraktion oder die 
Abgeordneten, denen die Rechte einer Fraktion zu-
stehen, das Bundesverfassungsgericht beziehungswei-
se zu einem späteren Zeitpunkt ein einzurichtendes 
Landesverfassungsgericht bei Meinungsverschieden-
heiten oder Zweifeln über die förmliche und sachliche 
Vereinbarkeit von Landesrecht mit der Landesverfas-
sung anrufen können. Die bisherige Reglung sieht 
vor, dass dies nur die Landesregierung oder ein Drit-
tel der Mitglieder des Landtages tun kann. Klar ist, 
das ist der Hintergrund dieser Forderung, was von 
Ihnen, sehr verehrte Frau Kollegin Lütkes, bereits in 
vergangenen Plenarsitzungen bemängelt wurde, dass 
die Grünen nach geltendem Recht nicht die Verfas-
sungsmäßigkeit eines Nachtragshaushaltes oder ei-
nes Haushaltes 2006 überprüfen lassen können. 

Allerdings - darauf haben Sie auch hingewiesen - 
nimmt der Koalitionsvertrag bereits ausführlich auf 
die Interessen der kleinen Oppositionsfraktionen Be-
zug. Dort haben sich CDU und SPD darauf verstän-
digt, die durchaus berechtigten Interessen der Opposi-
tionsfraktionen zu sichern, ohne die Landesverfas-
sung, Landesgesetze oder die Geschäftsordnung des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages ändern zu müs-
sen. Dabei soll es nach unserer Ansicht auch bleiben. 
So sieht der Koalitionsvertrag vor, dass in bestimmten 
konkret genannten Fällen die Koalitionspartner die 
Quoren bei Antragstellung durch zwei Fraktionen 
durch eigenes Abstimmungsverhalten sicherstellen. 
Des Weiteren eröffnet der Koalitionsvertrag den Op-
positionsfraktionen die Möglichkeit, die Öffentlich-
keit bei Plenartagungen auszuschließen, die namentli-
che Abstimmung zu beantragen und Gegenstände auf 
die Tagesordnung setzen zu lassen, mit deren Erledi-
gung die Opposition nicht einverstanden ist. 
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Dies zeigt, dass es für uns eine Selbstverständlichkeit 
ist, die Mitwirkungs- und Kontrollrechte der Op-
position zu sichern. Dies muss von Ihnen, sehr geehr-
te Frau Kollegin Lütkes, nicht eingeklagt werden. Es 
war für CDU und SPD eine Selbstverständlichkeit, 
dies von vornherein in einer Art und Weise zuzusi-
chern, für das es in der deutschen Parlamentsge-
schichte kaum ein vorheriges Beispiel gibt. Wir ste-
hen zu diesen Zusagen an die Opposition und werden 
in den genannten Fällen dafür sorgen, dass die Oppo-
sition in diesem Haus tat- und handlungskräftig ist. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Bereits in der April-Tagung haben CDU und SPD 
allerdings die Forderung der Grünen in allen nicht im 
Koalitionsvertrag aufgeführten Fällen, in denen Min-
derheitenrechte an die Antragstellung durch ein Vier-
tel der Abgeordneten oder 18 Abgeordnete geknüpft 
werden, abgelehnt mit der Begründung, dass in allen 
Fällen gründlich entschieden wird, wie es der Koaliti-
onsvertrag bestimmt. Ich schließe mich an dieser 
Stelle den Ausführungen meiner geschätzten Kollegin 
Monika Schwalm an, die in der im April geführten 
Debatte versichert hat, dass diese Entscheidungen 
nach gründlicher Prüfung erfolgen werden, denn uns 
allen ist bewusst, wie wichtig die Rolle der Oppositi-
on in der Demokratie ist. Dies gilt umso mehr, je 
kleiner die Opposition zahlenmäßig ist. 

Eine Änderung der Landesverfassung ist allerdings 
nicht erforderlich, um die Rechte der Opposition zu 
sichern. So darf ein so hohes Gut wie die Landesver-
fassung nicht einfach mal so nach Belieben zur Um-
setzung eigener politischer Ziele geändert werden. 
Vielmehr ist Artikel 44 der Landesverfassung auch 
als Schutzvorschrift gegenüber dem Verfassungsge-
richt und der Handlungsfähigkeit des Landes zu se-
hen, da sichergestellt wird, dass nur qualifizierte 
Mehrheiten das Gericht mit einer Angelegenheit be-
fassen können. Dabei soll es aus Sicht der CDU-
Fraktion bleiben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben 
gute Gründe dafür, dass wir bei unterschiedlichen 
Verfahren, die vor dem Verfassungsgericht ange-
strengt werden können, unterschiedliche Quoren 
haben. Die Mütter und Väter unserer Landesverfas-
sung haben sich viele Gedanken gemacht und haben 
aus gutem Grunde ein Drittel der Mitglieder dieses 
hohen Hauses als Voraussetzung dafür gesehen, dass 
der Haushalt angegriffen werden kann. Dies ist auch 
eine Schutzvorschrift für das Land insgesamt. Dabei 
soll es bleiben. Im Einzelfall sind wir bereit, mit Ih-
nen offen und ehrlich über den Haushalt zu diskutie-
ren. 

Auf eines möchte ich abschließend hinweisen, Frau 
Kollegin Lütkes. Ich fand das für ein ehemaliges 
Regierungsmitglied schon ein bisschen sehr mutig: 
Immerhin hat die Koalitionsmehrheit in diesem 
Haus - und das ist erstmalig für das Haus - festge-
stellt, dass wir uns bewusst sind, dass die Verfas-
sungsmäßigkeit des Haushaltes nicht gewahrt ist. Wir 
haben uns offen dazu bekannt, dass wir uns finanzpo-
litisch derzeit nicht in der Lage sehen, eine Verfas-
sungsvorschrift einzuhalten. Das ist mehr als das, was 
vorher geleistet wurde. Insofern sollten Sie sich ein 
bisschen bescheidener die Anstrengungen ansehen, 
die wir unternehmen, um zu einem verfassungsgemä-
ßen Haushalt zu kommen, und daran aktiv mitwirken. 
Sie sind herzlich dazu eingeladen. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke dem Fraktionsvorsitzenden der CDU. - Das 
Wort für die SPD-Fraktion erhält der Herr Abgeord-
nete Klaus-Peter Puls. 

Klaus-Peter Puls [SPD]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es geht 
ja gerade nicht - so hat Frau Kollegin Lütkes gesagt - 
um den konkreten Haushalt und um die Schaffung 
einer aktuellen Klagebefugnis. Also muss man wohl 
so sagen, zwei kleinere Fraktionen dieses Landtages 
wollen mit einer Verfassungsänderung erreichen, dass 
letztlich jede Mehrheitsentscheidung des Parla-
ments, die Ihnen nicht passt, vom Bundesverfas-
sungsgericht überprüft werden kann. Vier grüne 
Abgeordnete oder gar nur zwei Abgeordnete des 
SSW sollen genügen, um mit einem zeitaufwendigen 
Bundesverfassungsgerichtsverfahren Parlamentsent-
scheidungen und Regierungshandeln zu blockieren. 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Heiner Garg 
[FDP]) 

Kollege Dr. Wadephul hat auf den geltenden Text der 
Landesverfassung hingewiesen. Danach ist eben für 
Fälle von Meinungsverschiedenheiten oder Zweifeln 
über die Vereinbarkeit von Landesrecht mit der Ver-
fassung erst auf Antrag der Landesregierung oder 
eines Drittels der Mitglieder des Landtages das Bun-
desverfassungsgericht anzurufen. Wir haben zurzeit 
69 Mitglieder, ein Drittel davon sind eben nicht vier 
oder gar nur zwei, sondern 23 Abgeordnete. Wir hal-
ten dieses Quorum für zweckmäßig, sachgerecht und 
angemessen. Deshalb muss es bei diesem Quorum 
nach unserer Auffassung auch bleiben, wenn wir 
demnächst in Schleswig-Holstein ein Landesverfas-
sungsgericht einrichten werden. Wir lehnen die vom 
SSW und den Grünen beantragte Verfassungsände-
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rung ab, weil sie die in demokratischer Wahl zustande 
gekommenen politischen Mehrheitsverhältnisse in 
diesem hohen Haus zugunsten parlamentarischer 
Kleinstgruppen verfälschen würde. 

(Zuruf: Das haben wir schon anders gehört!) 

Wir lehnen die von SSW und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN beantragte Verfassungsänderung ab, weil 
wir für einen möglicherweise inflationären Ersatz von 
Politik durch Juristerei nicht Tor und Tür öffnen wol-
len, 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

und wir lehnen die von SSW und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN beantragte Verfassungsänderung ab, weil 
wir für qualitativ gewichtige Entscheidungen wie den 
Gang zum Bundesverfassungsgericht die derzeit in 
der Landesverfassung verankerte qualifizierte Min-
derheit von mindestens einem Drittel der gewählten 
Landtagsabgeordneten für erforderlich halten. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken dem Abgeordneten Klaus-Peter Puls. - 
Das Wort für die FDP-Fraktion erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Heiner Garg. 

Dr. Heiner Garg [FDP]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Lieber Kollege Puls, ich habe selten eine so 
unangenehme, peinliche Rede von Ihnen hier vorn 
gehört wie gerade eben. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Da sprechen Sie von parlamentarischen Kleinstgrup-
pen und zwei Abgeordneten, die möglicherweise nach 
Karlsruhe ziehen können. Genau diese zwei Abge-
ordneten hätten eine ganze Regierung tolerieren sol-
len, die Sie mit diesen zwei Abgeordneten bilden 
wollten. 

(Zurufe) 

Ihr Gedächtnis muss wahrlich kurz sein. 

Meine Damen und Herren, die FDP begrüßt den Vor-
schlag von SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zur Änderung der Landesverfassung. Beide An-
tragsteller möchten in der Verfassung das Antrags-
recht für einen Antrag vor dem Bundesverfassungsge-
richt modifizieren. Künftig sollen nicht nur die Lan-
desregierung oder mindestens ein Drittel der Mitglie-
der des Landtages entsprechende Anträge an das 

Bundesverfassungsgericht richten können, sondern 
auch eine Fraktion oder die Gruppe des SSW. 

Auslöser dieses Gesetzentwurfes wird die Ankündi-
gung der CDU/SPD-Regierung gewesen sein, einen 
verfassungswidrigen Haushalt aufzustellen. Auch die 
neu beschworene Offenheit und Ehrlichkeit täuscht 
nicht darüber hinweg, dass der Haushalt verfas-
sungswidrig ist. Dabei hat die Regierung überhaupt 
keine Anstalten für einen Versuch gemacht, die Über-
schreitung der Kreditobergrenze irgendwie zu recht-
fertigen. Dies hätte sie durch die Feststellung tun 
können, dass dies zur Abwehr der Störung des ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts oder zur Über-
windung einer schwerwiegenden Störung der Wirt-
schafts- und Beschäftigungsentwicklung nötig ist. 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Johann Wa-
dephul [CDU]) 

Das brauchen Sie alles nicht mehr. Sie können jetzt 
tun und lassen, was Sie wollen, Herr Kollege Wa-
dephul. 

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW) 

Nur unter diesen engen Voraussetzungen ist nämlich 
die Überschreitung der Kreditobergrenze nach 
Artikel 53 der Landesverfassung zulässig. 

Das schert aber weder die Landesregierung noch die 
Abgeordneten der Regierungsfraktionen. Es wird 
einfach achselzuckend hingenommen, dass hier die 
Landesverfassung, auf deren Wahrung die Mitglieder 
der Landesregierung einen Eid geleistet haben, 
gebrochen werden soll, und zwar mindestens bis zum 
Jahr 2010. Die aktuelle Verfassungslage gibt es nicht 
her, dass die jetzigen Oppositionsfraktionen ein Mit-
tel haben, diesen angekündigten Rechtsbruch zu ver-
hindern. Und - ich sage das noch einmal - es bleibt 
ein Rechtsbruch, auch wenn er angekündigt ist. Dafür 
stellen wir, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
SSW, schlicht und ergreifend nicht genügend Abge-
ordnete. 

Da die Opposition nicht über ein Drittel der Mandate 
im Landtag verfügt, ist ein Antrag vor dem Bundes-
verfassungsgericht bei Zweifeln über die förmliche 
oder sachliche Vereinbarkeit von Landesrecht mit der 
Landesverfassung - beispielsweise beim Haushalt - 
nach jetziger Rechtslage unzulässig. Frau Kollegin 
Lütkes, dies muss korrigiert werden. Die Opposition 
muss alle Mittel, die ihr von den Verfassungsvätern 
ursprünglich zur Verfügung gestellt werden sollten, 
auch tatsächlich nutzen können. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 
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Darüber hinaus hat sich die Parlamentswirklichkeit 
im Gegensatz zur Verfassung geändert. Wir haben in 
Schleswig-Holstein wie auch im Bund festzustellen, 
dass wir künftig mit regelmäßig fünf Parteien im 
Parlament rechnen müssen. Die Antragsmöglichkeit 
vor dem Bundesverfassungsgericht ist eines der 
schärfsten Schwerter, das die Opposition gegenüber 
der Regierung zücken kann. Es ist quasi die einzig 
wirkliche Möglichkeit, Entscheidungen der Landes-
regierung zu stoppen, ohne die ansonsten notwendige 
Mehrheit im Parlament herzustellen. Natürlich stellt 
dies daher grundsätzlich eine Durchbrechung des 
Demokratieprinzips dar. Diese Durchbrechung ist 
aber geboten, wenn die Gefahr besteht, dass Gesetze 
der Mehrheit die Verfassung missachten. Herr Kolle-
ge Wadephul, genau das tut Ihr Haushalt, er missach-
tet die Verfassung, auch wenn er die Verfassung an-
gekündigt missachtet. 

Die große Koalition hatte ursprünglich einen Vertrau-
ensvorsprung verdient, damit sie beweisen konnte, 
dass sie die im Koalitionsvertrag vereinbarten Min-
derheitsrechte wirklich wahren wird. 

Präsident Martin Kayenburg: 

Herr Kollege Garg, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Wadephul? 

Dr. Heiner Garg [FDP]: 

Nein, das gestatte ich nicht. - Die Ankündigung eines 
verfassungswidrigen Haushalts hat das Stimmungs-
bild jedoch deutlich geändert. Darüber hinaus 
schweigt sich der Koalitionsvertrag über die Wahrung 
der Minderheitsrechte hinsichtlich des Antragsrechts 
vor dem Bundesverfassungsgericht aus. 

Wir haben kein Vertrauen darin, dass sich irgendeine 
Abgeordnete oder irgendein Abgeordneter der Regie-
rungsfraktionen einer Klage gegen irgendeinen Haus-
halt oder ein sonstiges Gesetz anschließen würde, das 
sie oder er mit eigener Stimme gerade selbst gefasst 
hat. Das wäre absurd und gilt besonders für den Fall, 
dass das entsprechende Gesetz in Kenntnis seiner 
Verfassungswidrigkeit beschlossen wurde. Dann 
hätten sie es nämlich gar nicht beschließen dürfen. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Zur Klarheit hilft nur eines: Es ist eine Verfassungs-
änderung geboten, um die Opposition in die Lage zu 
versetzen, aus eigener Stärke entsprechende Anträge 
beim Bundesverfassungsgericht einreichen zu kön-
nen. Wir sollten bei der Diskussion im Ausschuss 
darüber hinaus andere und bereits im Innen- und 

Rechtsausschuss besprochene Änderungen der Lan-
desverfassung gleich mit vollziehen. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Ich danke dem Kollegen Dr. Heiner Garg und erteile 
das Wort für die Abgeordneten des SSW der Vorsit-
zenden, der Kollegin Anke Spoorendonk. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lieber Kollege Puls, es ist interessant, über die Frage 
zu diskutieren, was Demokratie ist und was parlamen-
tarische Demokratie ist. So gern ich eine solche Dis-
kussion jetzt führen würde, will ich das jetzt sein 
lassen und nur noch einmal darauf hinweisen, dass es 
wirklich nicht zum Politikverständnis des SSW ge-
hört, die Anrufung des Bundesverfassungsgerichts als 
Ersatz für Politik zu betreiben. Meines Wissens haben 
wir das noch nie gemacht. 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Doch jetzt zum vorliegenden Antrag! Der vorliegende 
Gesetzentwurf zur Änderung der Landesverfassung 
sieht vor - das ist von der Kollegin Lütkes schon ge-
sagt worden -, dass jede Fraktion des Landtages das 
Bundesverfassungsgericht anrufen kann, sofern 
Zweifel an der förmlichen oder sachlichen Vereinbar-
keit von Landesrecht mit der Verfassung bestehen. 
Wir beabsichtigen hiermit, die parlamentarischen 
Rechte der Opposition zu sichern. Ich weiß, dass 
auch das eine Wiederholung ist, aber das kann man 
anscheinend nicht oft genug sagen. 

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Das ist beim Bestehen einer großen Koalition schwie-
rig, weil die Regierungsmehrheit sehr groß ist und die 
gesamte Opposition sehr klein ist und leicht ausge-
bremst werden kann. Das muss nicht zwangläufig so 
kommen, aber wenn, dann kann mittels des Anruf-
rechts auch eine kleine Fraktion oder eine kleine Par-
tei die Einhaltung der Verfassung einklagen. Darum 
geht es. 

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Wir sind uns sehr wohl darüber im Klaren, dass das 
Anrufungsrecht missbraucht werden kann. In der 
Geschichte der politischen Kultur der Bundesrepublik 
gibt es nicht wenige Beispiele hierfür. In der Regel - 
das scheint man vergessen zu haben - sind es aber 
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gerade die großen Parteien, die großen Fraktionen, 
die versuchen, das Bundesverfassungsgericht für sich 
zu instrumentalisieren. Das kann man anhand vieler 
Belege aus deutschen Bundesländern und aus dem 
Deutschen Bundestag nachweisen. Es sind eben nicht 
die kleinen Parteien, zu denen alle Oppositionspartei-
en im Schleswig-Holsteinischen Landtag gehören. 

Aus grundsätzlichen Überlegungen zur Wirkungswei-
se und Kontrollfähigkeit des Parlaments gegenüber 
der Landesregierung hat der SSW gemeinsam mit 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und auch gemeinsam 
mit der FDP die Initiative ergriffen. 

(Zuruf) 

- Ich hebe das hervor. Ich weiß, dass die FDP den 
Gesetzentwurf so nicht mitträgt, aber sie will ihn 
unterstützen, ist mir gesagt worden. 

Wir wollen erreichen, dass die Oppositionsfraktionen 
auch für den Fall einer großen Koalition das Bundes-
verfassungsgericht anrufen können. 

Die Regierungsfraktionen sind eng an die Landesre-
gierung und an deren Handlungs- und Entscheidungs-
zwänge gebunden. Auch das ist eine Tatsache. Zwei-
fel an der Vereinbarkeit von Landesrecht und Verfas-
sung laufen daher Gefahr, innerhalb der großen Koa-
lition schnell beiseite gefegt zu werden; man hat ja 
eine Mehrheit, eine große Mehrheit. Bei dem jetzigen 
Quorum von einem Drittel der Abgeordneten läuft 
Artikel 44 wirklich ins Leere. Eine Anpassung ist 
erforderlich, um dem Parlament eine wichtige Kon-
trollfunktion zu erhalten. 

Eine große Koalition darf nicht zu einem parlamenta-
rischen Ausnahmezustand werden, bei dem der Op-
position sozusagen auf kaltem Wege die Waffen aus 
der Hand geschlagen werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, daher appelliere ich 
an die beiden großen Fraktionen, ihr Parlamentsver-
ständnis höher zu stellen als ihr Parteibuch. Gehen 
Sie in sich und unterstützen Sie unsere Initiative! 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Minister 
Dr. Ralf Stegner das Wort. 

Dr. Ralf Stegner, Innenminister: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren Abgeordnete! Mit dem von der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und den Ab-
geordneten des SSW eingebrachten Antrag soll Arti-

kel 44 Nr. 2 der Landesverfassung dahin gehend ge-
ändert werden, dass im Fall der so genannten abstrak-
ten Normenkontrolle der Antrag an das Bundesver-
fassungsgericht auch von einer Fraktion oder von 
Abgeordneten, denen die Rechte einer Fraktion 
zustehen, gestellt werden kann. Dadurch würde der 
Kreis der in der Verfassung festgelegten Antragsteller 
deutlich ausgeweitet. 

Aus meiner Sicht ist diese Ausweitung allerdings 
nicht geboten. Ich, der ich Landesregierungen unter-
schiedlicher Konstellation angehört habe, habe sub-
jektiv nicht den Eindruck, dass sich die parlamentari-
sche Kontrolle verschlechtert hat. Die quantitative 
Schwäche der Opposition mag eine Ausnahme sein, 
die qualitative Stärke liegt in Ihrer Hand. Herr Kolle-
ge Garg, die wird nicht in Phonzahl gemessen, son-
dern eher in der argumentativen Kraft dessen, was 
man hier vorträgt. 

Die verfassungsrechtliche Überprüfung dient dazu 
herauszufinden, ob eine Rechtsnorm des Landes, 
also ein Gesetz oder eine Landesverordnung, mit der 
höherrangigen Landesverfassung übereinstimmt. 
Diese Überprüfung kann formell oder materiell sein. 
Sie kann somit die Frage des verfassungsmäßigen 
Zustandekommens oder die sachliche Vereinbarkeit 
mit der Landesverfassung zum Inhalt haben. 

Artikel 44 Abs. 2 der Landesverfassung gleicht in-
haltlich Artikel 93 Abs. 2 des Grundgesetzes. Auch 
danach kann neben der Bundesregierung oder einer 
Landesregierung ein Drittel der Mitglieder des Parla-
ments einen entsprechenden Antrag stellen. Zweck 
der Begrenzung des Kreises der Antragsteller ist es, 
eine Überforderung des Bundesverfassungsgerichts 
durch eine allzu große Zahl von abstrakten Nor-
menkontrollen zu vermeiden und so zur Sicherung 
der Funktionsfähigkeit des Gerichts beizutragen. 

Wenn die bundesrechtliche abstrakte Normenkontrol-
le so begründet wird, dann muss die Argumentation 
erst recht gelten, wenn das Bundesverfassungsge-
richt - wie in Schleswig-Holstein - im Rahmen einer 
landesrechtlichen Zuweisung tätig wird. 

Ich glaube, auch aus einem anderen Grund ist die 
beabsichtigte Änderung nicht erforderlich. Verfas-
sungsbestimmungen sollen mehr als andere gesetzli-
che Normen auf Dauer angelegt sein. Insofern unter-
stütze ich das, was der Kollege Dr. Wadephul in die-
sem Punkt gesagt hat, ausdrücklich. Ich glaube, es 
besteht kein Bedarf, hier zu einer Veränderung zu 
kommen. 

Was die Haushaltsklagen angeht, Frau Kollegin 
Lütkes, so ist das mit Haushaltsklagen ja immer so 
eine Sache. Ich persönlich habe sozusagen weder Sein 
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noch Bewusstsein in dieser Frage geändert. Aber ich 
will deutlich sagen: Das Klagerecht der Opposition ist 
nun wirklich nicht das Hauptinstrument für politische 
Oppositionskontrolle. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 
CDU) 

Da hat Frau Spoorendonk völlig Recht. Ich glaube, 
hier muss es darum gehen, inhaltliche Kontrolle aus-
zuüben. Wenn man den Gang nach Karlsruhe sucht, 
dann hat in der Regel die Politik in der Sache eigent-
lich schon versagt. 

Lassen Sie mich abschließend noch einen Punkt an-
sprechen, den ich gestern in anderem Zusammenhang 
schon einmal erwähnt habe. In dem Koalitionsvertrag 
zwischen CDU und SPD ist festgelegt, dass wir in 
Schleswig-Holstein ein Landesverfassungsgericht 
einrichten wollen. Ich kann mir gut vorstellen, die 
Frage möglicher Antragsteller im Rahmen der dann 
erforderlichen Beratung zu vertiefen, und biete dafür 
schon jetzt meine Unterstützung an. 

Nun habe ich mir überlegt, wie ich Sie vielleicht am 
Ende noch trösten könnte. Ich dachte mir, eine Mög-
lichkeit des Trostes findet sich bei Cäsar. In der Be-
schreibung des gallischen Krieges lässt er nämlich 
den unterlegenen Hannibal sagen: Wie es oft ge-
schieht, besiegt der größere Teil den besseren. - Ich 
glaube zwar nicht, dass das stimmt. Aber wenn Sie 
das tröstet, kann man da einen Teil der Unterstützung 
finden. Der Kriegsausgang war trotzdem derselbe. 
Mich an Ihrer Stelle würde das ein wenig trösten. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Ich schließe 
die Beratung. 

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Innen- und 
Rechtsausschuss zu überweisen. Wer so beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Dann ist einstimmig 
so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 17 auf: 

Entschließung zur „Medienanstalt Nord“ 

Antrag der Fraktionen von CDU und SPD 
Drucksache 16/217 

Änderungsantrag der Abgeordneten des SSW 
Drucksache 16/290 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
ersichtlich nicht der Fall.  

Dann eröffne ich die Aussprache. Ich erteile das Wort 
dem Fraktionsvorsitzenden der CDU, dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Johann Wadephul. 

Dr. Johann Wadephul [CDU]: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Eine stärkere länderübergreifende Zusam-
menarbeit der Medienanstalten, der Filmförderein-
richtungen sowie der Ausbildungsangebote im Me-
dienbereich ist das Ziel des vorliegenden Antrages, 
was bereits im Koalitionsvertrag von CDU und SPD 
verabredet wurde. Ferner hat man sich sowohl im 
Antrag als auch im Koalitionsvertrag für eine stärkere 
Vernetzung der Einrichtungen der Medienausbildung 
ausgesprochen. 

Durch die Schaffung einer gemeinsamen Medienan-
stalt Nord sollen die Unabhängige Landesanstalt für 
Rundfunk und neue Medien des Landes Schleswig-
Holstein, ULR, und die Hamburgische Anstalt für 
neue Medien, HAM, ersetzt werden. Ziel der Zu-
sammenlegung ist die Stärkung und Ausweitung des 
Medienstandorts Norddeutschland und die kosten-
günstigere und effektivere Wahrnehmung der Aufga-
ben der Medienanstalten. Dass dieses Ziel nicht nur 
von den Koalitionsfraktionen formuliert, sondern 
auch von den Medienanstalten selbst verfolgt wird, 
halte ich für sehr positiv; denn so ist sichergestellt, 
dass das Anliegen der Politik auch in der Praxis sei-
nen Niederschlag findet. 

Ungefähr zu dem Zeitpunkt, zu dem CDU und SPD 
den Antrag in die parlamentarische Beratung einge-
bracht haben, haben nämlich der Vorstand der Ham-
burgischen Anstalt für Medien und der Medienrat der 
Unabhängigen Landesanstalt für Rundfunk und neue 
Medien bei einem medienpolitischen Meinungsaus-
tausch Möglichkeiten einer verstärkten Zusammen-
arbeit zwischen den beiden nördlichsten Landesme-
dienanstalten erörtert und sich darauf verständigt, 
zukünftig bei der Einführung neuer digitaler Rund-
funktechnologien noch enger als bisher zu kooperie-
ren. Ferner verabredeten die beiden Landesmedienan-
stalten, sich in Fragen von deutschlandweiter Bedeu-
tung stärker als bisher abzustimmen und die Positio-
nen gegenüber Veranstaltern, Kabelnetzbetreibern 
und sonstigen Akteuren im Rundfunkbereich, aber 
auch in der Gemeinschaft der Landesmedienanstalten 
gemeinsam einzubringen und zu vertreten. Ich denke, 
dass diese Art der Kooperation der richtige Weg ist, 
um den heutigen Anforderungen zu entsprechen und 
den Medienstandort Schleswig-Holstein zu stärken 
und auszuweiten. In diesem Bereich gibt es eine vor-
bildlich geplante Zusammenarbeit zwischen Schles-
wig-Holstein und Hamburg; diese soll vertieft und 
gestärkt werden. 
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Auch wenn HAM und ULR sich noch nicht endgültig 
dazu entschlossen haben, ihre Medienanstalten zu 
einer gemeinsamen Medienanstalt Nord zusam-
menzulegen, ist doch davon auszugehen, dass diese in 
den nächsten Jahren kommen wird. Deshalb haben 
wir in unseren Antrag eine Regelung aufgenommen, 
die besagt, dass im Falle der Fusion der beiden Me-
dienanstalten die Amtszeit des zweiten Medienrates 
der ULR, die wir in dieser Sitzung noch einsetzen 
werden, entsprechend verkürzt würde. Diese Verkür-
zung der Amtszeit ist rechtlich durchaus möglich. Die 
dafür entsprechende Änderung der rechtlichen Rah-
menbedingungen braucht heute noch nicht vorge-
nommen zu werden. Durch die Entschließung wollen 
wir allerdings denjenigen Mitgliedern, die in dieser 
Tagung neu gewählt werden, verdeutlichen, dass ihre 
Amtszeit durch eine frühzeitige Auflösung des Me-
dienrates der ULR verkürzt werden kann. Wir wollen 
allen an der Medienpolitik Interessierten zeigen: An 
dieser Stelle arbeiten Hamburg und Schleswig-
Holstein eng, in Zukunft noch enger zusammen. Dies 
wird den Medienstandort Schleswig-Holstein und den 
Medienstandort Norddeutschland deutlich stärken. 

(Beifall) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Für die Fraktion der SPD erteile ich dem Herrn Kol-
legen Eichstädt das Wort. 

Peter Eichstädt [SPD]: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Norddeutsche Kooperation und Zusammen-
arbeit mit Hamburg sind keine Zauberworte, die alle 
Probleme lösen. Sie sind aber der richtige Weg, um 
gemeinsame Interessen zu vertreten und im Bereich 
der Verwaltung effektiver und effizienter zu arbeiten. 

Die letzte Landesregierung hat sehr intensiv mit die-
ser Zusammenarbeit begonnen. Dass die jetzige Lan-
desregierung diesen Weg fortsetzt, begrüßt die SPD-
Fraktion ausdrücklich. 

Heute geht es um die Zusammenlegung der Landes-
medienanstalten ULR und HAM und die Abläufe bis 
zu einem möglichen Staatsvertrag. Die beiden Me-
dienanstalten haben bereits über eine verstärkte Zu-
sammenarbeit gesprochen - wir haben es eben von 
dem Kollegen Wadephul gehört - und sehen Hamburg 
und Schleswig-Holstein als - wie sie sagen - einen 
einheitlichen Kommunikationsraum. Konkret be-
schäftigen sich die Anstalten schon länger mit den 
Problemen und Auswirkungen des so genannten Han-
dy-TV über DVB-H und DMB, Digital Multimedia 
Broadcasting. 

(Beifall) 

- Danke, meine Kollegen. Ich gebe zu, ich habe ge-
übt. 

Eine intensive Zusammenarbeit gab es bereits bei der 
Einführung von DVB-T, dem digitalen Antennenfern-
sehen. Wir freuen uns, dass ULR und HAM den heute 
vorliegenden Entschließungsantrag begrüßen. Sie 
sehen in einer Medienanstalt Nord eine Stärkung des 
Medienstandortes. 

Eine bundesweite Zusammenarbeit der Landesme-
dienanstalten gibt es bereits im Rahmen der KEK und 
der KJM. Nach Vorstellung der ULR soll eine weitere 
Kommission zu den Themen Medienwirtschaft, Pro-
grammaufsicht und europäische Medienpolitik ihren 
Sitz im Norden haben. 

Unsere ULR hat bei einer Fusion mit der HAM eine 
ganze Reihe von Spezialitäten einzubringen, die in 
Hamburg zurzeit eher schwach ausgebildet sind. Der 
offene Kanal gehört dazu, der in Schleswig-Holstein 
außerordentlich erfolgreich ist. Hier sehen wir im 
Rahmen der Fusion die Chance, in Hamburg einen 
flächendeckenden Bürgerrundfunk einzurichten, da 
der offene Kanal über die erforderliche Erfahrung 
verfügt. 

Die ULR betreibt auch die Ausbildung von Medien-
profis. So wurde in diesem Jahr eine weitere Ausbil-
dungsstelle für Mediengestalterin oder Medienge-
stalter Bild/Ton geschaffen. Schließlich ist durch 
Beschluss des Landtages im vergangenen Herbst der 
Aufgabenkatalog der ULR erweitert worden. Erstmals 
in Deutschland wird eine Landesmedienanstalt Güte-
siegel für TV-Decoder vergeben können. 

Dies macht deutlich: Wir haben bei der Zusammenle-
gung der Landesmedienanstalten Bedeutendes einzu-
bringen und sind deshalb kein Juniorpartner. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und vereinzelt bei der CDU) 

Das gilt auch für die Filmförderung. In diesem Feld 
verspricht sich die SPD-Fraktion eine Stärkung des 
bisherigen Engagements auch und besonders für die 
kulturelle Filmförderung. 

Ich zitiere - natürlich mit Ihrer Genehmigung, Herr 
Präsident - zur Verdeutlichung den Direktor der ULR, 
Gernot Schumann, anlässlich der „Television Baltica“ 
auf der Berlinale im Februar dieses Jahres. Dort hat er 
gesagt: 

,,Der Film- und Fernsehproduktionsstandort 
Schleswig-Holstein muss sich stärker den 
Filmproduktions- und Absatzmärkten im 
Ostseeraum, besonders in den neuen EU-
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Mitgliedstaaten, öffnen. Länderübergreifende 
Kooperationsmöglichkeiten müssen sondiert, 
geprüft und weiter ausgebaut werden." 

Die SPD-Fraktion verspricht sich durch die Schaffung 
der Medienanstalt Nord ebenfalls eine durchgrei-
fende Stärkung der Eigenproduktion von Filmen und 
Fernsehbeiträgen in Schleswig-Holstein und Ham-
burg, auch für den Ostseeraum, besonders aber bei 
freien Produktionen, die nicht explizit für den NDR 
gedacht sind. 

Meine Damen und Herren, ein Blick in den Koaliti-
onsvertrag verdeutlicht die gemeinsamen Verabre-
dungen zur Medienpolitik der Regierungsfraktionen. 
Dort heißt es: 

,,Die ULR soll neben der Aufsicht über die 
privaten Medien auch eine medienwirtschaft-
liche Servicefunktion gegenüber diesen An-
bietern wahrnehmen. Gemeinsam mit Ham-
burg soll über eine stärkere, länderübergrei-
fende Zusammenarbeit der Medienanstalten, 
der Filmfördereinrichtungen und der Ausbil-
dungsangebote diskutiert werden. Medien-
förderung soll auch als Wirtschafts- und 
Technologieförderung verstanden werden." 

Zur Position der SPD-Fraktion passt dies gut. Me-
dienpolitik ist nach Auffassung meiner Fraktion Kul-
tur- und Informationspolitik auf der einen und Wirt-
schafts- und Regionalpolitik auf der anderen Seite der 
Medaille. 

Ich fasse zusammen: Erstens. Wir begrüßen die Ab-
sicht der Landesregierung, eine Fusion der ULR und 
der HAM voranzubringen. Dies gilt, obwohl meiner 
Meinung nach ein Zusammengehen mit den fünf 
norddeutschen Ländern durchaus bedenkenswert 
wäre. Auf eine umfassende bundesweite Zusammen-
arbeit, wünschenswert auch gerade im europäischen 
Kontext, werden wir wohl noch länger warten müs-
sen. 

Zweitens. Wir legen Wert auf die Feststellung, dass 
Schleswig-Holstein in dieser neuen Medienanstalt 
Nord und bei den Verhandlungen auf den Weg dort-
hin kein Juniorpartner ist. Wir haben etwas einzu-
bringen. Deshalb erwarten wir eine Begegnung auf 
Augenhöhe. 

Drittens. Die Besonderheiten der ULR, nämlich die 
Gütesiegel für TV-Decoder, die Erfolge im Bereich 
der Ausbildung und im Besonderen die erfolgreichen 
offenen Kanäle müssen sich erkennbar und gesichert 
in einem Staatsvertrag wiederfinden. Hier kann Ham-
burg von uns wie wir in anderen Bereichen von Ham-
burg profitieren. 

Viertens. Das haben wir im Zusammenhang mit 
Staatsverträgen schon an anderer Stelle besprochen, 
Herr Ministerpräsident: Das Parlament soll bitte 
rechtzeitig und vor der Paraphierung des Staatsvertra-
ges beteiligt werden. Hier bitten wir um dringende 
Beachtung. 

Fünftens und Letztens. Der heute von uns gewählte 
Medienrat der ULR wird mit Inkrafttreten der Fusion 
seine Aufgabe verlieren. Das ist Teil des Beschlusses. 
Die Interessen Schleswig-Holsteins müssen in der 
neuen Medienanstalt auch insofern gewahrt bleiben, 
als eine angemessene Vertretung unseres Landes im 
neuen Medienrat sichergestellt ist. 

Meine Damen und Herren, die Medienanstalt Nord 
bietet eine Chance, aber wir müssen sie auch nutzen, 
partnerschaftlich und gleichberechtigt. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Ich danke dem Kollegen Eichstädt und will erwähnen, 
dass es nicht überraschend sein sollte, dass die Rede-
zeit grundsätzlich fünf Minuten und nicht sechsein-
halb Minuten beträgt. 

Bevor ich weiteren Rednern das Wort erteile, darf ich 
auf der Tribüne Praktikantinnen und Praktikanten des 
Landwirtschaftsministeriums Kaliningrad begrüßen. - 
Herzlich willkommen! 

(Beifall) 

Nach den antragstellenden Fraktionen erteile ich für 
die Antragsteller des Änderungsantrages der Vorsit-
zenden der Gruppe des SSW, Frau Abgeordneter 
Anke Spoorendonk, das Wort. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Noch im Sommer dieses Jahres konnten wir der ULR 
zu ihrem 20-jährigen Bestehen gratulieren, was für 
viele von uns zum Anlass genommen wurde, sich 
noch einmal mit der geleisteten Arbeit der ULR aus-
einander zu setzen. Hierbei lässt sich feststellen, dass 
die ULR für Schleswig-Holstein eine Menge vorzu-
weisen hat: angefangen 1986 mit der bundesweit 
ersten Lizenzvergabe für einen privaten Hörfunksen-
der über die offenen Kanäle bis hin zur erfolgreichen 
Einführung des DVB-T im letzen Jahr und der aktuel-
len Einführung von Handy-TV. 

Damit wären wir bereits beim Thema; denn die bei-
den letztgenannten Punkte wurden in Kooperation 
der beiden Landesmedienanstalten Hamburg und 
Schleswig-Holstein durchgeführt. 
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Wie wir alle wissen, hat sich die Medienwelt mit 
ihren dazugehörenden Techniken in den letzten Jah-
ren rasant weiterentwickelt und verändert. Daher gilt 
es, die Landesmedienanstalten für die Herausforde-
rungen der Zukunft fit zu machen, damit sie hierauf 
reagieren können. Mit der erfolgreichen Einführung 
von Handy-TV und DVB-T haben beide Medienan-
stalten bereits bewiesen, dass sie erfolgreich zusam-
menarbeiten können. 

Mit dem vorliegenden Antrag spricht sich der 
Schleswig-Holsteinische Landtag für eine stärkere 
länderübergreifende Zusammenarbeit Schleswig-Hol-
steins und Hamburgs im Bereich der Medienpolitik 
aus. Das findet auch die Unterstützung des SSW. 

Doch ich möchte ganz deutlich sagen, dass dieser 
Zusammenschluss nur unter der Bedingung durchge-
führt werden darf, dass beide Anstalten gleichberech-
tigt sind. Der Kollege Eichstädt hat noch einmal deut-
lich gemacht, dass es darum gehen muss. Für uns ist 
es von erheblicher Bedeutung, dass sich die ULR und 
die Hamburgische Anstalt für neue Medien als 
gleichrangige Partner sehen und dass die Verhand-
lungsgespräche auf gleicher Augenhöhe stattfinden. 
Nur so ist es möglich, die unterschiedlichen Belange 
Schleswig-Holsteins und Hamburgs zu berücksichti-
gen. 

Wir wissen, dass es unterschiedliche Strukturen bei 
den Medienanstalten gibt, beispielsweise bei den 
Zulassungsverfahren für Sender. Aber auch sonst gibt 
es unterschiedliche Ansätze, wie die Medienanstalten 
bisher agiert haben. Schleswig-Holstein hat als Flä-
chenland durchaus andere Interessen als Hamburg. So 
sind beispielsweise die offenen Kanäle in Schleswig-
Holstein regionale Besonderheiten, für die man sich 
bei den Verhandlungen einsetzen muss. 

Hinzu kommt, dass Schleswig-Holstein ein Allein-
stellungsmerkmal hat, dem bei einem möglichen Zu-
sammenschluss ebenfalls Rechnung getragen werden 
muss. So ist denn auch unser Änderungsantrag zu 
verstehen. 

Der SSW fordert in diesem Änderungsantrag, dass 
auch die kulturellen Belange der dänischen Minder-
heit und der friesischen Volksgruppe bei einer Zu-
sammenlegung der Landesmedienanstalten berück-
sichtigt werden. Unser Änderungsantrag ist also nur 
eine Präzisierung; er steht nicht im Gegensatz zu dem 
Antrag als Ganzem. Aber, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, Vorsicht ist bekanntlich die Mutter der 
Porzellankiste. 

Mir ist von den regierungstragenden Fraktionen sig-
nalisiert worden, dass sie durchaus gewillt sind, die-

sen Änderungsantrag mitzutragen. Dafür möchte ich 
mich im Vorwege schon bedanken. 

Ich fasse zusammen. Nur, wenn Schleswig-Holstein 
und Hamburg ihre jeweiligen Interessen gleichbe-
rechtigt vertreten sehen, wird ein zukunftsfähiger 
Zusammenschluss gelingen. Daher ist es wichtig, dass 
im Zuge einer möglichen Zusammenlegung tatsäch-
lich die Stärken gebündelt werden, um die Medienan-
stalten Nord schlagkräftig zu machen, damit sie sich 
auf dem Markt behaupten kann. Nur dann wird es 
möglich sein, sich mit einer gestärkten Medienanstalt 
der bundesweiten Konkurrenz in Berlin, in München 
oder auch in Köln zu stellen. 

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei der 
SPD) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Ich danke der Kollegin Spoorendonk und erteile 
nunmehr für die Fraktion der FDP deren medienpoli-
tischem Sprecher, Herrn Abgeordneten Dr. Heiner 
Garg, das Wort. 

Dr. Heiner Garg [FDP]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Danke für die Ehre. Ich bin zwar nicht der medienpo-
litische Sprecher meiner Fraktion, aber ich spreche 
trotzdem gern. 

Die FDP-Fraktion wird dem hier vorgelegten Ent-
schließungsantrag zur Schaffung einer Medienanstalt 
Nord unterstützen. Für uns ist die im Antrag aufge-
führte Zusammenarbeit zwar nur ein kleiner Schritt 
auf dem Weg zu einer weitaus größeren und notwen-
digen Strukturreform der Landesmedienanstalten, 
insbesondere im Hinblick auf die Medienaufsicht, 
aber wir begreifen ihn als positiven Anfang für die 
weitere Entwicklung. Bereits im Koalitionsvertrag 
wurde zwischen SPD und CDU vereinbart, dass mit 
Hamburg über eine stärkere länderübergreifende Zu-
sammenarbeit der Medienanstalten, der Filmför-
dereinrichtungen und der Ausbildungsangebote disku-
tiert werden solle. 

Der nun vorliegende Entschließungsantrag geht über 
diese Vorstellung sogar hinaus, formuliert er doch das 
Ziel einer Zusammenlegung der Medienanstalten 
Schleswig-Holstein und Hamburg. Wir begrüßen 
diese Zielsetzung ausdrücklich. Sie vollzieht auch die 
faktischen Entwicklungen in der Zusammenarbeit der 
beiden Medienanstalten. So hatten sich die Unabhän-
gige Landesanstalt für Rundfunk und neue Medien 
des Landes Schleswig-Holstein - kurz ULR - und die 
Hamburgische Anstalt für neue Medien - kurz HAM - 
in einer gemeinsamen Sitzung vom 9. August dieses 
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Jahres auf eine verstärkte künftige Zusammenarbeit 
verständigt. 

Insbesondere im Rahmen der in Vorbereitung befind-
lichen Einführung vom so genanntem Handy-TV 
haben beide Anstalten eine gemeinsame Vorgehens-
weise vereinbart. Darüber hinaus verabredeten beide 
Medienanstalten, sich in Fragen von deutschlandwei-
ter Bedeutung stärker als bisher abzustimmen und die 
Positionen gegenüber Veranstaltern, Kabelnetzbetrei-
bern und sonstigen Akteuren im Rundfunkwesen 
gemeinsam einzubringen und zu vertiefen. 

Dies wird natürlich künftig umso einfacher und strin-
genter, wenn ansonsten notwendige und vielleicht 
auch zeitaufwändige Absprachen aufgrund eines Zu-
sammenschlusses der beiden Institutionen entfallen 
können. 

Die im Antrag an die Landesregierung adressierte 
Aufforderung, sie solle bei den Verhandlungen auf 
eine effektive und effiziente Konstruktion der zu 
schaffenden gemeinsamen Landesanstalt hinwirken, 
versteht sich von selbst und bedarf im Prinzip keiner 
besonderen Betonung. Wir werden allerdings unser 
Augenmerk auf die Ergebnisse der Verhandlungen 
richten und überprüfen, ob dieses Ziel auch erreicht 
worden ist. Vor allem sollten wir darauf bedacht sein, 
dass als Rechtsgrundlage für die künftige neue An-
stalt das fortschrittlichere Hamburger Mediengesetz 
Anwendung findet. Die hierzu dem Landtag durch die 
Landesregierung zu erstattenden Berichte werden 
hoffentlich entsprechend aufschlussreich sein. 

Nach unseren Informationen ist zur Zeit wohl geplant, 
dass künftig die Film- und Fernsehförderung sowie 
die Ausbildung an den Hochschulen in den Bereichen 
Medienwirtschaft und Medienwissenschaft verstärkt 
am Medienstandort Hamburg erfolgen soll, während 
die Medienaufsicht künftig vom Standort Kiel aus 
geführt wird. 

Und damit kommen wir zu dem wichtigen Stichpunkt 
Medienaufsicht. Die Medienaufsicht ist auch nach 
Auffassung der Arbeitsgemeinschaft der Landesme-
dienanstalten zurzeit zu weit gefächert und soll weiter 
zentralisiert werden. Allerdings gehen die Vorstellun-
gen der Landesmedienanstalten auf diesem Gebiet 
unserer Auffassung nach nicht weit genug. 

Aus unserer Sicht sollten künftig alle Medien, also 
gleichermaßen die öffentlich-rechtlichen wie die pri-
vaten, einer einzigen unabhängigen integrierten nati-
onalen Medienaufsicht unterliegen. Die britische 
Ofcom - also das Office of Communications - als 
integrierte Regulierungsbehörde ist aus unserer Sicht 
dafür ein gutes Beispiel. 

Die bisherige Kleinstaaterei hat zu Doppelstruktu-
ren und zu Synergieverlusten geführt und kann mit 
der technischen Weiterentwicklung kaum noch 
Schritt halten. Wie allen bekannt ist, können bereits 
heute - auch dank DVB-T - über das Internet Radio 
und Fernsehen empfangen werden, bald sogar über 
Handy. Der Bereich der Telekommunikation wird 
aber bisher von der Regulierungsbehörde für Post und 
Telekommunikation geregelt, Radio und Fernsehen 
hingegen von den Landesmedienanstalten und den 
öffentlichrechtlichen Rundfunkräten. Hier gilt es, die 
bisherigen Strukturen zu bündeln. Das wäre mit Si-
cherheit eine richtige Reform. Wenn sich die beiden 
Antragsteller darauf einigen, den SSW-Ände-
rungsantrag entsprechend einzuarbeiten, werden wir 
dann auch den so geänderten Beschluss mit tragen. 

(Beifall bei der FDP sowie vereinzelt bei 
SPD, CDU und SSW) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Ich danke dem Kollegen Dr. Garg und erteile nun für 
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN der Frau 
Fraktionsvorsitzenden Anne Lütkes das Wort. 

Anne Lütkes [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu Ihrer 
großen Verblüffung: Auch die Fraktion der Grünen 
trägt diesen vorgelegten Antrag mit. 

(Zurufe) 

- Noch einmal die Kurve gekriegt! 

Denn wir sehen darin einen hervorragenden Schritt in 
Richtung Nordstaat, Herr Kollege Wadephul, um das 
böse Wort noch einmal zu nennen. 

(Beifall des Abgeordneten Jürgen Weber 
[SPD] - Zurufe: Oh, oh!) 

- Und das unter Federführung des Herrn Ministerprä-
sidenten! 

(Beifall des Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wir waren schon immer für eine verstärkte Zusam-
menarbeit mit Hamburg. Die Zusammenarbeit bei 
der Erledigung öffentlicher Aufgaben kann Synergie-
effekte, bessere Fachlichkeit und Einsparungen mit 
sich bringen. Aber im Ernst: Selbstverständlich ist 
jeder Einzelfall sehr sorgfältig zu prüfen und zu beur-
teilen. Eine Medienanstalt Nord muss bei einem Ver-
einigungsprozess zu einer Win-win-Situation für 
beide Beteiligten werden. 

Medienpolitische Arbeiten und die Bedeutung der 
Medienanstalten sind heute in mehreren Reden schon 
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dargelegt worden. Ich möchte mich Ihnen nahtlos 
anschließen und Sie deshalb nicht noch einmal wie-
derholen. 

(Beifall des Abgeordneten Jürgen Feddersen 
[CDU]) 

Jetzt eine kurze Anmerkung, ich hoffe, es bleibt da-
bei: Es muss genau und differenziert herausgearbeitet 
werden, welche Strukturen sich als erfolgreich, viel-
leicht auch als erfolgreicher erwiesen haben, und 
deshalb erhalten bleiben sollen. Für Schleswig-
Holstein sind das - nur um einige Beispiel zu nennen - 
die kulturelle Filmförderung, die Nachwuchsarbeit 
und insbesondere auch die Struktur der offenen Kanä-
le. Daneben sind selbstverständlich die spezifischen 
Interessen der Standorte zu berücksichtigen. Diese 
sind - das ist schon angeklungen - durchaus unter-
schiedlich. 

Eine Medienanstalt Nord hätte verschiedenste Auf-
gaben zu erfüllen, die sich jeder für sich hinsichtlich 
ihrer Funktionstauglichkeit einer Überprüfung stellen 
müssen. Am einfachsten - das ist sicher - ist das bei 
der Zulassung und Überwachung der privaten Rund-
funkanbieter. Reine Verwaltungstätigkeiten sind e-
benfalls schlicht und einfach zusammenlegbar. Aller-
dings - wie gesagt - ist bei der Frage der Finanzierung 
der offenen Kanäle darauf zu achten, dass die schles-
wig-holsteinische Struktur erhalten zu bleiben hat. 
Die wirtschaftliche und die kulturelle Filmförderung 
müssen auch künftig so ausgestattet bleiben, dass die 
Interessen der schleswig-holsteinischen Filmwirt-
schaft gewahrt bleiben. Die Verankerung der kulturel-
len Filmförderung durch die ULR im novellierten 
Landesrundfunkgesetz sichert die Finanzbasis der 
Filmförderung und muss auch im Falle einer Fusion 
nicht nur im Blick, sondern erhalten bleiben. Das 
Gleiche gilt für die Institution eines Medienrates, die 
ebenfalls einer Fusion nicht zum Opfer fallen darf. 

Meine Damen und Herren, wir von den Grünen geben 
der Landesregierung ausnahmsweise, aber gern, die 
Möglichkeit, mit dem Rückenwind - ich hoffe, mit 
einstimmigem Rückenwind - des Landestages über 
die gemeinsame Medienlandschaft zu verhandeln. 

Die unter Punkt 2 des Antrages aufgeführten Ver-
pflichtungen - ich gehe davon aus, dass hierüber 
Übereinstimmung besteht - enthalten auch die von 
mir eben genannten Einzeleckpunkte, die darunter zu 
subsumieren sind. Selbstverständlich unterstützen wir 
den bereits übernommenen Ergänzungsantrag des 
SSW. Die Interessen Schleswig-Holsteins sind zu 
beachten und es ist eine Selbstverständlichkeit, dass 
effiziente Strukturen für die neue Behörde aufzubau-
en sind. 

Wir gehen davon aus, das mit dem erwähnten Rü-
ckenwind ein gutes Ergebnis im Sinne der Medien-
wirtschaft von Schleswig-Holstein, aber auch des 
gesamten Nordens, erarbeitet werden kann. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abgeordneten Peter Eichstädt 
[SPD], Dr. Heiner Garg [FDP] und Anke 
Spoorendonk [SSW]) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Ich danke der Kollegin Anne Lütkes. - Für eine klar-
stellende Bemerkung erteile ich der Antragstellerin, 
Frau Anke Spoorendonk, das Wort. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mir 
ist gesagt worden, dass unsere Formulierung ein biss-
chen missverständlich ist. Wir wollen auf jeden Fall 
vermeiden, dass der Eindruck entsteht, dass die Be-
lange der Minderheiten im Gegensatz zu den Interes-
sen des Landes Schleswig-Holstein stehen könnten. 
Darum bitte ich um folgende Änderung: 

„Der Schleswig-Holsteinische Landtag for-
dert die Landesregierung auf, bei den Ver-
handlungen die regionalen Besonderheiten 
und Interessen Schleswig-Holsteins, zu de-
nen auch die Belange der dänischen Minder-
heit und der friesischen Volksgruppe gehö-
ren, und spezielle Aktivitäten der ULR zu 
beachten.“ 

Ich denke, das ist eine gute Klarstellung. Ich bitte um 
Zustimmung. 

(Beifall beim SSW) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Ich danke für die Klarstellung und erteile nunmehr für 
die Landesregierung dem Herrn Ministerpräsidenten 
Peter Harry Carstensen das Wort. - Herr Ministerprä-
sident, Sie haben das Wort. 

Peter Harry Carstensen, Ministerpräsident: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich bedanke mich für die Klarstellung. Das wäre 
aber nicht nötig gewesen. Mir war das vorher auch 
schon klar und ich glaube, den meisten hier im Haus 
ebenso. Die Befindlichkeit ist nicht bei allen so groß 
wie bei manchen. 

Ich bedanke mich ganz herzlich bei den Fraktionen 
von CDU und SPD für den Entschließungsantrag 
zur Medienanstalt Nord. Er unterstützt die Landes-
regierungen von Hamburg und Schleswig-Holstein, 
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die sich im Bereich der Medienpolitik ein anspruchs-
volles gemeinsames Ziel gesetzt haben. Vor einigen 
Jahren ist die Fusion der Medienanstalten der fünf 
nördlichen Bundesländer noch gescheitert, jetzt pa-
cken wir sie für Hamburg und Schleswig-Holstein an 
und geben damit auch bundesweit die Richtung an. 
Wir zeigen, was möglich ist, und wir zeigen, was 
sinnvoll ist. 

Für Hamburg und Schleswig-Holstein sollen künftig 
nicht mehr zwei Medienanstalten zuständig sein, denn 
wir sind ein Kommunikationsraum und ein Medien-
standort. Deshalb soll künftig nur eine Medienanstalt 
die Unternehmen des privaten Rundfunks lizenzieren, 
beaufsichtigen, beraten und betreuen. Wir wollen 
damit die Kräfte und Erfahrungen unserer beiden 
Medienanstalten bündeln und so den Medienstandort 
Norddeutschland weiter voranbringen. 

Das Vorhaben, in beiden Ländern vertraute Struktu-
ren der Medienaufsicht durch eine Fusion zu ändern, 
erfordert Mut bei allen Beteiligten und Betroffenen, 
aber auch gegenseitige Unterstützung. Deshalb bin 
ich auch dem Vorsitzenden des amtierenden Medien-
rates, Dr. Ekkehard Wienholtz, für seine öffentliche 
Erklärung dankbar. Er hat zu Recht betont, dass sich 
der Medienstandort Norddeutschland mit einer 
Medienanstalt Nord noch besser und effektiver vo-
ranbringen lasse. Aber auch sein Hamburger Kollege 
Dietrich Sattler unterstützt den Gedanken einer Fusi-
on. Dafür bin ich ebenfalls dankbar. Es stimmt, was 
er sagt - ich zitiere -: Wenn der Norden seine Kräfte 
bündelt, kann er sich besser positionieren. Das gilt 
sicherlich nicht nur für die Medienpolitik. Ich freue 
mich auch, dass beide, die Hamburgische Anstalt für 
neue Medien und die Unabhängige Landesanstalt für 
Rundfunk und neue Medien, ihre Bereitschaft erklärt 
haben, der Politik zuzuarbeiten. Sie werden ihre Er-
fahrungen und ihre Vorstellungen einbringen. Das 
wird den Prozess erleichtern. 

Wir wollen in Kürze, und zwar anlässlich der Media-
tage Nord am 23. November 2005, in einem öffentli-
chen Workshop der Staatskanzlei gemeinsam mit 
Hamburg erste konkrete Überlegungen vor- und zur 
Diskussion vorstellen. Aus Hamburg und Schleswig-
Holstein werden die Betroffenen und Beteiligten aus 
den Medienanstalten, den Medien, der Politik und der 
Wissenschaft zum Thema „Zusammen geht es besser“ 
diskutieren. Wir stehen am Anfang der Überlegungen, 
aber einige gemeinsame Ziele sind heute schon klar. 
Wir wollen Verbesserungen nicht nur im Bereich der 
Medienaufsicht, sondern auch bei der Filmförderung 
erzielen, und wir wollen ferner Projekte der Zusam-
menarbeit von Ausbildungseinrichtungen im Medien-
bereich ermöglichen. Wir wollen durch Dialog und 
Anhörung die Betroffenen einbeziehen und durch 

offene Diskussionen und sorgfältige Regelungen die 
größtmögliche Akzeptanz für eine Veränderung erzie-
len. 

Grundlage der Fusion soll ein einheitliches und mo-
dernes Medienrecht sein, das wir durch einen Staats-
vertrag schaffen wollen. Das Ergebnis soll eine faire, 
verlässliche, sichere und ausgewogene Partnerschaft 
sein. Nach außen werden Hamburg und Schleswig-
Holstein als eine Kraft auftreten, nach innen werden 
regionale Besonderheiten ihre Berechtigung behal-
ten, wie es auch der Ergänzungsantrag des SSW vor-
sieht. Vor allem der offene Kanal wird seine erfolg-
reiche Arbeit ohne Wenn und Aber fortsetzen können. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Unser Projekt soll bundesweit Modellcharakter haben 
und ein wirklicher Beitrag in der Diskussion um die 
Strukturreform der Landesmedienanstalten sein. 

Ich möchte den Schleswig-Holsteinischen Landtag 
bitten, dem Entschließungsantrag zuzustimmen. Ich 
merke, dass dies mit großer Mehrheit so sein wird. 
Abschließend möchte ich den neuen Medienrat bitten, 
die vor uns liegende medienpolitische Herausforde-
rung mit anzupacken. Den neu gewählten Personen 
möchte ich Glück und zudem viel Erfolg wünschen. 
Meinen Beitrag zu einer guten Zusammenarbeit will 
ich gern leisten. 

(Beifall bei CDU, SPD und FDP) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. Wir kommen zu 
einem Dreiminutenbeitrag des Kollegen Eichstätt. - 
Bitte sehr! 

Peter Eichstädt [SPD]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die an-
tragstellenden Fraktionen SPD und CDU haben sich 
entschlossen, den Änderungsantrag des SSW in der 
von Frau Kollegin Spoorendonk geänderten Fassung 
zu übernehmen. Insofern brauchen wir nur über den 
damit geänderten Antrag von CDU und SPD 
abzustimmen. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Sie gestatten, dass das Präsidium gleichwohl anders 
verfährt, Herr Kollege Eichstädt. Ich lasse zunächst 
darüber abstimmen, ob der Änderungsantrag in der 
von Frau Spoorendonk mündlich vorgetragenen, im 
Protokoll schriftlich festgehaltenen Form so über-
nommen werden soll. Bei Zustimmung bitte ich um 
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
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Dann ist einstimmig so verfahren und der Antrag 
Drucksache 16/290 in der geänderten Form ange-
nommen. 

Nunmehr lasse ich über den Antrag der Fraktionen 
von CDU und SPD Drucksache 16/217 in der soeben 
geänderten Fassung abstimmen. Wer dem zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Damit ist einstimmig so 
beschlossen. Ich bedanke mich für die Zustimmung. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 27 auf: 

Anmeldung der 4. Tranche NATURA 2000 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/272 (neu) 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Keine 
Äußerung seitens der Grünen.  

Dann sollten wir über den Berichtsantrag abstimmen, 
da ein mündlicher Bericht in dieser Sitzung gefordert 
ist. Wer dem Berichtsantrag zustimmen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Dann ist einstimmig so beschlossen. 

Für die Landesregierung erteile ich damit für den 
mündlichen Bericht dem Minister für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume, Herrn Dr. Christian 
von Boetticher, das Wort. - Herr Minister, Sie haben 
das Wort. 

Dr. Christian von Boetticher, Minister für Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möch-
te mit einer Entschuldigung anfangen. Ich habe in den 
„Lübecker Nachrichten“ einmal gesagt, ich glaube, es 
ist nirgendwo so viel gelogen worden wie bei NA-
TURA 2000. Auf eine Kleine Anfrage des Kollegen 
Hentschel habe ich dann gesagt: Ich meine damit die 
Hausspitze des vormaligen MUNL. Ich habe mich 
dann mit Herrn Müller getroffen und wir haben über-
legt: Was ist eine „bewusste, wahrheitswidrige Be-
hauptung“ und sollte man das seinem Vorgänger 
unterstellen, zumal man dieses „Gewusste“ selten 
beweisen kann und wirklich unterstellen muss? Wir 
sind übereingekommen, dass das nicht in Ordnung 
war. Darum entschuldige ich mich mit Respekt dafür. 

(Beifall) 

Aber wir reden jetzt über die 4. Tranche. Mit dem 
Wort „4. Tranche“ wird etwas Richtiges und etwas 
Falsches verbunden. Falsch ist zunächst einmal, dass 
es sich um eine 4. Tranche handelt. Das müssten Sie 
eigentlich wissen, Herr Hentschel. Die 3. Tranche ist 
nach wie vor offen. Sie kennen die beklagten Gebiete, 
Sie wissen auch, dass mein Vorgänger das nicht ge-
meldet hat. Darum ist die 3. Tranche offen und wir 

befinden uns eben nicht in einer 4. Tranche. Richtig 
ist aber - das finde ich bemerkenswert -, dass es eine 
4. Tranche erst dann gibt, wenn eine 3. nicht vollstän-
dig abgeschlossen ist. Sie erkennen, dass mein Vor-
gänger dort nicht richtig gehandelt hat, dass er nicht 
effizient war, dass er nicht alles gemeldet hat, dass er 
Fehler gemacht hat, dass er falsch vorgegangen ist. 
Allein mit dem Wort „4. Tranche“ legen Sie das nahe 
und das finde ich bemerkenswert. Das ist dann in der 
Tat auch richtig. 

Ich darf noch einmal etwas zur Chronologie sagen. 
1996 haben wir die 1. Tranche gehabt. Damals wur-
den ausschließlich Naturschutzgebiete gemeldet und 
das ist logischerweise zu wenig. Das war damals noch 
relativ unbekannt und neu. Dann kam die 2. Tranche 
unter dem Vorgänger Steenblock. Herr Steenblock 
hat dann insgesamt 101 FFH- und Vogelschutzgebiete 
gemeldet, viele aber auch nicht. Ich erinnere daran, 
dass schon damals 2.022 ha auf Eiderstedt im Ge-
spräch und auch im Verfahren waren. Man hat sich 
damals dann dazu entschlossen, das nicht zu melden. 
Dann kamen die entsprechenden Unterlagen und in-
ternationalen Seminare der EU-Kommission. Es gab 
eine Sechs für Herrn Steenblock - gescheitert, nicht 
fristgerecht und vor allen Dingen nicht alles gemel-
det. Dann kam mein Vorgänger. Mein Vorgänger 
wollte nun wirklich alles besser machen. Er wollte 
20.000 ha auf Eiderstedt ausweisen. Er hat viel, viel 
ausgewiesen. 

Dann hat ihn im entscheidenden Augenblick der Mut 
verlassen. Ich darf das einmal im Hinblick auf die 
Erblasten sagen, die ich jetzt habe. Es gibt das Proto-
koll aus der Umweltausschusssitzung vom 4. Juni 
2003. Mit Erlaubnis des Präsidenten zitiere ich: 

„Nicht gemeldet seinen die Start- und Lan-
debahn, die Flächen für die geplante Erwei-
terung der Start- und Landebahn einschließ-
lich des geplanten Taxiwayse. Dieses Gelän-
de sei nämlich nicht mehr FFH-würdig.“ 

So damals der Umweltminister Müller. Das war im 
Juni 2003. Im Januar 2004 gab es das bilaterale Ge-
spräch der Kommission mit Deutschland. Da hat die 
Kommission klipp und klar gesagt: Blankensee ist so 
nicht in Ordnung; und auch die Ästuare müssten ge-
meldet werden. Was ist dann im Laufe des Jahres 
geschehen? Über ein Jahr hatte der Umweltminister 
Müller noch Zeit. Es ist gar nichts geschehen. Nichts 
davon ist umgesetzt worden. Darum befinde ich mich 
heute in einer wirklich misslichen Lage. 

Ich habe in beiden beklagten Gebieten - das berichte 
ich nicht das erste Mal - Arbeitsgruppen, die im Au-
genblick sehr offen auch die Menschen vor Ort mit-
nehmen, in denen externe Experten dabei sind, 
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Rechtsexperten, die Experten des Hauses und die 
Menschen vor Ort dabei sind, um sie in diesen Pro-
zess einzubinden. Wir haben das auf Eiderstedt, wir 
haben das in der Eider-Treene-Sorge-Region und sind 
dort in einem sehr guten Prozess, den wir übrigens 
auch bei der Kommission so angekündigt haben. Wir 
befinden uns mit Blankensee in der misslichen Situa-
tion, eben weil dort nicht auf die Kommission gehört 
worden ist und weil den Umweltminister der Mut 
verlassen hat. Aber auch da sind wir jetzt in dem 
Verfahren, das an dieser Stelle nachmeldet. 

Dann haben wir die Ästuare. Da hat man offensicht-
lich - dass ist jedenfalls das, was mir der Bürgermeis-
ter in Lübeck erklärt hat - gesagt, das sei naturschutz-
fachlich auch nicht zu melden. Das ist Unsinn; das hat 
die Kommission schon im Jahr 2004 gesagt. Die 
Kommission sagt mir heute nach einem Besuch in 
Brüssel ganz deutlich: Wenn wir diese Gebiete nicht 
nachmelden, werden sie in den bisher vorbereiteten 
Schriftsätzen für ein Klageverfahren vor dem EuGH 
erwähnt. - Dann läuft dort gar nichts mehr. Dann gibt 
es keine Hafenentwicklung, dann gibt es keine Erwei-
terung, dann haben wir während des Klageverfahrens 
einen Stillstand. Das kann weder Lübeck noch Bruns-
büttel wollen und insofern befinden wir uns dort auf 
einen vernünftigen Weg. 

Ich kann mit Erlaubnis des Präsidenten gerne eine 
andere Stelle aus diesem Protokoll zitieren: 

„Die Beschlussfassung im Kabinett sei ein-
stimmig erfolgt,“ 

So, Herr Müller, das müssten Sie erklären, wenn Sie 
sich hier so aufregen und echauffieren. Also werden 
wir auch an dieser Stelle nacharbeiten. 

Aber es kommt noch viel dicker: Wir haben uns mitt-
lerweile an die Überprüfung der Standarddatenbö-
gen gemacht und auch dort stellen wir immer wieder 
Fehler fest. Das hat dazu geführt, dass ich bei der 
Europäischen Union gefragt habe, was ich hinsicht-
lich noch nicht gelisteter Gebiete in Brüssel mache, 
wenn ich heute feststelle, dass diese naturschutzfach-
lich falsch beurteilt worden sind. Wissen Sie, Herr 
Müller, Sie hätten sich die Arbeit und die Mühe ma-
chen können, diese mit der Kommission zu diskutie-
ren. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Die Kommission hat ganz deutlich gesagt: Wenn es 
Nachweise für falsche naturschutzfachliche Beurtei-
lungen gibt, dann wollen wir die Begründung dafür 
sehen. Aber dann ist bei noch nicht gelisteten Gebie-
ten eine andere Vorgehensweise und eine Überprü-
fung möglich. Das machen wir gerade. 

Ich sage Ihnen eins: Das ist eine Arbeit, die keinen 
großen Spaß macht. Es ist die Erblast Ihrer Politik. Es 
ist die Erblast, die mir Herr Müller, die mir Herr 
Steenblock hinterlassen haben, die dafür von der 
Kommission eine Sechs bekommen haben. Und ich 
sage Ihnen noch etwas: Ich werde diese Erblast nicht 
an einen Nachfolger weitergeben, sondern wir werden 
NATURA 2000 vernünftig abarbeiten. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Wir werden die Gebiete bis Ende 2006 im Reinen 
haben und dann haben wir unsere Arbeit naturschutz-
fachlich richtig gemacht. Ich habe als Europäer das 
Projekt immer begrüßt. Allerdings muss ich sagen, 
dass hier immer sehr viel Angst geschürt wurde und 
dass viele unzutreffende Dinge verbreitet worden 
sind. Ich sage bewusst nicht „Lügen“. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Herr Minister, ich danke Ihnen für Ihren Bericht. - 
Nach § 56 Abs. 6 unserer Geschäftsordnung verlän-
gert sich die Redezeit der Fraktionen jeweils um an-
derthalb Minuten, weil die Regierung entsprechend 
anderthalb Minuten mehr für den Bericht benötigt hat. 

(Der Abgeordnete Klaus Müller [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] betritt den Plenarsaal - 
Zurufe von der CDU) 

Ich eröffne nunmehr die Aussprache. 

(Manfred Ritzek [CDU]: Er hat gekniffen!) 

Das Wort für den Antragsteller - - 

(Klaus Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie bitte? Ich möchte das Wort gerne 
noch einmal hören, Herr Ritzek! - Manfred 
Ritzek [CDU]: „Er hat gekniffen“, habe ich 
gesagt! - Klaus Müller [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist nur noch peinlich!) 

- Also, bilaterale Gespräche bitte ich im Foyer mit-
einander zu führen! Hier geht es um eine Plenardebat-
te. Das Wort für die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN hat der Kollege Karl-Martin Hentschel. 

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Wer hier Ängste geschürt hat und wer behauptet 
hat, dass sei alles überflüssig und nicht nötig, brauche 
ich in diesem Hause wohl nicht zu erzählen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Alle, die damals anwesend waren, wissen das sehr 
gut. Sie waren ja nicht anwesend. Deswegen wissen 
Sie es nicht. 

Alle, die mit der Sachlage vertraut waren, wussten im 
letzten Jahr, dass es nach der Landtagswahl zu einer 
4. Tranche - oder wie man es auch nennen will - bei 
der Ausweisung von NATURA-2000-Gebieten 
kommen musste. Die EU hat unmissverständlich 
deutlich gemacht, dass die Ausweisung allein nach 
fachlichen und nicht nach anderen Kriterien erfolgen 
muss. 

Dass die Abstimmung in einer Koalitionsregierung im 
Kabinett immer einstimmig ist, sollten Sie vielleicht 
wissen. Das schützt den kleinen Koalitionspartner vor 
dem Überstimmen. Ich weiß nicht, ob es bei Ihnen 
anders ist. Sie können ja noch einmal erläutern, wie 
es bei Ihnen ist. 

Wir alle wissen auch, um welche Gebiete es geht, bei 
denen die Entscheidung aus politischen Gründen für 
einen Zeitpunkt nach der Wahl verschoben wurde. Es 
handelt sich um die Flächen in Blankensee, um das 
Trave-Ästuar, um die Elbe vor Brunsbüttel, um die 
Gebiete in der ETS-Region und um die Halbinsel 
Eiderstedt. 

Angesichts der politischen Debatte vor der Wahl 
verüble ich es meinen ehemaligen Koalitionskollegen 
nicht, dass sie auf eine Verschiebung der Entschei-
dung bestanden haben. Angesichts der aufgeheizten 
Situation war es sicherlich verständlich, dies zu tun. 

Aber es ist schon eine Art Ironie der Geschichte, dass 
Christian von Boetticher - der schlagende Bursche, 
der auszog, um den Drachen NATURA 2000 zu bän-
digen - sich nun brav ausmacht, um all die Gebiete 
auszuweisen, die vor der Wahl Ausgeburten grüner 
Teufelsfantasien waren. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich sehe schon den Knappen Christian, wie er im 
Trave-Ästuar den Bürgermeister Saxe mit dem Säbel 
vertreibt, wie er zur Ausweisung des 
Vogelschutzgebietes in Brunsbüttel mit einer 
Rabenvogeleskorte einmarschiert. Ich ahne schon, 
wie er auf Eiderstedt versucht, die Bauern zu 
besänftigen, indem er folgendes Lied singt: Peter 
Harry wollte Hochzeit machen mit dem Kormoranen, 
fideralala. 

(Zuruf von der CDU: Können Sie das noch 
einmal wiederholen?) 

Meine Damen und Herren, was die Union den Men-
schen und der Wirtschaft in diesen Regionen verspro-
chen hat, war unseriös und auch verantwortungslos. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Folgen hat man im Urteil vom Juli zum Flugha-
fen in Lübeck gesehen. Aber dass der Minister den 
Menschen heute noch keinen reinen Wein einschenkt, 
ist eher peinlich. 

(Zuruf von der CDU: Wo denn?) 

Ich kann Sie nur davor warnen, so weiterzumachen. 

Die im Amtsblatt 38/2005 vorgelegte Änderung des 
FFH-Gebietes Blankensee ist eine Verschlimmbes-
serung dessen, was das Gericht am 17. Juli dieses 
Jahres kritisiert hat. 

Sie haben wiederum vergessen, das Gebiet des künf-
tigen Airport-Business-Parks auszuweisen. Sie haben 
weiterhin im Nordwesten einen Streifen herausge-
nommen, dessen Bedeutung für den Ausbau von 
Parkmöglichkeiten offensichtlich ist. In der Mitte 
haben Sie neben dem Gelände der Firma Euro-Immun 
eine dreieckige Fläche aus dem bereits ausgewiesenen 
Gebiet herausgenommen, deren Zweck nicht schwer 
zu erraten ist. Sie haben am Rande des Taxiways eine 
geschwungene Welle ausgeschnitten, wo sich noch 
vorletztes Jahr Teiche mit Kammmolchen befanden, 
die nun aber durch die Flughafengesellschaft illegal 
planiert worden sind. Glauben Sie wirklich, dass Sie 
ein Gericht finden werden, das diese illegal geschaf-
fenen Fakten akzeptieren wird? - All diese Verände-
rungen der Flächen haben offensichtlich keinen natur-
schutzfachlichen Grund. Sie sind allein politisch mo-
tiviert. 

Ich gebe dies heute im Landtag zu Protokoll, damit 
Sie nächstes Jahr vor Gericht nicht so tun, als käme 
dies überraschend. Herr Minister, Sie müssen sich 
entscheiden, was Sie wollen. Sie haben Ihre Chance. 
Wenn Sie so weitermachen, haben Sie sie verspielt. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Herr Kollege Hentschel, ich gehe davon aus, dass 
nach Ihrer Auffassung dort eine illegale Beseitigung 
vorgelegen hat und dass das keine Tatsachenbehaup-
tung war. - Für die Fraktion der CDU erteile ich 
nunmehr der Kollegin Herlich Marie Todsen-Reese 
das Wort. 

Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
habe mich zunächst wirklich gefragt, Herr Hentschel, 
was eigentlich ein solcher Antrag hier im Plenum zu 
suchen hat und ob es nicht fachlich vernünftiger und 
klüger gewesen wäre, es im Fachausschuss miteinan-
der zu bereden. Aber inzwischen - das muss ich ein-
räumen - finde ich es ausgesprochen interessant. Ich 
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denke, Sie haben eine Steilvorlage geliefert, um die 
grottenschlechte Umsetzung von NATURA 2000 in 
Schleswig-Holstein durch den früheren grünen Um-
weltminister Klaus Müller noch einmal in Erinnerung 
zu bringen. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Der Minister, Herr Dr. von Boetticher, hat diese Lei-
densgeschichte für Schleswig-Holstein hier noch 
einmal an wenigen Punkten sehr deutlich aufgezeigt. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Kaum ein Gebiet in Schleswig-Holstein belegt dieses 
Armutszeugnis so deutlich 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Immer noch nichts dazugelernt! 
Das ist das Problem!) 

wie die Gebietsvorschläge in den Bereichen des 
Flughafens Blankensee, auf Eiderstedt oder in der 
ETS-Region. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was haben Sie da versprochen?) 

Insbesondere die Entscheidung des OVG Schleswig 
zum Ausbau des Flughafens Lübeck-Blankensee 
vom 18. Juli 2005 ist eine schallende Ohrfeige für den 
früheren grünen Umweltminister Klaus Müller: Stopp 
der geplanten Baumaßnahmen wegen planungsrecht-
licher Mängel und beanstandeter naturschutzrechtli-
cher Belange. 

Oder war dieser Stopp das eigentliche grüne Ziel? - 
Dazu passt doch die unselige Aussage des Abgeord-
neten Klaus Müller, der die Betreibergesellschaft 
Ryanair mit dem Begriff der Unzulässigkeit in der 
letzten Plenartagung überzogen hat. Ein unglaublicher 
und hoffentlich einmaliger Vorgang in diesem hohen 
Haus! 

(Zuruf von der CDU: So ist es!) 

Stillstand und Investitionsstau in den vergangenen 
Jahren in diesem Land haben einen Namen - und das 
ist Klaus Müller. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie wollten doch nicht auswei-
sen!) 

Die jetzt immer wieder bemühte grüne Fürsorge für 
Eiderstedt, lieber Herr Hentschel, ist an Scheinheilig-
keit nicht mehr zu überbieten. 

Erst die Hütten anzünden, über Jahre Öl ins Feuer 
gießen 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wer hat das gemacht und be-

hauptet, dass nicht ausgewiesen werden soll-
te?) 

und nun Feuerwehr spielen wollen, das ist nicht nur 
scheinheilig, das ist auch zutiefst unglaubwürdig. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jetzt kommt die CDU angekro-
chen und erzählt plötzlich, es müsse ausge-
wiesen werden!) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Herr Kollege Hentschel, wenn Sie eine Zwischenfra-
ge haben, stellen Sie die. Stellen Sie bitte die Kom-
mentare ein. 

Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]: 

Fakt ist: Der frühere grüne Umweltminister Klaus 
Müller und grüne Umweltpolitik in diesem Land ist 
mit der Umsetzung von NATURA 2000 schlichtweg 
erbärmlich gescheitert und hat einen großen Scher-
benhaufen hinterlassen. 

(Beifall bei CDU und FDP - Wortmeldung 
des Abgeordneten Karl-Martin Hentschel 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Frau Abgeordnete Todsen-Reese, gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten? 

Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]: 

Nein. - Dieser Scherbenhaufen muss jetzt aufgearbei-
tet werden und muss gekittet werden, um endlich zu 
einer rechtlich und fachlich einwandfreien Umset-
zung der EU-Richtlinien zu NATURA 2000 zu kom-
men. 

Lieber Kollege Hentschel, es ist nicht richtig, was Sie 
hier suggerieren wollen. Wir haben in diesem Haus 
viele Debatten zu NATURA 2000 geführt. Ich habe 
jedes Mal gesagt, dass NATURA 2000 ein großes, 
ehrgeiziges, europäisches Naturschutzprojekt ist, das 
im Grundsatz von uns voll mitgetragen wird - so, wie 
es Herr Dr. von Boetticher eben auch für sich gesagt 
hat. Wogegen wir uns immer gewehrt haben - das 
werden wir auch weiterhin tun -, ist, dass über die 
europäischen Vorschriften, Richtlinien und Forderun-
gen hinaus immer grüne Umweltpolitik überhöht 
worden und immer aufgesattelt worden ist. 

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es ist zu wenig ausgewiesen 
worden!) 
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Dies ist endlich vorbei. 

(Zurufe der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Karl-
Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]) 

- Ich finde es wunderbar, Frau Heinold, dass Sie Ih-
rem früheren Umweltminister auch noch ein Armuts-
zeugnis ausstellen und sagen, es sei nicht ordentlich 
und rechtlich einwandfrei gemacht worden. Prima, 
dass Sie es endlich auch einsehen. Das ist genau der 
Punkt, den wir immer kritisiert haben. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir haben genau das Gegenteil 
kritisiert!) 

Herr Minister Dr. von Boetticher, ich danke Ihnen 
nicht nur für Ihren kurzen sachlichen Bericht. Ich 
danke Ihnen und Ihren Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern vielmehr für Ihren Einsatz, den Sie jetzt brin-
gen und mit dem Sie versuchen, diesen NATURA-
2000-Scherbenhaufen des grünen Umweltministers, 
dieses unselige grüne Erbe, zu kitten und das Land 
wieder nach vorn zu bringen. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Wir von der CDU-Fraktion haben immer ein natur-
schutzfachliches Gesamtkonzept und eine Überprü-
fung der grünen Gebietskulisse gefordert. Sie, Herr 
Minister, haben heute deutlich gemacht, wie viele 
Fehler schon bei der Auswahl der Gebiete gemacht 
worden sind. 

Wir haben immer gefordert, dass die Überprüfung 
und die Entwicklung von NATURA 2000 nach vorn 
gemeinsam mit den betroffenen Menschen vor Ort 
gemacht wird. Sie haben mit Ihren Mitarbeitern ge-
meinsam genau diesen Weg beschritten. Dafür vielen 
Dank. Viel Erfolg dabei, all die grünen Brocken auf 
diesem Weg endlich beiseite zu räumen. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Ich danke der Kollegin Todsen-Reese. - Ich erteile 
nunmehr für die Fraktion der SPD dem Herrn Abge-
ordneten Konrad Nabel das Wort. 

Konrad Nabel [SPD]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Da lohnt es sich ja, 
mit den Brötchen noch zu warten!) 

Bei der ersten Lektüre des Antrags 16/272 von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Anmeldung der 

4. Tranche NATURA 2000 betreffend, war ich zu-
nächst verwundert und fragte mich, ob der Kollege 
Hentschel vielleicht mehr als wir in den Koalitions-
fraktionen über die Ausweisung bisher unbekannter 
neuer NATURA-2000-Gebiete durch unsere Landes-
regierung in einer bisher geheimen 4. Tranche wüss-
te. 

(Heiterkeit bei CDU und FDP) 

Ich habe Karl-Martin Hentschel dann auf der NORLA 
getroffen und ihn nach dem Sinn seines Antrags ge-
fragt. Er verstand meine Frage nicht so recht. 

(Heiterkeit bei CDU und FDP) 

Ich weiß nicht genau, ob er - wie übrigens auch ich - 
von der eindruckvollen langen Rede unseres Minis-
terpräsidenten noch so benommen war oder ob er 
seinerseits wirklich so verwundert war, dass ich ihm 
diese Frage stellte. 

Durch die Neufassung des Antrags wurde dann auch 
mir etwas besser erkennbar, was sein Gegenstand sein 
könnte: nämlich die Veränderungen bei bereits ge-
meldeten Gebieten und der aktuelle Stand bei den 
bisher nicht gemeldeten Gebieten der 3. Tranche auf 
Eiderstedt und in der ETS-Region, die bekanntlich 
noch gerichtsanhängig sind und die in einem eigen-
ständigen Verfahren behandelt werden. Das weiß er 
aber auch alles. Das steht ja in den Zeitungen. 

Über die Verpflichtung, zunächst anhand naturschutz-
fachlicher Bewertungen und unter Beteiligung aller 
Betroffener Gebiete für das kohärente Netz NATU-
RA 2000, insbesondere Schutzgebiete nach FFH- und 
Vogelschutzkriterien zu sondieren, sie einzurichten 
und dauerhaft zu sichern, brauchen wir heute nicht 
mehr zu diskutieren; sie gilt und wurde von der Lan-
desregierung auch in der Vergangenheit erfüllt. Ge-
nauso gilt aber auch die Verpflichtung, in einem Mo-
nitoringverfahren in angemessenen Zeitabständen 
zu überprüfen, ob die naturschutzfachlichen Kriterien 
weiter erfüllt sind oder ob Änderungen erforderlich 
sind. Dies geschieht zurzeit und soll bis Ende 2006 
abgeschlossen sein. Auch bekannt. 

Für die noch nicht gemeldeten Gebiete auf Eiderstedt 
und in der ETS-Region gab und gibt es bekanntlich 
massive regionale Widerstände gegen die umfangrei-
che Gebietskulisse der Vogelschutzgebiete. In regio-
nalen Arbeitskreisen diskutiert das Ministerium zur-
zeit mit den Bürgerinnen und Bürgern unter Modera-
tion des Kreises über die Abgrenzung der zu melden-
den Gebiete. Die Ergebnisse werden voraussichtlich 
erst im nächsten Frühjahr vorliegen. Dass dieses Ver-
fahren besonders den Eiderstedtern zu langsam geht, 
wundert uns nicht, aber sie, die Eiderstedter, sehen 
daran auch, dass unser seinerzeitiges Verhalten nun 
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wirklich keine Schikane war. Naturschutzrechtliche 
Anforderungen der EU gelten auch auf Eiderstedt und 
müssen erfüllt werden! 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei der SPD) 

„Gründlichkeit vor Schnelligkeit“, kann ich allen 
Beteiligten nur zurufen. 

Darüber hinaus ist schon jetzt auch aufgrund von 
Rückmeldungen aus Brüssel erkennbar, dass beson-
dere Gebiete, wie zum Beispiel die Ästuare von Elbe 
und Trave - der Minister hat es gerade gesagt - spe-
ziell zu überprüfen sind. Ähnliches gilt für den Ge-
bietsvorschlag „Wulfsdorfer Heide und Blankensee-
niederung“, zu dem das Oberverwaltungsgericht deut-
liche Worte gefunden hat, sodass bereits ein neues 
Auswahl- und Benennungsverfahren eingeleitet wor-
den ist; die Anhörungsfrist - Amtsblatt, Kollege Karl-
Martin Hentschel! - läuft übrigens bis zum 2. Dezem-
ber 2005. Alles bekannt. 

Es ist in der Sache der NATURA-2000-Gebiete in 
Lübeck-Blankensee und Umgebung heute wirklich 
eigentlich keine Häme angebracht, denn keine der 
hier im Landtag vertretenen Parteien - das sage ich 
durchaus selbstkritisch - hat sich dabei mit Ruhm 
bekleckert. Schuldzuweisungen könnten heute in alle 
möglichen Richtungen ausgeteilt werden. Lassen Sie 
uns deshalb doch konstruktiv sein und gemeinsam 
nach vorn schauen. 

Ich begrüße es sehr, dass die schwarz-rote Koalition 
jetzt ein neues, diesmal europafestes Auswahl- und 
Benennungsverfahren für die „Wulfsdorfer Heide 
und die Blankenseeniederung“ in Gang gebracht hat. 
Ich habe nämlich sehr frühzeitig vom Vorgehen unse-
res damaligen Wirtschaftsministers Peer Steinbrück 
gelernt, mit dem ich nun wirklich nicht in jeder Frage 
einer Meinung war. Er hat jedenfalls die Querung der 
Wakenitz durch die damals noch geplante A-20-
Trasse in vorbildlicher Weise vorbereitet, hat das 
Gebiet als faktisches FFH-Gebiet behandelt und alle 
Planungen dementsprechend gerichtsfest abgeschlos-
sen, alle Prozesse gewonnen und war erfolgreich. 

Die Querung der Wakenitz durch die A 20 ist erfolgt. 
Der Verkehr rollt. Für die Eingriffe in die Natur ist 
umfangreicher Ausgleich erfolgt. 

(Beifall der Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Lars Harms [SSW]) 

Peer Steinbrück hat damit übrigens dreierlei deutlich 
gemacht, erstens, dass die sozialdemokratisch geführ-
te Koalition in Schleswig-Holstein den Autobahnbau 
wirklich wollte, zweitens, dass wir gleichzeitig die 

Rechte der Bürgerinnen und Bürger und der Verbän-
de, die auch die Interessen des Naturschutzes vertre-
ten, wirklich ernst genommen haben, und drittens, 
dass das Projekt damit letztlich mit Erfolg weiterge-
führt werden konnte. 

Meine Damen und Herren, ich freue mich über die 
inzwischen breite Erkenntnis bei allen Fraktionen hier 
im Haus: NATURA-2000-Gebiete sind auf natur-
schutzfachlicher Grundlage rechtssicher auszuweisen 
und zu melden. Dann kann in einem weiteren Schritt 
abgewogen und entschieden werden, welche wirt-
schaftlichen Nutzungen und Projekte in diesen Gebie-
ten künftig möglich und Erfolg versprechend sind. 

Wir müssen übrigens auch über die NATURA-2000-
Debatte hinaus erkennen: Ein „Durchmauscheln“ 
oder Unterlaufen europäischer Vorgaben wird spätes-
tens von den Gerichten korrigiert und so im Ergebnis 
wirtschaftliche Entwicklung eher verzögern oder 
ganz verhindern. Und: Wirtschaftliche Entwicklung 
ist langfristig nur dann erfolgreich, wenn sie die sozi-
alen und ökologischen Belange berücksichtigt, sich 
also am Gedanken der nachhaltigen Entwicklung 
orientiert. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Ich danke dem Kollegen Konrad Nabel. - Für die 
Fraktion der SPD erteile ich nunmehr dem Herrn 
Abgeordneten Günther Hildebrand das Wort. 

Günther Hildebrand [FDP]: 

Herr Präsident! Meine Damen! Meine Herren! Ich 
bedanke mich für den Bericht des Umweltministers, 
der klargestellt hat, dass es zurzeit anscheinend keine 
4. Tranche für die Ausweisung von NATURA-2000-
Gebieten gibt, dafür aber noch die 3. Tranche abge-
wickelt werden muss. Das ist uns soweit auch be-
kannt. 

Allerdings ist der Antragswunsch der Grünen zu ei-
nem Bericht über den Stand, welche Flächen nun aus 
Sicht der Landesregierung noch gemeldet werden 
müssen, grundsätzlich nachvollziehbar. So liegt nach 
dem Beschluss des Oberverwaltungsgerichts zum 
Flughafen Lübeck natürlich die Vermutung nahe, 
dass ein auch von dem ehemaligen Umweltminister 
Müller nicht ausgewiesenes NATURA-2000-Gebiet 
noch gemeldet werden müsste. Die Frage ist, ob im 
Rahmen der 3. oder einer neuen 4. Tranche. Zumin-
dest ist das Oberverwaltungsgericht nach dem für das 
Gericht seinerzeit bestehenden Sach- und Streitstand 
zu der Auffassung gekommen, dass es sich bei dem 
Gebiet, welches außerhalb der als Vogelschutzgebiet 
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gemeldeten Flächen entlang der Start- und Landebahn 
beziehungsweise in Verlängerung der bestehenden 
Landebahn gelegen ist, um eine bedeutende Fläche 
für den Vogelschutz handelt. Das bedeutet, dass es 
zunächst einmal keine ausreichenden Stellungnahmen 
gibt, die diese Auffassung des Gerichts widerlegen. 

Wenn die Landesregierung, die ja sehr wohl ein Ein-
schätzungsermessen besitzt, ob eine Fläche den Krite-
rien der NATURA-2000-Richtlinien entspricht, keine 
entsprechenden Gutachten oder Stellungnahmen vor-
legen kann oder konnte, die dem heutigen Kenntnis-
stand des Oberverwaltungsgerichts widersprechen, 
dann muss das strittige Gebiet wohl gemeldet werden. 
Insofern ist es auch für uns von Interesse, zu erfahren, 
wie die Landesregierung hier vorzugehen gedenkt. 
Wir wollen nicht, dass eine möglicherweise fälschlich 
unterlassene Gebietsmeldung durch Rot-Grün das 
Verfahren um die Genehmigung des Ausbaus des 
Flughafens Lübeck noch weiter in die Länge zieht. 
Darüber hinaus gibt es natürlich noch offene und 
strittige Gebiete, wie zum Beispiel das anscheinend 
immer noch geplante Vogelschutzgebiet auf Ei-
derstedt oder zum Beispiel die ETS-Region. Wir sind 
schon daran interessiert, was die Gespräche im ge-
gründeten Arbeitskreis, die hier schon genannt wur-
den, ergeben haben oder ergeben werden. Wir bitten 
um eine zeitnahe Information des Parlaments oder des 
Ausschusses. 

Ich möchte hier etwas expliziter auf Eiderstedt einge-
hen. Für Eiderstedt ist übrigens keine überstürzende 
Eile zur Meldung geboten, weil fachliche Stellung-
nahmen Zweifel an der Eignung als NATURA-2000-
Fläche begründen. Für Teilbereiche mag das zutref-
fen, aber sicher nicht für die gesamte Fläche, wie sie 
vom Kabinett beschlossen wurde. Ein Vertragsverlet-
zungsverfahren, welches möglicherweise eine Straf-
zahlung durch das Land zur Folge hätte, steht aus 
unserer Sicht noch längst nicht bevor. Solange die 
fachliche Eignung des Gebietes nachgewiesenerma-
ßen strittig ist, wird auch der faktische Gebietsschutz 
nicht greifen. Gemeldet werden muss eine solche 
Fläche dann erst recht nicht. So ist es auf Eiderstedt. 

Ich will Ihnen auch kurz erklären, warum wir zu die-
ser Auffassung kommen. Voraussetzung für ein 
faktisches Schutzgebiet ist, dass sich die Auswahl 
einer Fläche als NATURA-2000-Gebiet geradezu 
aufdrängt. Das ist aufgrund der Stellungnahmen, bei-
spielsweise des Kölner Büros für Faunistik, äußerst 
zweifelhaft. Es ist erstaunlich, dass die Landesregie-
rung in ihrer Antwort auf meine Kleine Anfrage zu 
Eiderstedt nicht mitgeteilt hat, ob sie Aussagen des 
Gutachtens des Kölner Büros für Faunistik teilt be-
ziehungsweise welche sie teilt. Das wäre sehr interes-
sant. Leider habe ich diese Antwort nicht erhalten. 

Das ist schon bedauerlich, da das Gutachten lange 
vorliegt und auch dem Ministerium lange bekannt ist. 

Die CDU-Fraktion im letzten Landtag hat in mehre-
ren Presseerklärungen ausgeführt, dass Eiderstedt 
nicht gemeldet werden müsste. Die Sprecherinnen der 
Fraktion, Frau Todsen-Reese und Frau Sassen, haben 
sich hierbei auf das Gutachten des Kölner Büros für 
Faunistik gestützt. Ich habe hier die Pressemitteilung 
aus der damaligen Zeit. 

(Beifall des Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Hier steht als Aussage von meinen beiden Kollegin-
nen: Vorgelegtes Gutachten belegt, Eiderstedt muss 
nicht gemeldet werden. - Nachdem die CDU nun den 
Umweltminister stellt, wird anscheinend an den be-
reits unter Rot-Grün aufgestellten Kriterien festgehal-
ten. Das ist kein guter Ausweis für eine verlässliche 
Politik der CDU und zerstört Vertrauen bei den Be-
troffenen. 

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Wir erwarten von der Landesregierung, dass sie das 
Parlament frühzeitig, umfassend und aus eigenem 
Antrieb heraus darüber informiert, welche möglichen 
Entwicklungen bei der Auswahl oder bei der Mel-
dung von NATURA-2000-Gebieten weiterhin statt-
finden. 

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten 
Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Ich danke dem Kollegen Hildebrand und erteile für 
den SSW dem Herrn Abgeordneten Lars Harms das 
Wort. 

Lars Harms [SSW]: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich habe mir heute einige Antworten auf Fragen 
erhofft, die in der Region gestellt werden und die hier 
im Hause so nicht gestellt werden konnten, weil dies 
ein Berichtsantrag war. Natürlich mussten wir Ihnen 
Bericht erst abwarten, Herr Minister. Mir ist auch 
klar, dass Sie nicht jede Frage, die ich Ihnen zu stel-
len wünsche, erahnen können. Deshalb werde ich sie 
gleich stellen. Ich hoffe, dass wir es noch schaffen, 
vielleicht nicht heute, aber ansonsten im Ausschuss 
zu versuchen, diese Fragestellungen zu klären. Ich 
empfehle das, weil ich glaube, dass in manchen Regi-
onen - und speziell in der Region, in der ich beheima-
tet bin - immer noch große Unsicherheit besteht, weil 
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die Information, die man sich wünscht, nicht vorhan-
den ist. Das stelle ich einfach so in den Raum. Ich 
will auch nicht sagen, dass irgendjemand Schuld dar-
an ist. Es mag auch ein schwieriges Verfahren sein. 
Es ist aber so, dass auf Eiderstedt Unsicherheit 
herrscht. 

Man weiß nicht: Wie groß wird das Gebiet sein? 
Wird überhaupt eines kommen? Wird uns vielleicht 
ein Gebiet erspart bleiben? Wie sieht die naturschutz-
fachliche Begründung aus? Gibt es inzwischen ein 
Konzept? Welches Gebiet wird es sein? Wird es nur 
das IBA-Gebiet sein? Werden es die ganzen 
20.000 ha sein? Wird es irgendetwas in der Mitte 
davon sein? Kein Mensch weiß es. Das ist das große 
Problem, das sich bei uns stellt. 

Ich will dies auch mit einem Zitat belegen. Der Kol-
lege Hildebrand hat mir gerade eben eines geklaut, 
vielen Dank! Das war das Zitat von Frau Todsen-
Reese und Frau Sassen, das besagte, dass nicht ge-
meldet werden muss. Am 1. Januar 2005 stand im 
„Hamburger Abendblatt“ von dem damaligen Spit-
zenkandidaten der CDU und dem heutigen Minister-
präsidenten, Herrn Carstensen: Es muss nicht ganz 
Eiderstedt sein. Da steht schon am 1. Januar 2005, 
dass man zwar etwas zurückdrehen muss, dass aber 
doch irgendwo ein Gebiet kommt. Diese Unsicherheit 
besteht bei uns in der Region. Das ist das Problem, 
das wir jetzt haben. Wir wissen einfach nicht, woran 
wir uns halten sollen. Hier gibt es in der Region den 
großen Wunsch nach ein bisschen mehr Darstellung 
in der Öffentlichkeit. 

Erstens. Herr Minister, hier ist es für uns wichtig, zu 
erfahren, wie Sie es sich vom zeitlichen Ablauf her 
denken, die Öffentlichkeit zu informieren. Ich meine 
dabei nicht die fünf Figuren, mit denen man mögli-
cherweise verhandelt, sondern ich meine die breite 
Öffentlichkeit auf der Halbinsel Eiderstedt, in der 
ETS-Region und in den anderen Regionen. 

(Zuruf des Abgeordneten Konrad Nabel 
[SPD]) 

- Ich nehme den Begriff Figur zurück. Ich meine die 
möglicherweise fünf Personen. 

Zweitens. Ich glaube, dass wir sehr vorsichtig mit 
dem Wort Ermessensspielraum sein müssen. Wir 
alle wünschen, dass es Ermessensspielräume gibt. 
Wir alle sind auch subjektiv überzeugt davon, dass es 
sie gibt. Blankensee hat uns aber gezeigt, dass man 
mit Ermessungsspielräumen sehr vorsichtig umgehen 
muss. Wir haben uns in Lübeck-Blankensee dazu 
verleiten lassen, dreizehn gerade sein zu lassen und 
vielleicht etwas weniger auszuweisen. Insbesondere 
wirtschaftliche Erwägungen des damaligen Wirt-

schaftsministers möchte ich dem Kollegen Müller 
nicht vorwerfen. Gerade er ist eigentlich keiner, der 
mit Flächen gespart hätte. Es war eher der andere 
Partner der damaligen Koalition, der gern etwas 
durchziehen wollte. Die Quittung haben wir gekriegt. 
Die Quittung führt dazu, dass wir jetzt mit dem Aus-
bau des Lübecker Flughafens zwei Jahre in den Ver-
zug kommen werden. Das ist ärgerlich. Genau das 
Gleiche kann uns in anderen Regionen auch passie-
ren; sowohl in der landwirtschaftlich geprägten Regi-
on ETS als auch in den Gebieten, die möglicherweise 
noch korrigiert werden sollen. Deshalb bin ich sehr 
vorsichtig mit dem Wort Ermessensspielräume. 

Drittens. Dieser Punkt ist ganz wichtig. Das ist die 
Frage, welche Umsetzungsmaßnahmen es geben 
wird. Es bringt mir nichts, nur zu erfahren, dass 
irgendwo eine Fläche ausgewiesen wird, dann eine 
Fläche verkleinert, neu geschnitten oder geändert 
wird. Es ist wichtig, wie man die Region weiterentwi-
ckelt, vor allem wenn es sich um große Flächen han-
delt. Dabei lege ich großen Wert auf die Frage, auf 
welche Art und Weise man Umweltschutzmaßnah-
men, die dann erfolgen müssen, umsetzen will. Wich-
tig ist auch die Frage, welche Kompensationsmaß-
nahmen es für diejenigen geben wird, die möglicher-
weise durch eine Ausweitung negativ betroffen sein 
könnten. Damit meine ich nicht nur Landwirte. Damit 
meine ich zum Beispiel auch Kommunen, die versu-
chen, irgendwelche Baugebiete oder Gewerbegebiete 
auszuweisen. Ich will einfach wissen, wie man diese 
Menschen unterstützen will. 

(Beifall des Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Viertens. Mit diesem Punkt möchte ich schließen. Ich 
wünsche mir auch, dass zumindest versucht wird, 
auch nach dem Anmeldungsprozess noch eine gewis-
se Offenheit möglich zu machen. Das heißt speziell 
in Bezug auf die Region Eiderstedt, aber möglicher-
weise auch mit Bezug auf die ETS-Region, dass die 
Landesregierung - wenn sie zu dem Schluss kommt, 
dass sie Flächen ausweisen muss - diese Flächen nicht 
gleich an Berlin und Brüssel meldet, sondern das 
Verfahren so gestaltet, dass vorher eine Meldung im 
Amtsblatt geschieht, gegen die man dann klagen 
könnte. So würde für die Betroffenen zumindest noch 
eine Klagemöglichkeit eröffnet. Das faktische Vogel-
schutzgebiet hätten wir dann ohnehin für die Fläche, 
die angemeldet wird. Es bestünde aber die Chance 
einer Korrektur. Ich meine das als Korrekturmög-
lichkeit für beide Seiten, nicht nur für diejenigen, die 
sich negativ betroffen fühlen, weil sie dort leben und 
arbeiten, sondern auch für diejenigen, die der Mei-
nung sind, das Gebiet sollte durchaus größer werden. 
Die Umweltschutzverbände haben da durchaus eine 
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Klagemöglichkeit. Deswegen möchte ich in diesem 
schwierigen Verfahren beiden Seiten die Klagemög-
lichkeit eröffnen. Ich weiß, dass SPD, Grüne und 
SSW das seinerzeit so machen wollten, und ich würde 
mich freuen, wenn auch die heutige Regierung genau 
dieses tun würde. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Ich danke dem Kollegen Harms. - Ich frage den Kol-
legen Hentschel, ob er nach den vermutlich jeder-
mann einleuchtenden Ausführungen des Kollegen 
Nabel noch an seinem Dreiminutenbeitrag festhalten 
mag. - Dann hat der Kollege Hentschel nach § 56 
Abs. 4 der Geschäftsordnung das Wort. 

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Kol-
lege Nabel hat gefragt, was die Debatte solle und was 
neu sei. Ich finde es ausgesprochen interessant, was 
hier passiert ist. Ich erinnere mich, dass uns vonseiten 
der ehemaligen Opposition stets vorgeworfen worden 
ist, wir wiesen zu viel aus. Ich habe niemals erlebt, 
dass uns vorgeworfen worden ist, wir wiesen zu we-
nig aus, niemals. Jetzt scheint es allgemein akzeptiert 
zu sein und der Minister hat vorgetragen, dass in allen 
fünf Gebieten, um die es ging, ETS, Eiderstedt, 
Brunsbüttel beziehungsweise Elbe-Ästuar, Trave-
Ästuar und die umstrittenen Flächen in Blankensee, 
zusätzlich ausgewiesen werden muss. Das hat der 
Minister bestätigt. Das finde ich ausgesprochen er-
kenntniswert. Ich bedanke mich für diese Klarheit, 
dass Sie das hier so gesagt haben, zumindest dass Sie 
bei all diesen Bereichen jetzt prüfen, was notwendig 
ist. Wir können ja noch einmal abwarten, was bei den 
Prüfungen herauskommt. Vor der Wahl wurde dieses 
definitiv bei all diesen Diskussionen bestritten. Ich 
erinnere mich an keinen einzigen Fall der Diskussio-
nen vor Ort, wo irgendeiner von CDU-Seite gefordert 
hat, dass diese Gebiete ausgewiesen werden sollen. 
Insofern hat die Debatte sehr viel Klarheit gebracht. 

Zum Letzten. Ich habe festgestellt, dass mittlerweile 
alle Fraktionen die Logik der Europäischen Union 
begriffen haben, dass man nämlich ausweisen muss, 
um hinterher eine Ausnahmegenehmigung zu bean-
tragen. Genau das ist massiv bestritten worden, nicht 
nur von CDU-Mitgliedern, auch vom Bürgermeister 
aus Lübeck. Letzterer ist, wie ich glaube, immer noch 
der Auffassung. Ich glaube, in diesem Parlament sind 
wir uns aber über diese Frage absolut einig, und ich 
finde, es ist ein erheblicher Fortschritt in dieser De-
batte. Deswegen möchte ich das zum Schluss noch 

einmal festhalten. Denn wenn man sich einmal geei-
nigt hat, soll man das auch gemeinsam festhalten. 

Präsident Martin Kayenburg: 

Für die Landesregierung erteile ich das Wort dem 
Minister für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume, Herrn Dr. Christian von Boetticher. 

Dr. Christian von Boetticher, Minister für Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume: 

Zunächst einmal, Herr Hentschel, Sie glauben doch 
nicht im Ernst, dass ich mir die Blöße geben würde, 
jetzt an Blankensee herumzuschnippeln, um an-
schließend wieder ein Urteil zu bekommen. So phan-
tasielos können Sie nicht sein. Schauen Sie sich ein-
mal die Karte richtig an. Manchmal bietet es sich an, 
damit ins Gelände zu gehen und vor Ort zu diskutie-
ren, was dort tatsächlich gemacht worden ist. Heraus-
genommen worden sind ein Fahrweg und ein Reit-
platz. Es ist ein Fehler in der Darstellung berichtigt 
worden. Die Fichtenschonung, die bisher schon nicht 
im Naturschutzgebiet war, ist auch nicht gemeldet 
worden. Die von Ihnen angesprochenen Kamm-
molchbiotope sind drin, Herr Hentschel. Sehen Sie 
sich bitte Ihre Karte noch einmal an und behaupten 
Sie nicht einfach etwas in die Landschaft hinein. Ein 
bisschen Sachpolitik, ein bisschen Information macht 
sich dann ganz gut. 

Das Kölner Institut für Faunistik, jawohl, das haben 
wir mit an Bord. Wir sind das alles noch einmal 
durchgegangen. Wir gehen das mit denen zusammen 
durch. Wir haben auch unsere Experten dabei und 
suchen nach gemeinsamen Lösungsmöglichkeiten. 
Unsere Idee ist, wirklich alle einzubeziehen. Eines ist 
natürlich auch klar: Ich kann nicht über jede interne 
Sitzung, die wir machen und in der wir uns unterhal-
ten, eine Pressekonferenz darüber machen, wie es 
denn läuft. Ich will, dass die in Ruhe arbeiten. Ich 
will auch nicht unbedingt einen unnötigen Zeitdruck 
aufbauen. Ich finde, jetzt geht es um Sachlichkeit, 
Ehrlichkeit und Transparenz der Prozesse zunächst 
für die, die wir extra mit an den Tisch geholt haben. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich kann zum Beispiel noch gar nicht sagen, ob ich 
ein Programm anbiete, weil ich noch gar nicht weiß, 
wie die Gebietskulisse aussieht. Ich verstehe, dass 
jetzt in der Region Fakten gewünscht werden. Die 
wollen möglichst schnell wissen, wie groß das Gebiet 
ist, was angeboten wird. Wenn ich das mache, dann 
wäre ich doch wieder da, dann läuft das wieder par 
ordre de Mufti, indem ich sage: ganz Eiderstedt oder 
der und der Teil. Das ist doch nicht wissenschaftlich. 
Darum noch einmal: Es läuft ein sachlicher Pro-
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zess,und wenn wir den abgeschlossen haben, wenn 
wir wissen, welche Arten dort geschützt werden, nur 
Trauerseeschwalbe und Goldregenpfeifer oder noch 
mehr oder auch vielleicht nur eine der Arten - ich 
habe da kein Ergebnis, das will ich auch nicht vor-
wegnehmen -, dann erst können wir sagen, was für 
Programme wir anbieten, was wir dort auch an Ange-
boten für die Landwirtschaft machen und was wir 
dort umsetzen wollen. 

Klagemöglichkeit: Jawohl, auch das haben wir schon 
lange zugesagt, lieber Lars Harms. Das ist doch nichts 
Neues. Ich habe schon einmal gesagt: Wir werden 
eine Klagemöglichkeit schaffen. Ob wir das mit der 
Mitteilung machen oder mit der Schutzverordnung, 
gegen die man klagen kann, weiß ich im Moment 
noch nicht. Jedenfalls wird das gewährleistet werden. 
Ich bin da auch für Unaufgeregtheit. 

Nur Eines ist auch richtig, und das müssen Sie mit-
nehmen: Es gibt eben nicht nur zu wenig Meldungen, 
Herr Hentschel. Ich habe gerade den auffälligen Kon-
trast zwischen der 2. Tranche Eiderstedt mit 2.022 ha 
und der 3. Tranche mit 20.000 ha deutlich gemacht. 
Da sehen Sie eine ganze Menge Spielraum. 

Zum Zweiten sage ich auch noch etwas: In den Ge-
bieten, die wir jetzt wegen Fehlern in den Standardda-
tenbögen überprüfen, wird es zu Veränderungen kom-
men, und zwar auch zu Veränderungen in die 
entgegengesetzte Richtung, mit weniger Ausweisung. 
Es ist also sehr unterschiedlich, manches Mal zu we-
nig, manches Mal zu viel, und darum am Ende im 
Ganzen gescheitert. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Ich danke dem Herrn Minister und erteile nach § 56 
Abs. 4 der Geschäftsordnung dem Abgeordneten 
Klaus Müller das Wort. 

Klaus Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Sehr geehrter Herr Minister, die Entschuldigung, mit 
der Sie die Debatte angenommen haben, nehme ich 
an. Ich glaube, dass das wichtig ist, gerade für die 
Frage, wie Amtsvorgänger und Amtsnachfolger mit-
einander umgehen. Wir haben uns darüber unter vier 
Augen unterhalten. Wir wissen, welche Auswirkun-
gen und welche Reaktionen es auf die Vorwürfe ge-
geben hat. Ich bin froh, dass Sie dies heute aus der 
Welt geschafft haben. 

Richtig ist, dass das Kabinett auf meine Vorschläge 
hin NATURA 2000 in Schleswig-Holstein wahr-
scheinlich zu 99 % abgeschlossen hat. Richtig ist, 
dass Rot-Grün dies damals gegen heftigste Wider-

stände in der politischen Landschaft Schleswig-
Holsteins beschlossen hat. Das war keine angenehme 
Zeit, das will ich deutlich sagen, weder für mich noch 
für die anderen Mitglieder der Regierung, noch für 
die Koalition, noch für die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, die beteiligt waren. 

Sie haben in den vergangenen Wochen und Monaten 
auf vieles Richtige zum Thema europäisches Natur-
schutzrecht hingewiesen. Da ist viel, viel Wahres 
dran. Ich weiß, dass Sie das wissen. Ich hätte mir 
heute gewünscht, dass von der CDU-Fraktion nach 
den Erkenntnissen Ihres Ministers heute ein anderer 
Redebeitrag gekommen wäre, Frau Todsen-Reese. 
Für die Frage der politischen Kultur gerade nach der 
Auseinandersetzung hätte ich mir das gewünscht. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nicht richtig ist, dass wir der Stadt Lübeck signali-
siert haben, dass die Trave-Ästuare aus naturschutz-
fachlichen Gründen nicht zu melden seien. Erkundi-
gen Sie sich noch einmal. Sie werden feststellen: 
Richtig ist, dass das Kabinett gemeinsam gesagt hat, 
bei den Elbe-Ästuaren wollen wir einen norddeut-
schen Gleichklang erreichen. Daraus haben wir nie 
einen Hehl gemacht. Ich habe immer gesagt, die 
Kommission fordert das, das Kabinett hat sich be-
wusst anders entschieden, in der Tat gemeinsam, um 
einen Gleichklang mit Hamburg, Niedersachsen und 
Elbe zu erreichen. Wir haben dann gesagt, wir behan-
deln die Trave-Ästuare so lange nicht, bis wir eine 
Entscheidung zu den Elbe-Ästuaren haben. Das war 
der Link an der Stelle. Wir haben das nie verheim-
licht, wir haben, wie ich glaube, Herrn Saxe an der 
Stelle nie etwas Falsches suggeriert. Wir waren da 
sehr, sehr offen und transparent. 

Letzte Bemerkung. Herr Kollege Ritzek hat jetzt lei-
der etwas Wichtiges vor. Man kann mir vieles vor-
werfen. Das ist okay. Aber gekniffen, das ist, ich 
glaube, so ziemlich der dümmste Vorwurf in der De-
batte von NATURA 2000, den man mir machen kann. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich 
dem Kollegen Lars Harms das Wort. 

Lars Harms [SSW]: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Es werden keine drei Minuten, keine Angst. Ich 
möchte nur etwas richtig stellen, weil ich möglicher-
weise vom Minister falsch verstanden wurde. Wenn 
ich von Klagemöglichkeit spreche, dann spreche ich 
davon, dass man vor der endgültigen Meldung eine 
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Klagemöglichkeit einräumen muss. Sie haben gesagt, 
ob wir es bei der Veröffentlichung machen oder bei 
der Schutzgebietsverordnung, das sei dahingestellt. 
Ich zitiere Sie einmal sinngemäß. Die Schutzgebiets-
verordnung kommt nach der Ausweisung des Gebie-
tes. Dann haben wir das Gebiet schon. Mein Bestre-
ben ist: Bevor das Gebiet nach Brüssel gemeldet 
wird, hat man 14 Tage Zeit, um dagegen klagen zu 
können. Ich bitte Sie, das sicherzustellen. Das ist mir 
sehr, sehr wichtig. 

Präsident Martin Kayenburg: 

Ich schlage vor, dass diese Rechtsfrage noch einmal 
im Ausschuss besprochen wird, und erteile nunmehr 
der Kollegin Herlich Marie Todsen-Reese zu einem 
weiteren Dreiminutenbeitrag das Wort. 

Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
möchte kurz zu zwei Punkten Stellung nehmen. Herr 
Kollege Harms, ich möchte noch einmal klarstellen, 
was Sie aus der gemeinsamen Pressemitteilung von 
Ursula Sassen und mir zitiert haben. Wir haben uns - 
das haben Sie auch richtig zitiert - auf das damals 
aktuell vorgelegte rechtliche Gutachten des Büros 
Füßer und das naturschutzfachliche Kölner Gutachten 
berufen und gesagt: Wenn dieses Gutachten, wie es 
vorlag, richtig ist, dann braucht nichts gemeldet zu 
werden. 

Ich möchte klarstellen - das habe ich vorhin schon 
einmal gesagt -, dass wir immer die naturschutz-
fachliche und rechtliche Überprüfung der Gebiets-
kulisse gefordert haben. Das galt natürlich unabhän-
gig oder ergänzend zu diesem Gutachten auch für 
Eiderstedt, genauso wie es jetzt gemacht wird. Ich 
möchte das deshalb klarstellen, damit hier nicht der 
Eindruck entsteht oder stehen bleibt, dass ausgerech-
net wir dazu beigetragen haben, dass auf Eiderstedt so 
viel Unsicherheit ist. Das wäre echte „Naturschutzge-
schichtsfälschung“. 

Herr Müller, ein kurzes Wort zu Ihnen! Ich kann ver-
stehen, dass Sie sich einen anderen Beitrag gewünscht 
hätten, aber dass der angesichts der Vergangenheit 
nicht kommen konnte, ist - glaube ich - klar. 

(Zuruf des Abgeordneten Klaus Müller 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ich kann verstehen, wenn Sie hier noch einmal die 
Betroffenheit betonen. Ich kann durchaus nachvoll-
ziehen, dass es keine einfache Zeit war. Sie haben 
aufgezählt, für wen alles nicht: für Sie selber nicht, 
für Ihre Fraktion nicht, für Ihre Mitarbeiter nicht. Das 
kann ich alles nachvollziehen. Ich möchte hier aber 

deutlich sagen - darum haben wir uns sicherlich im-
mer mit viel Leidenschaft eingesetzt -: auch für die 
Menschen nicht. Die waren nämlich auch betroffen 
und die haben unter Ihrer Politik gelitten. Für die 
haben wir uns eingesetzt. Und wir haben uns immer 
für naturschutzfachlich saubere, korrekte Lösungen 
eingesetzt. 

(Zurufe von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Da ist die Regierung jetzt auf einem guten Weg. 

(Weitere Zurufe von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Herr Minister, dafür noch einmal alles Gute mit auf 
den Weg! 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schlie-
ße die Beratung. Ein Antrag ist nicht gestellt worden. 
Damit ist dieser Tagesordnungspunkt erledigt. 

Wir fahren um 15 Uhr fort. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung: 13:33 bis 15:00 Uhr) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Sitzung 
ist wieder eröffnet. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf: 

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Einführung von Innovationsbereichen zur Stär-
kung der Einzelhandels- und Dienstleistungszent-
ren (BID-Gesetz) 

Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Drucksache 16/246 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Dann eröffne ich die Grundsatzbera-
tung. Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
hat der Herr Abgeordnete Klaus Müller das Wort. 

(Beifall des Abgeordneten Torsten Geerdts 
[CDU]) 

Klaus Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Danke, Herr Kollege Geerdts. - Ich sehe, das Mittag-
essen hat gut geschmeckt, und an der Verdauung 
üben noch einige. - Wir hatten, wenn ich mich richtig 
erinnere, zehn Minuten angemeldet. 
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Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Eine gute Idee greift um sich. In Kanada, 
USA, Australien, Neuseeland, Südafrika, Brasilien, 
sogar in Jamaika gibt es sie bereits. 

(Zuruf von der CDU: Jamaika?) 

- Ja! 48 Bundesstaaten in den USA haben eine eigene 
Gesetzgebung mit inzwischen über 600 Gebieten 
geschaffen. Allein in New York City sind seit 1982 
über 45 Gebiete entstanden. 

Es geht um ein Instrument zur Stärkung und Bele-
bung unserer Innenstädte. Es geht um - Englisch ge-
sprochen - Business Improvement Districts, kurz BID 
oder auf Deutsch - um Innovationsbereiche zur Stär-
kung des Einzelhandels und der Dienstleistungszent-
ren. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was ist ein 
BID? - Der Grundgedanke ist, dass sich Eigentümer 
und Gewerbetreibende gemeinsam mit Vertreterinnen 
und Vertretern lokaler Verwaltungen für Maßnahmen 
engagieren, die der Erhaltung und Stärkung innerstäd-
tischer Standorte und ihrer wirtschaftlichen Attrakti-
vität dienen. Dabei beteiligen sich alle Grundeigen-
tümerinnen und -eigentümer eines räumlich begrenz-
ten Gebietes eben auch an der Finanzierung der be-
schlossenen Aktivitäten. Somit gibt es keine Tritt-
brettfahrerinnen und Trittbrettfahrer, die zwar davon 
profitieren, aber nichts selber dazu beitragen. Deshalb 
muss das Konzept auch die Zustimmung einer mög-
lichst breiten Mehrheit der betroffenen Grundeigen-
tümerinnen und -eigentümer finden. 

Die Geschäftsleute können gemeinsam die Infrastruk-
tur, die Beschilderung, die Beleuchtung, Fahrradstell-
plätze oder Ähnliches, die Begrünung oder die Reini-
gung verbessern. Sie können Stadtteilfeste oder Son-
deraktionen organisieren oder geschäftsübergreifende 
Kundenbetreuung aufbauen. 

Das selbst abgesteckte Aufgabenfeld eines BID kann 
den üblichen Tätigkeitsrahmen der klassischen 
Standortmarketing-Organisationen deutlich über-
schreiten und mit den üblichen Trittbrettfahrereien bei 
gemeinschaftlichen Aktionen ist eben in einem BID 
Schluss. Alle profitieren davon, alle entscheiden mit, 
alle leisten ihren Beitrag. Darum geht es. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir wollen, dass 
Kaufkraft wieder in die Innenstädte zurückgeholt 
wird, um Wege reduzieren zu können und wieder 
attraktive Innenstädte zu haben. Einkaufszentren or-
ganisieren sich auf privater Grundlage, sie sind dann 
aber in der Regel kein öffentlicher Raum mehr, und 
alle Kaufleute müssen sich auch allen Regeln des 
Einkaufszentrums unterordnen. Wir wollen mit dem 
Gesetzentwurf auch dem klassischen Einzelhandel die 

Möglichkeit geben, sich ein attraktives Umfeld zu 
schaffen, ohne dass der öffentliche Zugang aufgege-
ben wird. Wenn der Staat dazu finanziell immer we-
niger in der Lage ist oder sich bewusst andere Priori-
täten setzt, dann ist ein Rahmen für Selbstorganisati-
on und Eigeninitiative erforderlich. 

(Beifall des Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wie entsteht ein BID nach unserem Gesetzent-
wurf? - Zunächst muss eine grundstücksgenaue Ab-
grenzung der Geschäftszone vorgenommen werden. 
Die BID-Initiatoren, meist Grundstückseigentümer 
oder örtliche Kaufleute, stellen dann einen mehrjährig 
angelegten Projektplan auf und kalkulieren die Pro-
jektinvestitionen. Anhand der erwarteten Gesamtkos-
ten legt dann die Gemeinde die BID-Abgabe fest. 

Als nächster Schritt erfolgt eine in der Öffentlichkeit 
ausgetragene Diskussion des Vorhabens. Nach Ablauf 
eines festgelegten Diskussionszeitraums gibt es ein 
Widerspruchsrecht beziehungsweise wird indirekt 
von den Grundeigentümern abgestimmt. Anschlie-
ßend werden eine Satzung und der BID-Haushalt 
verabschiedet beziehungsweise genehmigt. 

Die Abgabe wird zusammen mit der Grundsteuer von 
der Kommune eingezogen und an die private BID-
Gesellschaft weitergeleitet. Dieses Verfahren sichert 
eine weitgehend autonome Mittelverwendung durch 
die BID-Gesellschaft, und die Budget-Autonomie ist 
auch der Grund dafür, dass nach den bisherigen Er-
fahrungen die abgabepflichtigen Grundeigentümerin-
nen und -eigentümer die Abgabe nicht als zusätzliche 
Steuer empfinden. 

Die Idee der BID ist - wie gesagt - nicht neu. Es gibt 
sie bereits weltweit. Seit dem 1. Januar 2005 besteht 
in Hamburg durch das Gesetz zur Stärkung von Ein-
zelhandels- und Dienstleistungszentren, eben das 
BID-Gesetz, eine erste rechtliche Grundlage für die 
Einrichtung von Innovationsbereichen. In Hamburg 
gibt es zwei konkrete BID-Projekte: am Neuen Wall 
in der City und in Bergedorf. 

Neben der gesetzlichen Regelung in Hamburg gibt es 
auch in vielen weiteren Bundesländern Initiativen, die 
dem Geist der BID entsprechen, zum Beispiel in 
Nordrhein-Westfalen mit dem Projekt „Ab in die 
Mitte“ mit rund 20 Kommunen oder mit einem der-
zeit laufenden Gesetzgebungsverfahren in Hessen. 

Die Innenstädte, aber auch die Quartiere brauchen 
einen neuen Ansatz, um in der harten Konkurrenz mit 
Einkaufszentren und Einkaufsparks zu bestehen. 
Wir Grünen halten hier das Prinzip der Selbsthilfe 
hoch. Die Hamburger Kaufleute und Grundeigentü-
mer haben sich genau dieses Prinzip mit tatkräftiger 
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Unterstützung der Bezirke und der Stadt Hamburg zu 
Eigen gemacht und sie haben Erfolg damit. Warum 
sollte ein Ansatz, der in Hamburg erfolgreich die 
Innenstädte belebt, der die Immobilienwerte verbes-
sert und die Umsätze der Kaufleute steigert, in den 
Städten Schleswig-Holsteins nicht genauso funktio-
nieren? 

Mehrere Städte in Schleswig-Holstein haben mittler-
weile ihr Interesse an ähnlichen Ansätzen gezeigt. 
Das ist in Kiel der Fall. - Schwarz-grün übrigens. - In 
Lübeck gibt es Diskussionen, in Neumünster, drin-
gend nötig angesichts der Debatte über das Factory 
Outlet Center, in Elmshorn, in Norderstedt. Interesse 
besteht also quer durch Schleswig-Holstein; es fehlt 
ein rechtlicher Rahmen. 

Wir haben uns mit unserem Gesetzentwurf am Ham-
burger Gesetz orientiert und dies mithilfe des Wissen-
schaftlichen Dienstes auf ein Flächenland übertragen. 
Neu ist bei uns die explizite Aussage, dass die Hoheit 
des öffentlichen Raumes bei der Kommune bleibt. 

(Beifall des Abgeordneten Karl-Martin Hent-
schel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Dies ist uns auch wichtig, um Ängste und Befürch-
tungen abzubauen. Die Entscheidung über ein BID ist 
eine freiwillige Selbstverwaltungsaufgabe der Kom-
munen. Weiterhin soll die Abgabe nicht auf private 
Mietverhältnisse umgelegt werden, wofür voraus-
sichtlich bundesgesetzliche Grundlagen geändert 
werden müssen. 

Ansonsten haben wir uns an den erfolgreichen Erfah-
rungen der Hamburger orientiert. Wir haben die Quo-
ten übernommen, nach der die Initiative von mindes-
tens 15 % der Eigentümerinnen und Eigentümer mit 
15 % der Grundfläche des BID-Bezirks kommen 
muss. Die Grundeigentümer bekommen während 
einer vierwöchigen öffentlichen Auslegung die Mög-
lichkeit, den Maßnahmen und dem Finanzierungs-
konzept eines Bündnisses für Innovation und Dienst-
leistung zu widersprechen. Sind dies mehr als ein 
Drittel der Grundeigentümerinnen und -eigentümer 
beziehungsweise der Grundstücksfläche, dann ist dies 
nicht möglich. Sollte dieser Anteil nicht erreicht sein, 
kann das BID auf den Weg gebracht werden. Auch 
hier gilt: Es ist begrenzt auf maximal fünf Jahre, kann 
aber auf Wunsch verlängert werden. 

Wir sind insofern zuversichtlich, dass es im Schles-
wig-Holsteinischen Landtag eine Mehrheit, vielleicht 
sogar eine schnelle Mehrheit für unseren BID-
Gesetzentwurf geben wird. Zwar hat sich Minister-
präsident Carstensen vor zwei Wochen in einem In-
terview mit dem „Pinneberger Tageblatt“ noch etwas 
diffus geäußert, aber im Koalitionsvertrag von CDU 

und SPD ist zum BID eine klare positive Aussage 
festgeschrieben. Das können wir Grünen nur begrü-
ßen und wir machen jetzt den ersten Schritt. 

Die Industrie- und Handelskammern haben in einem 
Antwortschreiben auf unseren Gesetzentwurf zu 
Recht darauf hingewiesen, dass sie auch der Auffas-
sung sind, der Hamburger Gesetzentwurf sollte auf 
Schleswig-Holstein übertragen werden und man sollte 
nicht erst langwierig und umständlich ein eigenes 
Gesetz aufbauen. Es drängt in vielen Städten Schles-
wig-Holsteins und es besteht jetzt die Chance, schnell 
zu handeln. Unter anderem hat uns auch der Einzel-
händler und Vorsitzende des Förderkreises der Kieler 
Altstadt, Herr Uwe König, ermutigt, diesen Weg wei-
terzugehen. 

Verehrte Damen und Herren, mit dem BID-
Gesetzentwurf wollen wir den Prozess in Schleswig-
Holstein beschleunigen und bitten deshalb um zügige 
Beratung im Wirtschaftsausschuss. Vielleicht wird es 
dann schon im nächsten Jahr möglich sein, die ersten 
BIDs auf den Weg zu bringen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Klaus Müller und 
erteile nunmehr dem wirtschaftspolitischen Sprecher 
der Fraktion der CDU, Herrn Abgeordneten Johannes 
Callsen, das Wort. 

Johannes Callsen [CDU]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in ihrer Pres-
semeldung die Überschrift wählt ,,Bitte ein BID", 
dann kann man dazu nur sagen: CDU und SPD haben 
schon bestellt. 

(Klaus Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es liegt bereits vor!) 

Um bei dem Vergleich mit dem gleichnamigen, aber 
anders geschriebenen Bier zu bleiben: Wir möchten 
allerdings kein schnell gezapftes Bier, sondern ein 
gutes Sieben-Minuten-Bier, das seinen Geschmack 
dann voll für Schleswig-Holstein entfalten kann, auch 
wenn Gastronomen - der zuständige ist im Moment 
nicht im Raum - behaupten, ein gutes Bier benötige 
nur zwei bis drei Minuten. 

Für die CDU hat die Förderung des Einzelhandels 
und die Belebung der Innenstädte eine herausragende 
Bedeutung. Daher haben wir uns im Koalitionsvertrag 
einvernehmlich darauf verständigt, in Anlehnung an 
das Hamburger BID-Gesetz auch in Schleswig-
Holstein die Innenstadt-Marketingbemühungen der 
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Einzelhandelsunternehmen durch die Einführung so 
genannter Business Improvement Districts zu fördern. 
Denn seit 1994 ist der Umsatz in den deutschen In-
nenstädten um jährlich 1,5 Milliarden € gesunken, die 
Besucherfrequenz ist um 25 % zurückgegangen, und 
die Aufenthaltsdauer ist auf unter eine Stunde gesun-
ken. - So die IHK-Vereinigung Schleswig-Holstein 
und der Einzelhandelsverband in einer Studie. Hier 
besteht also Handlungsbedarf. 

BIDs können neue Impulse für die Attraktivität und 
die Erlebnisorientierung des innerstädtischen Einzel-
handels bringen. Das Besondere daran ist, dass die 
örtlichen Grundstückseigentümer und Einzelhändler, 
die im Rahmen des zeitlich begrenzten BIDs umzu-
setzenden Maßnahmen einvernehmlich festlegen und 
realisieren - auf freiwilliger Basis. Die Initiative muss 
also vor Ort entstehen. Der Staat gibt hierfür lediglich 
den rechtlichen Rahmen vor. Die Umsetzung ge-
schieht in eigener Verantwortung vor Ort. Um Miss-
verständnissen vorzubeugen: BIDs sind kein Ersatz 
für städtebauliche Sanierungsmaßnahmen. Sie erset-
zen auch keine kommunalen Aufgaben, sondern sol-
len zusätzliche Projekte zur Belebung der Innenstädte 
ermöglichen und die Wettbewerbsfähigkeit der 
Standorte erhöhen. 

Auch der Einzelhandel in Schleswig-Holstein hat die 
Chancen entdeckt, die in einem BID stecken. An 
zahlreichen Orten - einige wurden schon aufgezählt -, 
etwa in Elmshorn, Kiel, Itzehoe und auch Schleswig, 
gibt es bereits großes Interesse am BID-Gedanken. 
Hier werden auch konkrete Maßnahmen zur Attrakti-
vitätssteigerung diskutiert. 

Ich freue mich daher, dass auch die Grünen diesen 
Gedanken aufgegriffen und so erfolgreich aus dem 
Koalitionsvertrag von CDU und SPD abgeschrieben 
haben. Ich kann Sie nur ermuntern: Machen Sie wei-
ter so. Wir freuen uns, denn wir brauchen mehr Wirt-
schaftsfreundlichkeit auch an anderer Stelle - für 
Wachstum und Arbeitsplätze. 

Allerdings greift das Abschreiben des Hamburger 
BID-Gesetzes und das bloße Austauschen der Worte 
„Hamburg“ und „Schleswig-Holstein“ in diesem Fall 
etwas zu kurz, da die Strukturen in einem Stadtstaat 
wie Hamburg doch ein wenig anders sind als in einem 
Flächenland wie Schleswig-Holstein. Deshalb muss 
ein BID-Gesetz sorgsam vorbereitet werden und soll-
te mit allen Beteiligten, den Verbänden, den Kam-
mern und dem Einzelhandel, intensiv diskutiert wer-
den. Denn neben formal gesetzlichen Unterschieden 
zwischen Hamburg und Schleswig-Holstein sollten 
wir auch darüber nachdenken, beispielsweise Aspekte 
des Tourismus in das BID-Gesetz  mit aufzunehmen. 

Bevor wir Schnellschüsse verabschieden, werden wir 
federführend im Wirtschaftsausschuss und mitbera-
tend im Innen- und Rechtsausschuss nicht nur über 
den Gesetzentwurf der Grünen, sondern auch über die 
spezifische Situation in Schleswig-Holstein und dar-
aus folgende Konsequenzen für unser Land miteinan-
der reden. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Für die Fraktion der SPD erteile ich Herrn Abgeord-
neten Bernd Schröder das Wort. 

Bernd Schröder [SPD]: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Lassen Sie mich zunächst aus dem Koalitions-
vertrag zwischen CDU und SPD zitieren: 

„Zur Förderung des Einzelhandels und Bele-
bung der Innenstädte wollen wir in Anleh-
nung an das hamburgische BID-Gesetz auch 
in Schleswig-Holstein die Innenstadt-
Marketingbemühungen der Einzelhandelsun-
ternehmen fördern.“ 

Worum geht es: Die Innenstädte der Gemeinden gera-
ten bundesweit zunehmend durch die Konkurrenz zu 
den Ansiedlungen von großflächigem Einzelhandel 
auf der grünen Wiese unter Druck. In den Innen-
städten sind negative Auswirkungen deutlich zu beo-
bachten: Leerstände, Filialisierung, Erreichbarkeits- 
und Imageprobleme. In den letzten Jahrzehnten haben 
sich zahlreiche Stadtmarketingvereinigungen ge-
gründet, die genau diesen negativen Entwicklungen 
für die Innenstadt entgegentreten wollen. Viele posi-
tive Effekte konnten durch diese Organisationen er-
reicht werden. Jedoch war oft eine ausreichende Fi-
nanzkraft oder Kontinuität nicht vorhanden, um um-
fangreiche Maßnahmen durchzuführen. Über BIDs 
sollen die urbanen Einzelhandelsstrukturen nun effek-
tiver gestärkt werden. Aufgrund einer aus dem betrof-
fenen Quartier ausgehenden Initiative sollen durch 
Private Maßnahmen vorgeschlagen und finanziert 
werden. Neu ist, dass an der Finanzierung der Maß-
nahmen alle Begünstigten beteiligt werden sollen. 

Ich freue mich, dass zumindest in diesem Punkten 
auch die Grünen ihre Wirtschaftsfreundlichkeit durch 
die Einbringung eines eigenen Gesetzentwurfes deut-
lich machen. Man kann es sich jedoch nicht so ein-
fach machen, wie Sie sich das vorstellen - das wurde 
eben schon gesagt -, indem man das hamburgische 
Gesetz zu großen Teilen abschreibt und hier als eige-
nen Gesetzentwurf einbringt. Das Gesetz lässt sich 
überhaupt nicht eins zu eins auf das Flächenland 
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Schleswig-Holstein übertragen. Neben der sich völlig 
unterscheidenden Kommunalstruktur gilt es auch, die 
gegebenen rechtlichen Risiken deutlich zu begrenzen. 
Aufgabe des Landesgesetzgebers ist es daher, interes-
sierten Kommunen einen rechtlich einwandfreien und 
verlässlichen Rahmen zu geben, damit diese darauf 
aufbauend ihre Satzungen erlassen können. 

Angesichts des Problems der Trittbrettfahrer, zu de-
nen vermutlich gerade namhafte und große Einzel-
handelsketten gehören, ist mit Klagen gegen die Er-
hebung einer „Zwangsabgabe” zu rechnen. Nach 
meiner Kenntnis gibt es am Neuen Wall in Hamburg 
als bundesweit erstem BID-Distrikt zum Beispiel 
keine Filiale von Lidl oder Schlecker. 

Eine Ende Juni gegründete interministerielle Arbeits-
gruppe - dazu wird der Minister sicherlich noch etwas 
sagen - hat bereits die rechtlichen und fachlichen 
Fragenstellungen eines schleswig-holsteinischen 
BID-Gesetzes geprüft und eine erste Vorerörterung 
mit den beteiligten Verbänden und Interessensvertre-
tungen durchgeführt. Die ersten Gespräche ergaben - 
so wie ich informiert bin - eine große und breite Zu-
stimmung für ein solches Gesetz. Aber es gibt auch 
eine Reihe von Änderungswünschen. So gibt es zum 
Beispiel den Wunsch nach deutlich höheren Zustim-
mungsquoren und deutlich geringere Quoren für ein 
Veto, um die demokratische Legitimation einer sol-
chen Satzung zu verdeutlichen. 

Der Gesetzesentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN kommt also parallel zu dem von der Regie-
rung erarbeiteten Gesetzentwurf, lehnt sich aber noch 
sehr stark an das Hamburger Gesetz an und stößt eben 
doch auf einige rechtliche Bedenken. 

Meine Damen und Herren, wir sollten in der jetzigen 
Situation hier keine Schnellschüsse durchführen, 
sondern den begonnenen Prozess fortführen, die 
rechtlichen Problemfelder abarbeiten und den Gesetz-
entwurf in engem Dialog mit den Betroffenen auf den 
Punkt bringen. Wir sind in diesem Verfahren schon 
so weit gediehen: Wenn wir alle uns dieser Aufgabe 
stellen, dann schaffen wir es, im Frühjahr nächsten 
Jahres ein fundiertes Gesetz zum Abschluss und zur 
Anwendung zu bringen. 

Ich beantrage daher, den Gesetzentwurf von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN an den zuständigen Wirt-
schaftsausschuss zu überweisen, mitberatend an den 
Innen- und Rechtsausschuss. - Vielen Dank für die 
teilweise Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Ich danke dem Kollegen Schröder. - Ich erteile für die 
Fraktion der Freien Demokraten Herrn Abgeordneten 
Dr. Heiner Garg das Wort. 

Dr. Heiner Garg [FDP]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
Die Grünen möchten, dass unsere Innenstädte attrak-
tiver werden. Hierzu sollen Innovationsbereiche ab-
gegrenzt und gestaltet werden können, finanziert 
durch Zwangsabgaben der Grundstückseigentümer. 
So sollen Trittbrettfahrer vermieden werden. Die 
Innovationsbereiche sollen von privaten Aufgaben-
trägern gestaltet werden: Für grundstücksgenau abge-
grenzte Bereiche wird ein Entwicklungskonzept in-
klusive Finanzplan erstellt. Wenn zwei Drittel der 
betroffenen Grundstückseigentümer dem Konzept 
nicht widersprechen, kann die zuständige Gemeinde-
vertretung eine Satzung erlassen, auf deren Grundlage 
die Abgabe von den betroffenen Eigentümern einge-
zogen und an den Aufgabenträger weitergeleitet wird. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, wir 
halten den Entwurf für eine brauchbare Grundlage 
weiterer Beratungen und wir halten ihn auf jeden Fall 
für sehr viel brauchbarer als wolkige Absichtserklä-
rungen in angeblich großen Koalitionsverträgen. 

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Wir halten den Zweck für verfolgenswert: Innenstädte 
attraktiver zu gestalten ist sinnvoll und sollte die Auf-
gabe der Menschen und Unternehmen in diesen Städ-
ten sein.   Wir halten das Ziel für sinnvoll: Die Be-
troffenen sollen ein Instrument erhalten, mit dem sie 
für die Entwicklung ihres Stadtteils eine kritische 
Masse Betroffener zusammenbekommen können, um 
so das größte Problem des kollektiven Handelns zu 
überwinden, nämlich das Trittbrettfahren.   Wir sehen 
beim Verfahren aber zwei große, grundsätzliche 
Probleme, nämlich bei der direkten Finanzierung und 
bei der Einschränkung der indirekten Finanzierung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zunächst zur direk-
ten Finanzierung: Die Grünen schlagen vor, die 
Kommune soll die Grundstückseigentümer per Sat-
zung zu Abgaben zwingen können, wenn nach Ablauf 
einer Frist nicht mehr als ein Drittel von ihnen wider-
sprochen haben. Dieses Quorum der Zweidrittel-
mehrheit halten wir für angemessen. Nicht für ange-
messen halten wir es, dass es nur eine implizite 
Mehrheit sein soll. Wir halten es für falsch, wenn der 
Staat den Zwang zur Zahlung von Beiträgen an einen 
privaten Quasi-Verein anordnen darf, ohne dass eine 
Mehrheit der Betroffenen diesem Zwang ausdrücklich 
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zugestimmt hat. Wir meinen, die Kommune sollte 
nur dann zu der Abgabe zwingen dürfen, wenn min-
destens zwei Drittel der Betroffenen ausdrücklich 
zugestimmt haben. 

Außerdem sollen nur die Grundstückseigentümer zur 
Zahlung verpflichtet werden. Was ist mit den Gewer-
betreibenden? Schließlich heißt Business Improve-
ment District auf Deutsch Geschäftverbesserungsdist-
rikt. Warum wollen die Grünen hier einen wesentli-
chen Teil der Nutznießer vom Beitragszwang freistel-
len? 

Dieser Punkt führt mich direkt zu unserem zweiten 
Kritikpunkt: Nicht nur allein die Grundstückseigen-
tümer sollen von der Kommune gezwungen werden, 
die besseren Geschäftsaussichten zu bezahlen, sie 
sollen auch grundsätzlich darauf verzichten müssen, 
andere Nutznießer an den Kosten zu beteiligen. 

(Unruhe) 

- Störe ich? - Mit dem Gesetz zur Vermeidung von 
Trittbrettfahrern würde sozusagen eine neue Klasse 
potentieller Trittbrettfahrer gekürt, diejenigen, die im 
Innovationsbereich zur Miete wohnen oder in gemie-
teten Räumen Geschäfte betreiben. Denn in 
§ 7 Absatz 7 heißt es: „Die Abgaben sollen regelmä-
ßig nicht auf bestehende private Mietverhältnisse 
umgelegt werden“, und wenn ausnahmsweise doch, 
nur zu 50 %. So werden die Kosten der Entwicklung 
des Geschäftsbereichs allein den Grundeigentümern 
angelastet, während die Nutzen allen dort Lebenden 
und Arbeitenden zugute kommen sollen. Diese Form 
der versteckten Umverteilung halten wir grundsätz-
lich für falsch. 

(Beifall bei der FDP) 

Außerdem senkt sie die implizite Rendite der Eigen-
tümer, senkt so deren Anreize, in ihr Grundeigentum 
zu investieren, und läuft an sich, Kollege Müller, dem 
Zweck Ihres Gesetzentwurfs zuwider. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mein Fazit: Grund-
sätzlich begrüßen wir Zweck und Ziel des Gesetzent-
wurfs. Der Weg dorthin muss aus unserer Sicht aber 
noch wesentlich umgeplant werden. Es gibt also noch 
genügend Stoff für interessante Beratungen in den 
Ausschüssen. Dort könnten sich dann CDU und SPD 
zur Abwechslung auch einmal zur Sache einlassen, 
anstatt sich ständig in Verweisen auf die Ankündi-
gungen in ihrem Koalitionsvertrag zu verlieren. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Für die Abgeordneten des SSW erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Lars Harms das Wort. 

Lars Harms [SSW]: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Die Innenstädte stärken zu wollen ist ein Anlie-
gen, das wir alle in irgendeiner Weise unterstützen. 
Der Weg dahin ist schwierig und er sollte auch wei-
terhin in der Zuständigkeit der Kommunen und der 
dort Beteiligten liegen. Dieser Ansatz liegt dem Ge-
setzentwurf allerdings nur zum Teil zugrunde. Zwar 
soll hier ein Gesetz geschaffen werden, dessen Um-
setzung in die kommunale und private Hand gelegt 
wird, aber es ist trotzdem ein Gesetz, das alles von 
oben regelt. 

Ich glaube nicht, dass solche Regelungen dazu beitra-
gen, dass wir die wirtschaftliche Entwicklung stärken 
und dass wir flexibler werden. Eher das Gegenteil 
wird der Fall sein, zumindest wenn ich an die Flexibi-
lität und den Bürokratieabbau denke. Insbesondere 
§ 5 des Gesetzentwurfs liest sich wie ein abschre-
ckendes Beispiel in Bezug auf Bürokratie und kom-
plizierte Regelungen. Da sollen komplizierte Anträge 
gestellt werden, die von Verwaltungen überprüft wer-
den und dann ausgelegt werden, danach kann man 
dann Stellungnahmen abgeben, und diese wiederum 
müssen dann berücksichtigt oder zumindest beachtet 
werden, bevor auch nur eine einzige Maßnahme be-
schlossen wird. Mir persönlich ist dieses Verfahren 
viel zu langwierig. Aber ich bin natürlich auch kein 
Preuße, der ständig gesetzliche Regelungen für alles 
und jedes braucht. Wenn es um die Vermarktung 
einer Region, eines Gewerbegebiets oder eben auch 
eines Innenstadtbereichs geht, dann sind die privaten 
Unternehmer eigentlich am Zug. Das hat meines Er-
achtens auch immer gut geklappt, auch wenn nicht 
jeder gleich gut mitgezogen hat und es in der Tat 
Trittbrettfahrer immer wieder gegeben hat. 

Neben den allgemeinen Bedenken gibt es aber auch 
zu den einzelnen Paragraphen Einwände, die manch-
mal sogar erheblich gegen eine so formulierte gesetz-
liche Regelung sprechen. In § 3 des Gesetzentwurfs 
wird nicht nur festgelegt, dass ein Innovationsbereich 
eingerichtet werden kann und man Maßnahmen er-
greifen soll, sondern vor allem auch, dass eine 
Zwangsabgabe für diese Maßnahmen gezahlt werden 
soll. Diese Abgabe soll nach § 7 des Gesetzentwurfs 
von den Grundstückseigentümern bezahlt werden. 
Dabei ist es egal, ob diese einen Nutzen von den 
Maßnahmen haben oder nicht. Das ist nach meiner 
Auffassung definitiv nicht in Ordnung. 

Schon jetzt kann man in Fremdenverkehrsorten eine 
Fremdenverkehrsabgabe erheben, die zumindest an 
den jeweiligen wirtschaftlichen Vorteil aus dem 
Fremdenverkehr gekoppelt ist. Selbst das ist umstrit-
ten. Aber eine Zwangsabgabe, wie hier vorgeschla-
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gen, würde sicherlich von kaum einem akzeptiert 
werden und eher beklagt werden. Schon gar nicht 
würde sie akzeptiert werden, wenn wie in § 7 des 
Gesetzentwurfs festgelegt, der Aufgabenträger sogar 
Gewinne einstreichen soll, die auch aus der Zwangs-
abgabe finanziert werden. Auch dass der jeweilige 
Aufgabenträger Mitglied der IHK sein muss oder 
sich ihrer Aufsicht unterwerfen muss, ist eigentlich 
nicht einzusehen. Die Maßnahmen, die jetzt in Wer-
begemeinschaften und Ähnlichem laufen, unterliegen 
auch nicht dieser Aufsicht. Ich sehe in dieser Be-
stimmung auch wieder nur eine unnötige Bürokrati-
sierung und eine formelle Stärkung der IHKs, der wir 
kritisch gegenüberstehen. Auch für die IHKs besteht 
eine Pflichtmitgliedschaft. Eigentlich sollten deren 
Aufgaben auf freiwilliger Basis für ihre Mitglieder 
erfüllt werden, und wenn diese gut erfüllt werden, 
würde man auch Mitglied werden wollen. Wer aber 
jetzt eine Pflichtinstitution mit einer ausschließlichen 
Kompetenz wie hier im Gesetzentwurf ausstattet, 
zementiert dieses System nur, und das lehnen wir ab. 

Schwer tun wir uns auch mit § 5 Abs. 4 des Gesetz-
entwurfs, in dem es um den Datenaustausch zwischen 
dem Finanzamt und Aufgabenträger geht. Ich möchte 
nicht, dass Daten über Grundstücke, deren Einheits-
werte und deren Eigentümer einfach vom Finanzamt 
an einen möglicherweise von einer IHK beauftragten 
privaten Dritten übermittelt werden. Private gehen 
Eigentumsverhältnisse und der Wert von Grund-
stücken nichts an. Zumindest hätte ich mir ge-
wünscht, dass dann eine Einverständniserklärung der 
Betroffenen verpflichtend gewesen wäre. Selbst dann 
hätte ich immer noch starke Bauchschmerzen mit 
einer solchen Regelung, da sensible persönliche Da-
ten hin und her geschoben werden, ohne dass hierfür 
ein zwingender Grund vorliegen würde, denn die 
Aufgabe, die erfüllt werden soll, wird derzeit auch 
anders erfüllt. 

Es mag sein, dass unsere Einstellung hierzu sehr pu-
ristisch ist, aber nur, damit wir ein Innenstadtquartier 
besser vermarkten können und für Attraktivität im 
Sinne von Wirtschaftlichkeit sorgen, darf man Daten-
schutzaspekte nicht vernachlässigen. Zudem gibt es 
hierfür auch andere Umsetzungsmöglichkeiten, die 
den gleichen Effekt hätten. Das zeigen gerade die 
vielen erfolgreichen Werbegemeinschaften und 
kommunalen Vermarktungsträger. 

Wir haben große Sympathie für das Anliegen, das mit 
diesem Gesetzentwurf angegangen werden soll. Wir 
sind aber in vielen Bereichen skeptisch, ob der Weg, 
der hier eingeschlagen werden soll, der richtige ist. 
Wir sollten lieber versuchen, den bestehenden Akteu-
ren so wenig Steine wie möglich in den Weg zu le-
gen. Dann sind wir sehr schnell bei den Ladenöff-

nungszeiten, der Sperrstunde, ordnungsrechtlichen 
Regelungen für Veranstaltungen oder auch bei Aufla-
gen, die in so manchem Bauamt ersonnen werden. Ich 
glaube, weniger Regulierung ist hier mehr. Diesen 
Weg sollten wir weiter bestreiten. Ob ein BID-Gesetz 
in anderer Form als der vorgelegten sinnvoll ist, soll-
ten wir anhand des möglicherweise von den Koaliti-
onsfraktionen vorzulegenden Entwurfs diskutieren. 
Auf diese Diskussion freuen wir uns auf jeden Fall. 

(Beifall beim SSW) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Für die Landesregierung erteile ich dem Herrn In-
nenminister Dr. Ralf Stegner das Wort. 

Dr. Ralf Stegner, Innenminister: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Das Land braucht Dienstleis-
tungszentren überall und dringend, und seit Wochen 
werde ich gefragt, was das eigentlich ist. Insofern 
habe ich mit großer Freude den Gesetzentwurf zur 
Einführung von Innovationsbereichen zur Stärkung 
der Einzelhandels- und Dienstleistungszentren gele-
sen. Die Innenstädte der Städte und Gemeinden ge-
raten bundesweit zunehmend durch die Konkurrenz 
des großflächigen Einzelhandels auf der grünen Wie-
se unter Druck. Ob die Antwort allerdings der Grüne-
Gesetzentwurf ist, lieber Herr Kollege Müller, da bin 
ich mir nicht ganz so sicher. Wir alle kennen die 
Problematik durch eigene Anschauung: Leerstände, 
Filialisierung, Erreichbarkeits- und Imageprobleme. 
In den letzten Jahrzehnten haben sich deshalb zahlrei-
che Stadtmarketingvereinigungen gegründet, die 
durchaus positive Effekte erzielt haben. Jedoch fehlte 
eben oft die notwendige Finanzkraft oder die notwen-
dige Kontinuität zur Durchführung umfänglicher 
Maßnahmen. Wir brauchen aber konkurrenzfähige 
Innenstädte, in denen die Menschen gern einkaufen, 
ihre Freizeit verbringen und auch wohnen wollen. So 
genannte Business Improvement Districts - ich 
frage mich, warum man immer eine angloamerikani-
sche Bezeichnung verwendet, wenn man über die 
deutsche Anwendung redet, aber sei es drum - sollen 
also eingerichtet werden. Eine einfache Übertragung 
aus Amerika scheint mir aber schwierig, denn die 
Rechts- und Finanzierungssysteme sind doch sehr 
unterschiedlich. Die Diskussionen zur Anwendung 
solcher Instrumente laufen in Deutschland sehr kon-
trovers, zum Beispiel wegen rechtlicher Risiken. 
Nun sind verschiedene Bundesländer aktiv geworden. 
Hamburg hat ein Gesetz erlassen, Berlin diskutiert 
einen Gesetzentwurf, NRW und Bayern haben Mo-
dellprojekte im Zusammenhang mit der Städtebauför-
derung initiiert - ohne ein verpflichtendes Gesetz. 
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Wir streben in Schleswig-Holstein, wie im Koaliti-
onsvertrag festgelegt, ein Rahmengesetz an, das den 
Kommunen den Erlass von so genannten PACT-
Satzungen ermöglicht. Über Partnerschaften zur 
Attraktivierung von City- und Tourismusquartieren 
sollen insbesondere die urbanen Einzelhandelsstruk-
turen effektiver gestärkt werden. Die Initiative kommt 
aus dem betroffenen Quartier, übrigens völlig unab-
hängig, Kollege Müller, ob Schwarz-Grüne-Quar-
tieren oder anderen; das spielt da - glaube ich - weni-
ger eine Rolle. Vielmehr geht es darum, dass private 
Eigentümer ein Paket von Maßnahmen entwickeln 
und finanzieren. Alle Begünstigten können durch eine 
kommunale PACT-Satzung verpflichtet werden, sich 
finanziell an Projekten zur Attraktivitätssteigerung zu 
beteiligen. 

Weder das Hamburger Gesetz noch das Berliner Ge-
setz lassen sich aber eins zu eins auf das Flächenland 
Schleswig-Holstein übertragen. Neben der völlig 
unterschiedlichen Kommunalstruktur gilt es auch die 
gegebenen rechtlichen Risiken deutlich zu begrenzen. 
Herr Kollege Schröder, Sie haben zu Recht darauf 
hingewiesen, dass seit Ende Juli eine interministeriel-
le Arbeitsgruppe die rechtlichen und fachlichen Fra-
gestellungen eines schleswig-holsteinischen PACT-
Gesetzes prüft. Die ersten Gespräche mit den Ver-
bänden zeigen, dass es dafür Zustimmung gibt, zeigen 
aber auch eben deutlich andere Wünsche als in Ham-
burg. Zum Beispiel will man höhere Zustimmungs-
quoren der Eigentümer oder deutlich geringere Quo-
ren für ein Veto haben, um die demokratische Legi-
timation solcher Satzungen zu verdeutlichen. 

Der Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN kommt also erstens parallel zu dem von 
unseren Häusern erarbeiteten Gesetzentwurf, lehnt 
sich zweitens zu sehr an das Hamburger Gesetz an - 
von Trittbrettfahrern ist heute schon viel gesprochen 
worden - und passt drittens rechtlich nicht für 
Schleswig-Holstein und wird insofern von uns abge-
lehnt. 

Wir sollten keine Schnellschüsse abgeben, sondern 
den begonnenen Prozess weiterführen, die rechtlichen 
Problemfelder abbauen und den Gesetzentwurf in 
engem Dialog mit den Betroffenen auf den Punkt 
bringen. 

Ich freue mich, dass auch aufseiten der Opposition 
die Stärkung von Cityquartieren befürwortet wird, 
und bitte um ein wenig Geduld und die Unterstützung 
des Gesetzentwurfs, der voraussichtlich im Frühjahr 
des nächsten Jahres kommt. 

Diesbezüglich möchte ich doch etwas an die Adresse 
des Kollegen Garg sagen. Die Landesregierung kann 
natürlich aufgrund des Abstimmungsbedarfs auch mit 

Verbänden und den damit verbundenen Anhörungs-
fristen mit der Erstellung einer Gesetzesvorlage nicht 
so schnell sein wie die Opposition, die einfach ein 
anderes Landesgesetz abschreibt. Insofern würde ich 
„BID“ anders übersetzen, nämlich mit „Besser In-
nenminister dazuholen“. Dann kommt am Ende auch 
etwas Solides dabei heraus. 

(Beifall bei der SPD) 

Mir wird ja selten mangelnde Schnelligkeit vorgewor-
fen, aber, Herr Kollege Callsen, als Sohn eines Gast-
wirts muss ich Ihnen sagen: Auch beim Zapfen eines 
Bieres geht Qualität vor Schnelligkeit, was den Ge-
nuss angeht. Ich weiß nicht, wie Herr Arp das sieht, 
aber ich habe damit gute Erfahrungen gemacht. - 
Herzlichen Dank für die Zustimmung. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Vielen Dank, Herr Innenminister. - Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Bera-
tung. 

Es ist beantragt worden, den Gesetzentwurf Drucksa-
che 16/246 federführend an den Wirtschaftsausschuss 
und mitberatend an den Innenausschuss zu überwei-
sen. Wer so entscheiden möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Vielen Dank. Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Damit ist die Überweisung in dieser Form 
einstimmig angenommen. 

Auf der Tribüne darf ich jetzt Deutsche-Post-Senioren 
aus Lübeck und den Frauenring aus Neumünster be-
grüßen. - Seien Sie uns ganz herzlich willkommen! 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich rufe Tagesordnungs-
punkt 14 auf: 

Wahl der Mitglieder des Medienrates der Unab-
hängigen Landesanstalt für das Rundfunkwesen 

Wahlvorschlag der Fraktionen von CDU, SPD, FDP 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/271 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Ich lasse über 
den Wahlvorschlag abstimmen und schlage Ihnen 
hierfür offene Abstimmung vor. - Widerspruch höre 
und sehe ich nicht. Dann werden wir so verfahren. 

Ich weise nur noch darauf hin, dass für die Wahl die 
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Land-
tages - 46 Abgeordnete - erforderlich ist. Wenn ich 
richtig gezählt habe, dann befinden sich zurzeit 
51 Kolleginnen und Kollegen hier im Raum. Damit 
haben wir das erforderliche Quorum erfüllt. 
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Wer dem Wahlvorschlag Drucksache 16/271 seine 
Zustimmung erteilen will, den bitte ich um sein 
Handzeichen. - Es muss jetzt die Stimmenzählung 
erfolgen. - Vielen Dank. - Die vorhin gezählten 
51 Kolleginnen und Kollegen sind im Raum. Ich 
stelle fest, dass die erforderliche Zweidrittelmehrheit 
für die Annahme erreicht ist. Die vorgeschlagenen 
Mitglieder des Medienrates sind damit gewählt. Ich 
gratuliere den hiermit Gewählten. 

Nunmehr darf ich Tagesordnungspunkt 32 aufrufen: 

Erhalt der Rechtsmedizin an den Universitätskli-
nikstandorten Kiel und Lübeck 

Antrag der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/16 

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungsaus-
schusses 
Drucksache 16/269 

Ich erteile der Berichterstatterin des Bildungsaus-
schusses, der Frau Abgeordneten Sylvia Eisenberg, 
das Wort. 

Sylvia Eisenberg [CDU]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Land-
tag hat sich auf Antrag der FDP-Fraktion bereits im 
Mai mit der Zukunft der universitären Rechtsmedizin 
in Schleswig-Holstein befasst und zur weiteren Bera-
tung den FDP-Antrag federführend an den Bildungs-
ausschuss und an den Innen- und Rechtsausschuss 
überwiesen. 

Meine Damen und Herren, wir haben es uns nicht 
leicht gemacht. Die Ausschüsse haben im Sommer 
zahlreiche schriftliche Stellungnahmen eingeholt, und 
zwar auf der Seite der Forschung und Lehre von den 
medizinischen Universitäten und dem Vorstand des 
Universitätsklinikums Schleswig-Holstein, auf der 
Seite der Nutzer von den Verbänden der Justiz und 
Polizei sowie auf der Seite der Landesregierung vom 
Wissenschaftsminister, Justizminister und Innenmi-
nister. 

Nach intensiven Diskussionen und Gesprächen haben 
die Koalitionsfraktionen am 14. September im Innen- 
und Rechtsausschuss und am 22. September im Bil-
dungsausschuss einen Alternativantrag vorgelegt, der 
versucht, zwischen der wirtschaftlichen Situation des 
Universitätsklinikums auf der einen Seite und den 
berechtigten Interessen der Justiz und Polizei auf der 
anderen Seite abzuwägen. 

In der Sitzung des Bildungsausschusses letzte Woche 
wurde über den Ursprungsantrag der FDP, das ge-
meinsame Institut für Rechtsmedizin mit Laborkapa-
zitäten an beiden Universitätsklinikstandorten zu 

erhalten, und den Änderungsantrag von CDU und 
SPD alternativ abgestimmt. Letzter erhielt die Mehr-
heit. 

Mit diesem Beschluss fordert der Landtag die Lan-
desregierung auf, die Prosektur an beiden Standorten 
zu erhalten, ein Konzept zur Begrenzung der Kosten 
und zur Erhebung kostendeckender Gebühren für 
Dienstleistungen der Rechtsmedizin zu entwickeln 
und ein Konzept vorzulegen, um die zeitliche und 
örtliche Verfügbarkeit von Rechtsmedizinern in allen 
Phasen der Ermittlung bei vermuteten Kapitaldelikten 
weiter zu verbessern. 

Meine Damen und Herren, hinweisen möchte ich 
abschließend noch auf die ergänzende Stellungnahme 
des Justizministeriums vom 19. August 2005, in der 
das Justizministerium klarstellt, dass für die Justiz die 
Qualität der Laboruntersuchungen und nicht die 
Standortfrage entscheidend sei. Meine Damen und 
Herren, Obduktionen werden auch künftig an beiden 
Standorten in Kiel und Lübeck durchgeführt. 

Im Namen des Bildungsausschusses darf ich Sie um 
Zustimmung zu der Beschlussempfehlung Drucksa-
che 16/269 bitten. 

Präsident Martin Kayenburg: 

Ich danke der Frau Berichterstatterin. - Gibt es 
Wortmeldungen zum Bericht? - Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Klug für die Fraktion der Frei-
en Demokraten. 

Dr. Ekkehard Klug [FDP]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die ge-
plante Schließung der Lübecker Laborkapazitäten 
in der Rechtsmedizin ist ein schwerer Fehler. Sie 
schadet der Medizinerausbildung, die gerade in die-
sem Fachgebiet in Lübeck ebenso wie in Kiel exzel-
lente Bewertungen erhalten hat; jeweils einen der 
beiden Spitzenplätze unter rund 40 Teildisziplinen der 
Medizin. Da muss man sich fragen: Worin besteht 
eigentlich der Sinn solcher Evaluierungen in For-
schung und Lehre, wenn ausgerechnet diejenigen 
Bereiche, die dabei besonders gut - exzellent näm-
lich - abschneiden, anschließend einen Kopf kürzer 
gemacht werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Das ist eine grundsätzliche Kritik, weil sie das ganze 
System der Evaluierung wirklich konterkariert. 

Die Landesregierung und die Koalitionsfraktionen 
erwidern darauf, auch künftig sei ein Ausbildungs-
angebot in der Rechtsmedizin sozusagen im Rahmen 
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der Approbationsordnung gewährleistet. Das ist in 
Wirklichkeit kein Gegenargument, das diese Kritik 
entkräftet. Denn damit verhalten sich die Landesre-
gierung und die Koalitionsfraktionen so, als gäbe es 
in der Ausbildungsqualität keinen Unterschied zwi-
schen „sehr gut“ und „ausreichend“, als ginge es qua-
si nur um „genügend“ oder „ungenügend“. Wer so 
verfährt, meine Damen und Herren, der vertritt eine 
Haltung, die ganz gewiss nicht qualitäts- und leis-
tungsfördernd ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Genauso schwer wiegen die Nachteile für die Verbre-
chensaufklärung. Die Konzentrationsentscheidung im 
Bereich der Labore hat aus unserer Sicht erhebliche 
Nachteile für die Arbeit von Polizei und Justiz. Zu-
letzt hat der „Spiegel“ in einem Beitrag vom 
12. September dieses Jahres auf die bundesweiten 
Tendenzen zum Abbau der Rechtsmedizinischen 
Institute und Einrichtungen und die damit verbunde-
nen Folgen verwiesen. 

Wissenschaftliche Studien, wie sie der „Spiegel“ 
zitiert, belegen, dass im Umkreis Rechtsmedizini-
scher Institute deutlich mehr Kindesmisshandlungen 
mit Todesfolge erkannt werden als anderswo. Dies 
sollte den Anhängern der Konzentrationsentscheidung 
doch zumindest zu denken geben. 

(Beifall der Abgeordneten Anne Lütkes 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Forschungsergebnisse, die auf einen Zusammenhang 
zwischen Verbrechensaufklärung und der Qualität der 
Rechtsmedizin verweisen, darf man nach Überzeu-
gung der FDP-Fraktion nicht einfach vom Tisch wi-
schen. 

Durch schlechtere Medizinerausbildung, einge-
schränkte Präsenz von Laboren und weniger For-
schung wird die Lage in diesem Bereich eher noch 
problematischer, als sie es angesichts der bislang 
unbestrittenen Dunkelziffer bei der Verbre-
chensaufklärung in unserem Land heute schon ist. 

(Zurufe von der SPD) 

- Dass Sie unruhig werden, kann ich nachvollziehen. 
Die Landesregierung und die große Koalition wollen 
dies in Kauf nehmen, um Einsparungen zu erreichen, 
die zuletzt auf gut 400.000 € beziffert worden sind. 
Für diesen kargen Beitrag zur Haushaltskonsolidie-
rung akzeptiert man unseres Erachtens aber unver-
hältnismäßig hohe Nachteile. Darüber hinaus ist zu 
bezweifeln, ob der seitens der Landesregierung ange-
gebene Sparbetrag überhaupt realisiert werden kann, 
weil der Personalbedarf im Falle einer Konzentration 
der rechtsmedizinischen Laborkapazitäten in Kiel 

höher sein dürfte, als er bisher veranschlagt worden 
ist. Rechnet man etwa den Bedarf für zwei Stellen - 
für einen Chemiker und einen technischen Assisten-
ten - hinzu, um den Umfang an Dienstleistungen wei-
ter zu gewähren, so schrumpft der Sparbetrag weiter 
zusammen. Unser Fazit lautet daher: Die Pläne der 
Regierung und der Koalition führen bei einem sehr 
mageren finanziellen Ertrag zu einem erheblichen 
Flurschaden im Bereich der Rechtsmedizin. Dies 
lehnen wir von der FDP-Fraktion nach wie vor ab. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Für die Fraktion der CDU erteile ich nunmehr Herrn 
Abgeordneten Niclas Herbst das Wort. 

Niclas Herbst [CDU]: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir haben im Bildungsausschuss sehr sach-
lich und intensiv darüber diskutiert. Wir haben dazu 
eine umfangreiche schriftliche Anhörung durchge-
führt. Ich finde, das ist ein Thema, bei dem man sach-
lich bleiben sollte, denn es ist zu wichtig, als dass 
man daraus politische Propaganda machen sollte. 

(Beifall bei CDU, SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Wir können nicht in Sonntagsreden immer von der 
finanziellen Situation des Landes und vom Sparen 
reden und dann, wenn es zum Sprung kommt, immer 
sagen: Wir machen das doch nicht. - Das geht nicht. 

(Beifall bei CDU und SPD - Zuruf des Ab-
geordneten Wolfgang Kubicki [FDP]) 

- Herr Oppositionsführer, deshalb muss man, wenn es 
darauf ankommt, konsequent bleiben. Sie können mir 
glauben, dass wir es uns nicht einfach gemacht haben. 
Wenn man aber mit der Einstellung darangeht, dass 
ein paar Hunderttausend Euro den Kohl nicht fett 
machen, dann kommen wir nie davon weg. Das sage 
ich auch als jemand, der vielleicht etwas jünger ist 
und der noch zu denen gehört, die die Schulden ein-
mal abtragen müssen. So können wir auch mit zu-
künftigen Generationen nicht umgehen. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Dort, wo wir sparen und Doppelstrukturen abbauen 
können, müssen wir dies auch machen. In Schleswig-
Holstein bleiben zwei Standorte erhalten. 

(Zuruf des Abgeordneten Günter Neugebauer 
[SPD]) 

- Ich wollte jetzt keine Haushaltsdebatte beginnen. 
Ich wollte gern zum Thema Rechtsmedizin reden. 
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Die positive Nachricht ist, dass wir weiterhin zwei 
Standorte unterhalten werden. Herr Dr. Klug, das ist 
in der Berichterstattung, die Sie zitiert haben, zum 
Teil falsch herübergekommen. Wir haben nur ein 
Institut für Rechtsmedizin mit einer Außenstelle. 
Vieles von dem, was wir heute machen, ist sozusagen 
der Vollzug dessen. Wenn wir das Ganze betrachten, 
dann müssen wir zwei Dinge sehen: die Auswirkun-
gen auf die Hochschullandschaft und die polizeiliche 
Ermittlungstätigkeit. 

Was die Hochschullandschaft betrifft, so haben Sie 
durchaus Recht, Herr Dr. Klug. Natürlich ist ein Ab-
bau von Laborkapazitäten möglicherweise auch eine 
Einschränkung von Lehrqualität. Darüber müssen wir 
nicht diskutieren. Die Sachzwänge habe ich aber dar-
gestellt. Wir müssen dazu kommen, dass wir Dop-
pelkapazitäten von Kiel und Lübeck insgesamt in 
diesem Bereich abbauen. Ich glaube auch, dass der 
Fahrweg zwischen Kiel und Lübeck und die Verbin-
dung zwischen Kiel und Lübeck durch das Internet 
nicht so schlecht sind, als dass man sie nicht bewälti-
gen könnte. 

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten 
Torsten Geerdts [CDU]) 

Richtig ist, dass das Pflichtlehrangebot erhalten 
bleibt. Das ist eine Botschaft, die Sie mitnehmen 
müssen. Der Dekan der Medizinischen Fakultät der 
Christian-Albrechts-Universität hat uns versichert, 
dass bei der Untersuchung selbst keine Qualitätsein-
schränkungen zu erwarten sind. Das ist nicht zuletzt 
bei Blutalkohol- oder Vaterschaftsuntersuchungen 
wichtig. Auch wenn es bei unserer Beratung keine 
Rolle gespielt hat, so ist der Verzicht auf eine eigen-
ständige Rechtsmedizin, wie er früher einmal unter 
dem Stichwort Hamburg in der Diskussion war, nicht 
in Erwägung gezogen worden. Damit ist auch in 
Schleswig-Holstein langfristig die Lehre sicherge-
stellt. Auch das Thema Fort- und Weiterbildung 
von Medizinern ist - das hat die Anhörung eindeutig 
ergeben - sichergestellt, und zwar auch bei Laborka-
pazitäten, die konzentriert werden. Wir reden ja nicht 
nur von der Ausbildung von Medizinern. 

Was die Auswirkungen auf die polizeiliche Ermitt-
lungsarbeit betrifft, so ist nicht nur in der Anhörung, 
sondern auch in vielen Gesprächen deutlich gewor-
den, dass die Ermittlungen am Tatort am wichtigsten 
sind. Die sind nicht davon abhängig, wo die Prosektur 
oder die Laboruntersuchungen gerade stattfinden. 
Deshalb haben wir vom Innenministerium ein Kon-
zept darüber gefordert, wie die Ermittlungstätigkeit 
vor Ort sichergestellt werden kann. Dies ist nicht nur 
Makulatur, sondern wir wollen dieses Konzept wirk-
lich haben, weil das für die Aufdeckung von Kapital-

verbrechen wichtig ist. Wenn Sie sagen, nur im Um-
feld von Prosekturen oder gar Laborkapazitäten wer-
den Kapitalverbrechen aufgedeckt, dann kann ich nur 
sagen, dann sähe es in Teilen von Schleswig-Holstein 
sehr schlecht aus. Das kann es doch nicht sein. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das hat er gar 
nicht gesagt! Sie müssen das mal nachlesen, 
junger Freund!) 

- Vielen Dank für diesen väterlichen Hinweis, Herr 
Oppositionsführer. Wir wollen keinen Generations-
konflikt aufbauen, Herr Kubicki. Das tut nicht Not. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Wir alle können nachlesen, was Herr Dr. Klug gesagt 
hat. Ich habe es so verstanden, dass im Umfeld von 
Prosekturen und Laborkapazitäten zum Beispiel auch 
Kindesmisshandlungen deutlicher aufgeklärt werden. 
Wenn das wirklich so ist, dann bräuchten wir in 
Schleswig-Holstein deutlich mehr Institute für 
Rechtsmedizin. Ich glaube, das kann nicht die Ant-
wort sein. 

Weil ich die Argumente, die Herr Dr. Klug genannt 
hat, zum Teil wirklich sehr ernst nehme, will ich das 
ernsthafte Angebot machen, dass wir das Thema wei-
ter beobachten. Sie haben schon gesagt, dass die tat-
sächliche Einsparung Voraussetzung für das ist, was 
wir beschlossen haben. Wir werden uns über den 
weiteren Fortgang dieses Themas berichten lassen. 
Ich glaube, dass wir einen verantwortungsvollen Be-
schluss gefasst haben und dass beides gewährleistet 
ist; die Wahrung der Interessen von Justiz, Polizei, 
Forschung und Lehre, aber auch die Wahrung der 
Interessen, die sich aus dem Sparzwang ergeben, der 
einfach da ist. Ich denke, das ist ein guter Beschluss. 
Wir sollten ihm folgen. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Für die Fraktion der SPD erteile ich Herrn Abgeord-
neten Jürgen Weber das Wort. 

Jürgen Weber [SPD]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meiner junger Kollege Herbst hat eigentlich alle we-
sentlichen Argumente vorgetragen. Frau Eisenberg 
hat über das Ergebnis der Beratung, das in einen An-
trag von SPD und CDU eingeflossen ist, ausführlich 
referiert. Ich muss das nicht wiederholen. Wir haben 
einen Vorschlag gemacht und legen einen Antrag vor, 
der die Landesregierung in die Lage versetzt, sowohl 
Lehre und Forschung auf vernünftigem Niveau wei-
terzuentwickeln, die Qualität der Dienstleistungen 
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von Polizei, Justiz und Gesundheitswesen zu erhalten 
und gleichzeitig - und das ist nicht unwesentlich - 
einen deutlichen Schritt in Richtung Synergie und 
mehr Wirtschaftlichkeit zu gehen. Das kann nicht 
nur ein Nebeneffekt sein, sondern das ist unserer 
Auffassung nach ein zentraler Punkt. 

Ich möchte noch etwas zu den Ausführungen von 
Kollege Klug sagen. Bei aller Freundschaft und Kol-
legialität gibt es einige Punkte, bei denen der Spaß 
aufhört. Jeder muss einmal überlegen, was in diesen 
Laboren passiert. Das ist keine Minutenaufnahme, 
sondern das sind Untersuchungen vieler verschiede-
ner Dinge, zum Beispiel von Untersuchungen in toxi-
kologischen Bereichen wie Blutalkoholuntersuchun-
gen und vieles mehr. Wer hier den Eindruck erweckt, 
dass ein Zusammenführen von Laborkapazitäten in 
Kiel und in Lübeck, die nicht ausgelastet sind, wobei 
die Prosektur und Lehre in Kiel und Lübeck sowie 
alle polizeilichen Aufgaben aufrecht erhalten werden, 
etwas mit dem zu tun hätte, was im „Spiegel“ steht, 
nämlich dass unter Umständen der Vermeidung von 
Aufklärung von Kriminalitätsstrukturen Vorschub 
geleistet wird, der geht hart an die Grenze zu dem, 
was hier akzeptabel ist. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Man kann sich natürlich die Frage nach -
Evaluationsergebnissen stellen. Das ist eine legitime 
kritische Anmerkung. Wir sagen ganz offen: Natür-
lich kann und soll man mit dem, was wir vorschlagen, 
in Lübeck Mediziner ausbilden können. Das, was die 
Approbationsordnung erwartet, wird in Lübeck 
weiter vorgehalten. Natürlich kann man dort gute 
Abschlüsse machen. Dass das unter Umstände erfor-
dert, dass gewisse vorrangige Forschungstätigkeiten 
in einem Kieler Labor durchgeführt werden müssen, 
weil die Laborkapazität in dieser Form in Lübeck 
nicht vorhanden ist, ist meines Erachtens für denjeni-
gen, der weiter und über die normale Ausbildung 
hinaus forscht, innerhalb dieses Landes vertretbar. 
Alle Behauptungen, die Qualität würde so abgebaut, 
dass es nicht mehr erträglich sei, sind durch nichts 
belegt. Sie ist auch durch die Stellungnahmen vieler 
Beteiligter nicht belegt. Ich glaube, dass wir einen 
guten und gangbaren Kompromiss zwischen mehr 
Wirtschaftlichkeit und Aufrechterhaltung der Qualität 
haben. 

Ich bitte Sie, unserem Antrag zuzustimmen, sodass 
der Wissenschaftsminister das, was wir als Rahmen 
setzen, schleunigst umsetzen kann, um ein gutes Sig-
nal für die wichtigen Aufgaben zu haben, die wir im 
Gesamtklinikum haben. 

Eines will ich doch noch zum Schluss sagen: Wenn 
das Ergebnis des Nachdenkens über Rechtsmedizin 

den Status Quo ohne jeden Effekt für mehr Wirt-
schaftlichkeit hat, muss ich fragen: Welches Signal, 
bitte schön, soll das sein für die schwierigen Aufga-
ben, die wir im Gesamtklinikum haben? Das wollen 
wir doch, wie ich glaube, heute nicht als Signal aus-
senden. Ich bitte um Zustimmung zu unserem ge-
meinsamen Antrag. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile 
ich der Fraktionsvorsitzenden, Frau Anne Lütkes, das 
Wort. 

Anne Lütkes [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Frak-
tion der Grünen war kurz geneigt, noch einen dritten 
Antrag vorzulegen. Wir haben darauf verzichtet und 
werden gleich, um es vorweg zu sagen, uns der 
Stimme enthalten, ein neues Verhalten unserer Frak-
tion in der jetzigen Legislatur. Ich möchte das kurz 
begründen, warum wir uns - das sage ich nicht, weil 
die anderen gerade nicht da sind, sondern weil es uns 
ein Anliegen ist, das hier deutlich zu Protokoll zu 
geben - der Stimme enthalten. Wir sind uns in der 
Sache nicht ganz einig, wenn wir keinen eigenen 
Antrag vorlegen, ob wir dem einen oder dem anderen 
Antrag zustimmen sollten, denn sie kommen alterna-
tiv daher. Meine persönliche Meinung ist im Innen- 
und Rechtsausschuss sehr deutlich geworden, auch 
durch mein Abstimmungsverhalten. Dazu stehe ich 
auch. Wir wollten aber daran nicht gerade eine Frak-
tionsspaltung exerzieren. 

Meine Damen und Herren, dass das Thema Rechts-
medizin hier in dieser Breite und letztlich auch Sach-
lichkeit erörtert worden ist, finde ich für den Schles-
wig-Holsteinischen Landtag und insbesondere für die 
rechtspolitische Debatte in diesem Lande von hoher 
Bedeutung. In dieser Breite Rechtsmedizin zu achten 
und gerade im Ausbildungsbereich zu achten, ist ein 
politisches Signal. Die große Bedeutung der Rechts-
medizin, gerade ihre kriminalpolitische Bedeutung, 
ist hier schon mehrfach ausgeführt worden. Das Fach 
Rechtsmedizin vermittelt Kenntnisse von Leichen-
schau, vom Erscheinungsbild von nicht natürlichen 
Todesursachen und von überlebten Traumatisierun-
gen. Der werdende Arzt einer jeden Fachrichtung 
muss lernen, bei einer Verletzung etwa am Körper 
eines Kindes die Unterscheidung von tätlicher Gewalt 
und anderen Einwirkungen auf den Körper unter-
scheiden zu können. Er muss erste Verdachtsmerkma-
le auf Tötung an einer Leiche erkennen können, und 
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er muss beispielsweise fahrlässige Tötungen durch 
Pflegemangel erkennen können. 

Wir haben in den letzten fünf Jahren in Schleswig-
Holstein sehr intensiv an der Ausbildung gerade von 
Kinderärzten gearbeitet, um gerade bezüglich Verlet-
zungen im frühkindlichen Stadium - ich darf nur an 
die Schüttelkinder erinnern - die Erkenntnisfähig-
keit bei den Ärzten auszufüllen. Der Arzt ist Schlüs-
selfigur bei der Ermittlung von Todesursachen, bei 
Ermittlungen, beim Erkennen von Misshandlungen, 
Vernachlässigungen und Pflegefehlern. 

Das mögliche Fehlen einer entsprechenden Ausbil-
dung im Rahmen des Medizinstudiums hat insofern 
weit mehr Folgen als „nur“ im Bereich der Polizei 
und der Justiz. Die Rechtsmedizin stellt ihr Wissen 
und Können in den Dienst von Polizei und Justiz 
und der Gesellschaft. Kostendeckende Gebührener-
hebungen werden wir in diesem Bereich nicht errei-
chen können. Sicherlich können aber Leistungen, die 
ihren Ursprung und ihren Grund in zivilrechtlichen 
Auseinandersetzungen haben, beispielsweise durch-
aus gegen ein „Entgelt“ oder eine Gebühr - sei es 
drum, das werden wir herausfinden - erbracht werden. 
Natürlich kann man da einen Geldbetrag verlangen. 
Formulierungen aber, die suggerieren, wir würden 
durch „Umbuchungen“ im Haushalt ernsthaft Sum-
men einsparen, sind - gestatten Sie mir den Aus-
druck - unredlich, denn Überlegungen, die man bei-
spielsweise anstellen könnte, dass Polizei bezie-
hungsweise Staatsanwaltschaft und Gerichte zurück-
haltender mit Leichenöffnungen umgehen würden 
und sollten, wenn sie hinterher eine Rechnung ab-
zeichnen müssen, wo der Vorgang nach Euro und 
Cent genau aufgeführt ist, scheinen mir doch eine 
etwas abenteuerliche Erörterungsweise. 

Meine Damen und Herren, wir sind selbstverständlich 
für ein Konzept, aber wir sind auch für eine ergebnis-
offene Prüfung. Die Formulierung, die der großen 
Koalition vorliegt, nimmt Ergebnisse vorab. Es gibt 
Mitteilungen über gewollte Standorte. Wir würden 
uns freuen, wenn alle Belange - und das wäre dann 
quasi die Quadratur des Kreises, die in Ihrem Antrag 
hier daherkommt -, die die Rechtsmedizin tangieren, 
hier beachtet würden. Die Gesellschaft braucht nicht 
nur in Schleswig-Holstein, aber auch hier eine gut 
funktionierende Rechtsmedizin, die unabhängig von 
zu kurz gegriffenen Standorterörterungen, aber sehr 
genau hinschauend für die Gesellschaft dasteht. 

Insofern wollen auch wir gern ein Konzept mittragen, 
wenn es denn vorgelegt wird und hier erörtert wird. 
Wir wollen aber heute unter Gesichtspunkten aus dem 
Bildungsausschuss einerseits, aber auch mit dem 
schärferen justizpolitischen Blick diesen beiden An-

trägen nicht zustimmen. Ich darf noch einmal wieder-
holen, wir sind der Auffassung, dass es nicht der Sa-
che gedient hätte, wenn wir hier einen dritten Antrag 
zur Abstimmung gestellt hätten. Wir erwarten viel-
mehr das Ergebnis und werden dann sehr kritisch, 
aber in Solidarität mit der Rechtsmedizin und insbe-
sondere mit der Neubesetzung, die anstehen sollte, 
hier weiter mitdiskutieren. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Für die Abgeordneten des SSW erteile ich der Vorsit-
zenden, Frau Anke Spoorendonk, das Wort. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 
bleiben bei unserer Auffassung, dass der Erhalt der 
rechtsmedizinischen Versorgung in Schleswig-
Holstein zwingend notwendig ist, um zum einen den 
Interessen der Justiz, der Polizei und des öffentlichen 
Gesundheitswesens und zum anderen der medizini-
schen Ausbildung gerecht zu werden. Wir sind aber 
auch der Auffassung, dass vor dem Hintergrund der 
defizitären Situation und der schwierigen wirtschaft-
lichen Lage des UK S-H und der Hochschulen alles 
unternommen werden muss, um die Wirtschaftlich-
keit einzelner Bereiche zu erhöhen. Nicht zuletzt 
deshalb wurde vor vier Jahren die Entscheidung ge-
troffen, die Unikliniken Kiel und Lübeck zu fusionie-
ren, eine Entscheidung, die wir auch mitgetragen 
haben. 

Nun hat sich der Bildungsausschuss - wir haben es 
bereits von der Vorsitzenden gehört - intensiv mit 
diesem Thema befasst. Darum sage ich, wir werden 
uns jetzt der Beschlussempfehlung des Bildungsaus-
schusses anschließen, auch wenn ich mich im Aus-
schuss noch für den FDP-Antrag ausgesprochen habe. 
Wir sind nach weiteren Diskussionen und Gesprächen 
zu der Erkenntnis gelangt, dass die Maximalforde-
rung des Antrages nicht umzusetzen ist, auch wenn es 
wirklich wünschenswert wäre. Wir teilen die Auffas-
sung, dass auf jeden Fall sichergestellt werden muss, 
dass an beiden Standorten das nach der Approbati-
onsordnung geforderte Lehrangebot aufrechterhalten 
werden kann. Das ist Teil der Beschlussempfehlung. 
Ein breiteres Lehrangebot, wie es zurzeit in Lübeck 
geboten wird, halten wir grundsätzlich für erstre-
benswert. Wir beugen uns aber gegen unsere innere 
Überzeugung dem wirtschaftlichen Druck, wenn wir 
gleichzeitig feststellen müssen, dass die Mittel für 
Forschung und Lehre begrenzt sind und sich daraus 
der Zwang ergibt; das Lehrangebot zu rationalisieren. 
Hier sind die Hochschulen gefordert, sich über ihr 
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Lehrangebot und auch die Gewichtung von Themen 
zu verständigen. Eine Zusammenfassung der Labor-
kapazitäten am Standort Kiel bei gleichzeitiger Auf-
rechterhaltung der Prosekturen an beiden Standorten 
ist also ein Kompromiss, dem wir uns jetzt anschlie-
ßen, soweit diese Lösung den Mindestanforderungen 
an eine rechtsmedizinische Versorgung entspricht. 

Ich will gerne das aufgreifen, was der Kollege Herbst 
sagte, dass man das genau im Auge behalten muss, 
dass man sehen muss, wie sich das weiterentwickelt. 
Aber vorerst geht kein Weg daran vorbei, in diesen 
sauren Apfel zu beißen. 

Die an der Versorgung beteiligten Bereiche sollten 
sich darüber verständigen, welches Dienstleistungs-
angebot notwendig ist und wie dieses zukünftig fi-
nanziert werden soll. Es kann nicht sein, dass Leis-
tungen für diese Bereiche aus dem Zuschuss für For-
schung und Lehre bezahlt werden und dass das UK S-
H gezwungen wird, diese Leistungen aus seinen Erlö-
sen für die Krankenversorgung zu bestreiten. 

Das ist alles nicht so schön, aber es beinhaltet die 
Chance, mit dem Antrag weiterzukommen. Darum 
werden wir, wie ich sagte, der Beschlussempfehlung 
zustimmen. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Präsident Martin Kayenburg: 

Für die Landesregierung erteile ich dem Minister für 
Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr, Herrn Dietrich 
Austermann, das Wort. 

Dietrich Austermann, Minister für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verkehr: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach den 
Wortbeiträgen aus der Koalition von Herrn Weber, 
Herrn Herbst und Frau Eisenberg hätte ich eigentlich 
sagen können, es sei alles gesagt und die wesentli-
chen Dinge könnten entschieden werden, wenn es 
denn überhaupt Zuständigkeit der Landesregierung 
beziehungsweise des Landesparlaments wäre, in die-
ser Frage zu entscheiden. 

Hintergrund des Antrags ist eine vom Universitätskli-
nikum geplante Konzentration des Dienstleistungs-
angebots in der Rechtsmedizin. Ich denke, dass ich 
aber doch etwas sagen muss, weil von Teilen meiner 
Meinung nach etwas leichtfertig der Eindruck er-
weckt worden ist, der in die Richtung geht, Bürger zu 
verunsichern. Es geht um die Zahl der Untersuchun-
gen, die vorgenommen werden, die künftig eventuell 
unterbleiben, es geht um die Frage, ob man in Lübeck 
künftig noch komplett medizinische Ausbildung ma-
chen kann, es geht darum, ob unter Umständen man-

ches nicht mehr untersucht wird. Ich möchte hier 
ganz klar feststellen: Es wird auch in Zukunft eine 
gleich große Zahl von Untersuchungen geben. Die 
Frage, was mit einer Leiche, die in Büsum oder auf 
Sylt gefunden wird, passiert, hat bisher eigentlich 
niemanden interessiert. 

(Zurufe) 

Es wurde immer so getan, als ob das in Lübeck nicht 
mehr so stattfindet, wie es stattfindet, als ob irgendei-
ne qualitative Veränderung vorgenommen wird. Die 
Einrichtungen, die im Lande sind, sind ausreichend 
dafür ausgelegt. Zum Teil wird auch Hamburger Hilfe 
in Anspruch genommen. Es wird keine Untersuchung 
unterbleiben. Ich weiß, dass in der Bevölkerung der 
Gedanke weit verbreitet ist, es werde zu wenig unter-
sucht. Wie viele Leute zu Tode kommen, bei denen 
man nicht weiß, ob es tatsächlich ein Unglücksfall 
oder der Einfluss eines Gewaltverbrechens war, wird 
man nicht sagen können. Aber diese Frage stellt sich 
nicht jetzt neu, dadurch, dass eine Entscheidung ge-
troffen wird, die meines Erachtens in die richtige 
Richtung geht. 

Die Approbationsordnung wird in Lübeck auch weiter 
eingehalten werden können. Es wird nicht weniger 
aufgeklärte Todesfälle geben als vorher. Die Zahl der 
Untersuchungen wird nicht verringert. 

Frau Abgeordnete Spoorendonk hat richtig gesagt, 
irgendwann muss entschieden werden. Das ist völlig 
richtig. Ich kann nur sagen, dass die Landesregierung 
allen vier Punkten, die der Koalitionsantrag enthält, 
zustimmt und dass genau entsprechend vorgegangen 
wird. Ich sage es noch einmal: Wenn es gelingt, mit 
dieser Maßnahme einen ersten kleinen Schritt zu 
unternehmen, um im Bereich des Universitätsklini-
kums Einsparungen vorzunehmen, und das schon eine 
derartige Aufregung auslöst, dann frage ich, was wir 
machen, wenn wir ein neues Hochschulgesetz brau-
chen. 

(Beifall der Abgeordneten Sylvia Eisenberg 
[CDU] und Günter Neugebauer [SPD]) 

Was machen wir, wenn wir uns tatsächlich mit dem 
Universitätsklinikum so befassen, dass wir mehr ein-
sparen? Wenn es darum geht, von 800.000 € Defizit 
400.000 € einzusparen, könnte man damit zwei gute 
Professorenstellen mit Anhang finanzieren. Unser 
Ziel und mein Ziel als Minister ist es, dafür zu sorgen, 
Mittel für Forschung und Lehre zweckgebunden zu 
verwenden, und dafür zu sorgen, dass das Defizit 
abgebaut wird, dass die Mittel für Forschung und 
Lehre zur Verfügung stehen und dass wir alles dafür 
tun, um optimal ausbilden zu können. 
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Der Standort Rechtsmedizin wird in Lübeck nicht 
aufgegeben. Wir wollen die Prosektur - wie das hier 
schon gesagt worden ist - erhalten, also wird es - um 
es noch einmal klar zu sagen - auch künftig Leichen-
schau und Obduktion geben. Auch künftig wird es die 
Möglichkeit geben, dort medizinische Ausbildung zu 
machen. Die Laborkapazitäten in Kiel werden effek-
tiver genutzt. 

Wenn die Staatsanwaltschaft dann immer noch ein 
Problem hat, sage ich: Es geht hier im Bereich der 
Staatsanwaltschaft um 40 bis 60 Proben, das heißt, 
jede Woche eine. Ich denke, das müsste organisato-
risch zu regeln sein. Wir haben die Staatssekretäre 
Nissen, Lorenz und de Jager gebeten, sich mit dem 
Thema noch einmal zu befassen. 

Lassen Sie uns angesichts der schwierigen Lage des 
UK S-H nicht schon kleinere Maßnahmen der Konso-
lidierung wie die Zusammenführung von Laborato-
rien so diskutieren, als wären wir überhaupt nicht in 
der Lage, Reformen vorzunehmen. 

(Beifall der Abgeordneten Torsten Geerdts 
[CDU] und Holger Astrup [SPD]) 

Qualitätssicherung hat Vorrang. 

Ich bin froh, dass wir diese Diskussion jetzt weitge-
hend abgeschlossen haben, dass wir dem UK S-H 
damit die Möglichkeit geben, die Professur jetzt 
auszuschreiben, und dass wir Anfang des Jahres dar-
über eine Entscheidung bekommen. Forschung und 
Lehre in Lübeck werden weiter sichergestellt und 
weiter gewährleistet und wir unternehmen einen klei-
nen ersten Schritt zur Verbesserung der Defizitsitua-
tion des UK S-H. Ich kann nur darum bitten, wie es 
auch der SSW tut, außerhalb der Koalitionsfraktionen 
die Entscheidung noch einmal zu überdenken. Wenn 
schon zwei der Meinung sind, das sei richtig, werden 
sich die anderen zwei im Laufe der Abstimmung noch 
überzeugen. 

(Beifall bei CDU, SPD und SSW) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke Herrn Minister Austermann. 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich 
schließe die Beratung. Ich lasse über den Antrag in 
der vom Ausschuss empfohlenen Fassung, Drucksa-
che 16/269, abstimmen. Wer diesem Antrag zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
stimmen? - Enthaltungen? - Dann ist der Antrag mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und 
SSW gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei 
Enthaltung der Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN in der vom Ausschuss empfohlenen Fas-
sung angenommen worden. 

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 35 auf: 

Umsetzung von Hartz IV zum Abbau der Jugend-
arbeitslosigkeit 

Landtagsbeschluss vom 27. April 2005 
Drucksache 16/24 (neu) 

Bericht der Landesregierung 
Drucksache 16/206 

Ich erteile dem Minister für Justiz, Arbeit und Euro-
pa, Herrn Uwe Döring, das Wort. 

Uwe Döring, Minister für Justiz, Arbeit und Europa: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der 
Bericht liegt Ihnen vor, deswegen muss ich ihn nicht 
wiederholen. Ich möchte mich auf einige Bemerkun-
gen dazu beschränken. Eigentlich ist das heutige Da-
tum dazu auch ein ganz gutes Datum. Wir haben neue 
Zahlen über den Arbeitsmarkt vorliegen. Sie sind 
immer noch erschreckend genug. Dazu muss ich gar 
nicht Äpfel und Birnen vergleichen, wie Herr Garg 
das wieder gemacht hat, indem er die Vorjahreszahlen 
benutzt hat. Sie wissen genauso gut wie ich, dass 
Sozialhilfeempfänger und andere - die Dunkelziffer - 
da noch nicht erfasst waren. Sie sind erschreckend 
genug. Ich brauche dazu gar nicht die Zahlen des 
Vorjahres. 

Trotzdem können wir feststellen, dass sich die Zahlen 
vom Beginn des Jahres von 178.400 Arbeitslosen zu 
150.000 im September entwickelt haben, bei den 
jugendlichen Arbeitslosen im Januar von 23.600 auf 
20.000 gesunken sind. Wir werden weiter zu untersu-
chen haben, inwieweit das saisonal ist, inwieweit die 
ersten Dinge tatsächlich auch greifen. 

Wir haben die Begriffe „Fördern“ und „Fordern“ in 
letzter Zeit geradezu gebetsmühlenhaft gehört, wenn 
es um Hartz IV geht. Als ich vor vier Monaten mein 
Amt angetreten habe, war der eine Aspekt eigentlich 
schon ganz gut aufgearbeitet. Bei dem anderen haper-
te es doch noch erheblich, um es freundlich zu um-
schreiben. Das hing weniger mit den zur Verfügung 
stehenden Mitteln zusammen als mit den vorgegebe-
nen Strukturen und den recht komplizierten Vorgaben 
der Bundesagentur. Ich habe mich in diesem Zusam-
menhang einschlägig öffentlich geäußert. 

Einiges ist inzwischen in Schleswig-Holstein passiert. 
Gerade die Voraussetzungen zum Abbau von Ju-
gendarbeitslosigkeit konnten verbessert werden. Ein 
wesentlicher Baustein hierzu ist auch der Abbau von 
Reglementierungen gegenüber den Arbeitsgemein-
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schaften und den Optionskommunen im Lande. Wir 
haben zu diesem Zweck mit der Generaldirektion 
Nord die Vereinbarung geschlossen: „Chancen für 
Arbeit in Schleswig-Holstein“. Kern der Vereinba-
rungen ist, dass alle Hindernisse beseitigt werden 
sollen, die hier bei der Vermittlung von Jugendlichen 
in Arbeit bestehen, beziehungsweise Maßnahmen 
gefördert werden sollen, die der gezielten Förderung 
von Jugendlichen zur Verbesserung ihrer Chancen zur 
Vermittlung in den Arbeitsmarkt dienen. Hier sollen 
die Hemmnisse entsprechend abgebaut werden. Wenn 
ich sage „alle“, dann meine ich auch „alle“. Ich bin 
mir mit Herrn Goecke, dem Leiter der Generaldirek-
tion Nord, genauso wie mit Herrn Weise einig. Wir 
müssen alle Ressourcen nutzen, damit wir Jugendli-
che in Arbeit bringen. 

(Beifall des Abgeordneten Wolfgang Baasch 
[SPD]) 

Wir haben eine ganze Reihe von Voraussetzungen 
geschaffen. Wir müssen allerdings auch dazu sagen: 
Es ist ein schwieriges Stück Arbeit, das hinzube-
kommen. Wir müssen feststellen, dass bei vielen 
Jugendlichen zunächst einmal so etwas wie Arbeits-
fähigkeit hergestellt werden muss. Ich sage das ganz 
offen, wie ich es auch an anderer Stelle gesagt habe: 
Man muss Jugendlichen zum Teil beibringen, dass 
man um halb acht am Arbeitsplatz zu sein hat, nicht 
um viertel vor acht und nicht um neun, sondern um 
halb acht, dass man vorher gefrühstückt haben sollte, 
dass es sinnvoll ist, dass man gewaschen ist und dass 
man acht Stunden lang arbeitet und hinterher müde ist 
und dass man trotzdem am nächsten Tag um halb acht 
wieder bei der Arbeit erscheint. Dies ist etwas, was 
für viele neu ist. Das ist eine Sache, die nachzuarbei-
ten ist. Hier muss auch verstärkt im Bereich Schule 
noch etwas getan werden. 

(Beifall) 

Ich bin mir mit Frau Erdsiek-Rave völlig einig, dass 
das nicht erst einsetzen darf, wenn die Jugendlichen 
die Schule verlassen. Diese Probleme entstehen frü-
her und wir müssen früher einsetzen und wir müssen 
früher im Bereich der Fördermittel - beispielsweise 
im Bereich des Europäischen Sozialfonds - so etwas 
unterstützen können. Das kann Schule nicht nur allein 
machen. 

(Beifall) 

Die Rahmenumstände müssen verbessert werden. Wir 
haben hier einiges hinbekommen. Lassen Sie mich 
einen Satz einschieben: Ich hoffe sehr, dass eine neue 
Bundesregierung - wie immer sie sich zusammen-
setzt - das Nebeneinander von Arbeitsgemeinschaften 
und Optionskommunen endlich zu Ende bringt. Die 

Konkurrenz, die hier entstanden ist, ist misslich. Sie 
baut neue Hindernisse und neue Bürokratien auf. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies dürfen wir in dieser Form nicht bestehen lassen. 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Johann Wa-
dephul [CDU]) 

- Herr Wadephul, mit Konkurrenz muss hier Schluss 
sein. Es versteht niemand, wenn wir uns damit be-
schäftigen, wer wofür zuständig ist und wer wie ver-
waltet wird; vielmehr müssen wir eine Antwort dar-
auf geben, wie wir Leute in Arbeit kriegen, wie wir 
sie vermittelt kriegen. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Hier laufen erste Projekte. Ich erinnere an das Projekt 
„.garage Kiel“ für Existenzneugründungen. Es gibt in 
Kiel und Lübeck die Projekte „Tausend Jobs für Tau-
send Jugendliche“. Ich habe das Ziel für sehr ehrgei-
zig gehalten. Ich habe gerade gehört, dass wir in Kiel 
von den 1.000 bereits 300 haben. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der 
CDU) 

Das mag angesichts der Zahl von 20.000 nicht so viel 
klingen. Aber wie würden wir uns alle miteinander 
freuen, wenn sich hier ein Betrieb mit 300 neuen 
Arbeitsplätzen ansiedeln würde? Es würden alle ju-
beln. Jetzt sind 300 zusätzliche Arbeitsplätze für Ju-
gendliche in verschiedenen Unternehmen geschaffen 
worden. Dies ist ein erster guter Erfolg. 

(Beifall) 

Sie sehen, meine Damen und Herren, es bewegt sich 
etwas. Ich will nicht so tun, als wäre die Situation 
schon befriedigend; davon sind wir weit entfernt. Wir 
müssen Ideen und Konzepte aller Beteiligten zusam-
menbringen, damit wir dieses Problem lösen können. 
Ich kann Ihnen sagen: Bei mir im Hause werde ich 
mich selbst weiter intensiv um diese Sache kümmern. 

Abschließend möchte ich noch Folgendes sagen: 
Hartz IV hat viele Seiten. Ich sagte es schon: Es geht 
um Fördern und Fordern. Wir werden Hartz IV in den 
nächsten Monaten zu analysieren haben. Dabei darf 
es nicht bei Fördern und Fordern bleiben; vielmehr 
müssen wir Anreizsysteme schaffen. Wir müssen 
Anreize dafür schaffen, dass Unternehmen Arbeits-
plätze schaffen; denn nur dort können sie auf Dauer 
bestehen. Ferner müssen wir Anreize dafür schaffen, 
dass es attraktiver ist zu arbeiten, als Arbeitslosen-
geld II zu beziehen. An diesen Punkten werden wir 
nacharbeiten müssen. Wir sind in vielen Bereichen 
auf dem richtigen Weg. Außerordentlich wichtig ist 
es, dass wir Jugendlichen die Möglichkeit geben, in 
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Arbeit zu kommen; denn das ist mehr als Geld ver-
dienen. Das ist gesellschaftliche Teilhabe. Ich denke, 
wir können den Jugendlichen nicht sagen, dass wir sie 
nicht brauchen, und 30, 40 Jahre lang staatliche 
Transferleistungen in Kauf nehmen. Wenn es uns 
nicht gelingt, dieses Problem zu lösen, dann werden 
wir gesamtpolitisch große Probleme haben. Das kön-
nen wir uns nicht leisten. 

Herr Dr. Garg hat das mit der Vorfahrt neulich etwas 
anders formuliert. Ich weiß nicht, wann Sie Führer-
schein gemacht haben. 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: 1984!) 

- Das ist schon lange her! - Vorfahrt besteht aufgrund 
von Regeln, die man aufstellt. Es werden vernünftige 
Regeln aufgestellt. Fahren müssen die Autos dann 
selbst, das heißt, die Arbeitsplätze müssen dann in der 
Wirtschaft geschaffen werden. Wir werden die Re-
geln entsprechend aufstellen. In diesem Sinne hat die 
Arbeit für die Landesregierung immer noch Vorfahrt. 

(Beifall im ganzen Haus) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke Herrn Minister Döring. - Ich darf zunächst 
auf der Besuchertribüne neue Gäste begrüßen. Es sind 
dies Mitglieder des Katholischen Kirchenkreises 
St. Josef aus Kiel-Gaarden und Mitglieder des SPD-
Ortsvereins in Seedorf aus dem Kreis Segeberg. 
- Seien Sie uns herzlich willkommen! 

(Beifall) 

Der Minister hat zwei Minuten länger als vorgesehen 
für seine Berichterstattung gebraucht. Entsprechend 
erhöhen sich die Redekontingente der Fraktionen; 
darauf weise ich hin. Sie müssen die Kontingente 
nicht ausschöpfen, aber Sie können es tun. 

Für den Antragsteller BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
erteile ich der Frau Abgeordneten Monika Heinold 
das Wort. 

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Minister, vielen Dank für den Bericht und auch dafür, 
dass Sie die aktuellen Zahlen heute genannt haben. 

Ein zentraler Baustein von Hartz IV ist, dass allen 
Jugendlichen unter 25 zukünftig ein Arbeitsplatzan-
gebot oder ein Angebot auf Aus- oder Weiterbildung 
gemacht werden muss. Jugendlichen soll eine neue 
Perspektive gegeben werden. Ihnen soll ein Zugang 
zum Arbeitsmarkt eröffnet werden. Dies ist ein aus-
gesprochen guter und wichtiger Baustein von 
Hartz IV. Ich denke, wir müssen das betonen, weil 

Hartz IV oft kritisiert wird. Hier ist tatsächlich etwas 
sinnvoll geregelt. 

Erste Erfolge sind erkennbar. Aber noch immer haben 
wir allein in Schleswig-Holstein - wir haben es eben 
gehört - circa 20.000 gemeldete Arbeitslose unter 
25 Jahren. Das sind eindeutig 20.000 zu viel. 

Meine Fraktion hat den Berichtsantrag gestellt, um 
Klarheit über die Zahlen zu bekommen, um nachzu-
fragen, wo und warum es bei der Umsetzung noch 
hakt, und um zu schauen, was andere Bundesländer 
tun. Der Bericht der Landesregierung macht deutlich, 
dass das im SGB II definierte Ziel der unverzüglichen 
Vermittlung noch nicht erreicht wurde. Man muss 
realistischerweise aber auch sagen: Ein Zeitraum von 
fünf bis sechs Monaten kann wohl nicht ausreichen, 
um eine solch große Umstrukturierung der Sozialhil-
fe, der Arbeitslosenhilfe und der Bundesagentur zur 
vollsten Zufriedenheit umzusetzen. 

Es ist im Bericht charmant formuliert, es gehe unter 
anderem auch darum - Zitat aus dem Bericht -, „deut-
lich auseinander fallende Arbeitskulturen an-
zugleichen“. Das sagt vieles. Wer sich vor Ort mit 
den aufgetauchten Problemen beschäftig hat, ahnt, 
was sich hinter diesem Satz alles verbirgt. Aber es 
gibt auch Positives. Gut ist, dass zumindest im Lan-
desdurchschnitt mit einem Verhältnis von 1:76 über-
all genug Fachberaterinnen und Fachberater für die 
Jugendlichen zur Verfügung stehen. Gut ist, dass die 
bereits seit Jahren unter Rot-Grün durchgeführten 
Maßnahmen des Landes, wie das Bündnis für Arbeit, 
die Ausbildungsplatzakquise, die Ausbildungsbera-
tung und -betreuung, aber auch die Förderung des 
Projektes der türkischen Gemeinde „Ausbildung und 
Integration für MigrantInnen“, auch von der neuen 
Landesregierung mit gutem Ergebnis weitergeführt 
werden. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Gut ist, dass im SGB II eine umfassende Evaluation 
vorgesehen ist, an deren Umsetzung alle Akteure 
beteiligt werden müssen, wobei das Thema Evaluati-
on bei den Optionskommunen auch im vorgelegten 
Bericht vage bleibt. Wir müssen die Landesregierung 
noch einmal genauer befragen, ob das mit erfasst ist. 

Der Bericht macht deutlich, dass die Kommunikati-
on und Kooperation zwischen Arbeitsagenturen und 
den Arbeitsgemeinschaften einerseits und den Opti-
onskommunen andererseits noch nicht ganz rund 
läuft. Der Minister hat ja eben deutlich gemacht, dass 
auch hier nachgebessert werden muss. Zukünftig 
muss Bürgerfreundlichkeit vor Bürokratie stehen. Es 
ist nicht hinnehmbar, dass eine adäquate Beratung 
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und Vermittlung von Arbeitssuchenden an den unter-
schiedlichen Pausenregelungen oder an hierarchisch 
geprägten Sichtweisen von Behörden - so zeigen 
Beispiele aus der Praxis - scheitert. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP) 

Was auch immer sich konkret hinter der Absicht der 
Landesregierung verbirgt, aus Schleswig-Holstein 
eine Modellregion zu machen: Wenn dies denn zu 
einer verbesserten Hilfestellung für die Bezieher und 
Bezieherinnen von ALG II führt, ist es ein richtiger 
Schritt. Dass die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen 
zum 1. Januar 2005 gestiegen ist, ist der Tatsache 
geschuldet, dass nun auch ehemalige Sozialhilfeemp-
fänger und -empfängerinnen mitzählen. Dass die Zahl 
inzwischen moderat sinkt, ist hoffentlich ein erster 
Erfolg der Arbeitsmarktpolitik. 

Die Arbeitsgemeinschaften in Schleswig-Holstein 
haben bisher 1.800 Jugendliche in Arbeitsgelegenhei-
ten und 4.300 in Maßnahmeangebote vermittelt. 
Nehmen wir die Vermittlung in den ersten Arbeits-
markt und in Zusatzjobs im Kreis Nordfriesland und 
in Schleswig-Flensburg dazu, kommen wir auf über 
6.600 Vermittlungen. Das ist zwar ein erster Erfolg. 
Aber dem Anspruch von Hartz IV, allen Jugendlichen 
unter 25 Jahren eine Perspektive zu bieten, werden 
wir damit noch nicht gerecht. Deswegen sind wir alle 
miteinander aufgefordert, die Aktivitäten der Arbeits-
agentur, der Arbeitsgemeinschaften, der Kommunen 
und der Landesregierung auch weiterhin kritisch zu 
begleiten. Das Bestreben meiner Fraktion ist es, das 
selbst gesteckte Ziel in Hartz IV zu erreichen, alle 
jungen Menschen von der Straße zu holen und ihnen 
endlich eine berufliche Perspektive zu geben. 

Ich bin sehr froh, Herr Minister, dass Sie auch in 
Ihrem mündlichen Beitrag noch einmal über den Tel-
lerrand geblickt und gesagt haben, wir dürften nicht 
da stehen bleiben, dass wir gucken, was die 17-
Jährigen brauchen, sondern wir müssten deutlich 
früher anfangen. Ich unterstütze das voll und ganz. 
Ich könnte jetzt wieder mit dem Thema frühkindliche 
Bildung kommen. Aber ich glaube, alle Maßnahmen, 
die wir unseren Kindern sehr früh zugute kommen 
lassen, tragen dazu bei, später enorme Kosten zu spa-
ren. Insofern gilt es auch, volkswirtschaftlich betrach-
tet, umzusteuern und die Mittel, die der ESF zur Ver-
fügung stellt, möglichst früh einzusetzen, damit wir 
später nicht so viel reparieren müssen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke der Frau Abgeordneten Heinold. - Für die 
CDU-Fraktion hat der Herr Abgeordnete Torsten 
Geerdts das Wort. 

Torsten Geerdts [CDU]: 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Für die CDU-Landtagsfraktion ist es weiterhin von 
großer Bedeutung, dass alle Verantwortlichen auf 
allen Ebenen ihre Bemühungen verstärken, noch in-
tensiver auf die gesetzlichen Eingliederungsvorgaben 
für junge Menschen hinzuarbeiten. In den Vorder-
grund muss jetzt die verbesserte Förderung und Ver-
mittlung von Arbeitslosen rücken. 

Daher lautet unsere zentrale Forderung, möglichst 
schnell in allen Kreisen und kreisfreien Städten Ein-
gliederungsvereinbarungen mit dem Personenkreis 
der unter 25-Jährigen zu schließen. Diese Forderung 
richten wir als Landtag gleichermaßen an die Ar-
beitsgemeinschaften und an die Optionskommunen. 
Nur wenn es gelingt, Eingliederungsvereinbarungen 
abzuschließen, werden wir zu einer nachweislich 
besseren Vermittlungsquote von jungen Menschen 
kommen. 

In den Arbeitsgemeinschaften ist es bereits in den 
ersten Monaten des Jahres 2005 gelungen, Trai-
ningsmaßnahmen mit spezieller Ausrichtung auf den 
Personenkreis der unter 25-Jährigen anzubieten. Auf 
diesem Weg gelang es, 1.800 Menschen eine Arbeits-
gelegenheit zuzuweisen. Das bedeutet, dass 1.800 
Menschen ein Stück weit Perspektive erhalten haben. 

Ich bin mir ganz sicher, dass wir als Landtag, so wie 
wir es in den vergangenen Monaten getan haben, 
auch weiterhin den Finger in die Wunde legen wer-
den, wenn es nicht im ausreichenden Maße gelingt, 
Hartz-IV-Empfänger an die Stellenangebote der Be-
rufsberatung heranzuführen oder bei der Ausbil-
dungsstellenvermittlung zu berücksichtigen. Hier sind 
wir auf einem deutlich besseren Weg. 

An dieser Stelle danke ich insbesondere auch dem 
Arbeitsministerium dafür, dass Druck gemacht wor-
den ist, und zwar auch auf die Bundesagentur für 
Arbeit, sodass wir zu einer schnellen Lösung kommen 
konnten. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der 
CDU) 

Die CDU-Landtagsfraktion teilt die Forderung der 
Landesregierung, dass es zu einer verstärkten Zu-
sammenarbeit der Arbeitsgemeinschaften mit der 
Jugendhilfe und der Berufsschule kommen muss. Das 
hat Monika Heinold soeben angesprochen. Hier gab 
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es in der Vergangenheit Defizite, die es abzubauen 
gilt, um einen gleitenden Übergang von der Schule in 
die berufliche Ausbildung zu fördern. Wer erst mit 16 
oder 17 Jahren damit beginnt, der hat den Anschluss 
wahrscheinlich schon verpasst. 

Bei der Verabschiedung der Hartz-Reformen waren 
sich alle Beteiligten einig, dass man insbesondere bei 
der Vermittlung von Jugendlichen einen deutlich 
verbesserten Betreuungsschlüssel benötigt. Viel-
leicht ist es der bisher größte Erfolg dieser Reform, 
dass auf 76 Betreute ein Fallmanager kommt. Nur 
durch diese individuelle Förderung ist es möglich, 
Defizite bei jungen Menschen aufzuspüren und ge-
meinsam mit den Betroffenen und anderen Akteuren 
abzustellen. Auch die Optionskommunen, die Kreise 
Nordfriesland und Schleswig-Flensburg erfüllen die-
sen Betreuungsschlüssel. Das will ich herausstellen. 
Ich denke, das ist ganz wichtig. 

Zurzeit - das haben wir soeben gehört - sind in 
Schleswig-Holstein circa 20.000 Personen unter 
25 Jahren arbeitslos. Die Zahl ist zwar rückläufig, sie 
bleibt aber hoch problematisch, weil hinter dieser 
Zahl 20.000 junge Menschen stehen, die in dieser 
Gesellschaft nicht die Chance erhalten, mit ihrer Ar-
beit und Leistung ihren eigenen Lebensunterhalt ab-
zusichern, und damit Teilhabe schlichtweg nicht statt-
findet. 

(Beifall des Abgeordneten Wolfgang Baasch 
[SPD]) 

Daher möchte ich auf das eingehen, was die von CDU 
und SPD getragene Landesregierung unternimmt, um 
einen Beitrag dafür zu leisten, junge Menschen, die 
Defizite haben, in das Arbeitsleben zu integrieren. 
Wir bestehen gemeinsam auf schnelle Vermittlungs-
erfolge. Dieses Ziel unterstützt die Landesregierung 
insbesondere mit den folgenden Initiativen, die mir 
besonders wichtig erscheinen. 

Erstens. Schleswig-Holstein soll zu einer Hartz-IV-
Modellregion werden. Das ist ein ganz wichtiger 
Schritt und bedeutet: Mehr Verantwortung in die 
Regionen. Dadurch wird es passgenauere Angebote 
auch für die Vermittlung junger Menschen geben. 

Zweitens. Maßnahmen für Jungendliche ohne Schul- 
oder Berufsschulabschluss sollen verstärkt bereitge-
stellt werden. Diese Angebote sollen die Aufnahme 
einer weiterführenden Qualifizierung, wie zum Bei-
spiel einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme, 
einer Ausbildung oder einer Erwerbstätigkeit im Sin-
ne präventiver Arbeitsmarktpolitik, unterstützen. 

Drittens. Ein weiteres modellhaftes Projekt dient der 
Abrundung der Förderangebote für arbeitslose junge 
Menschen im Kieler Raum. Wir haben es eben ge-

hört. Ziel sind 1.000 Plätze für 1.000 Jugendliche für 
1.000 €. 300 Jugendliche sind in diesem Programm 
bisher untergekommen. Dies ist ein riesiger Erfolg in 
dieser ganz kurzen Zeit. Auch an dieser Stelle wurde 
für 300 junge Menschen in Schleswig-Holstein ein 
Stück Perspektive für den persönlichen Lebensweg 
geschaffen. Insgesamt sollen, wie gesagt, 1.000 zu-
sätzliche Arbeitsplätze für benachteiligte Jugendliche 
ohne guten Schulabschluss bei Kieler Unternehmen 
geschaffen werden. 

Im Grunde genommen muss man die Frage stellen: 
Wieso eigentlich nur im Kieler Raum? Warum ist 
eine solche Zusammenarbeit nicht auch zwischen 
dem Arbeitsministerium und anderen Landräten und 
Oberbürgermeistern möglich? Mir fällt in diesem 
Zusammenhang gerade unser gemeinsamer Oberbür-
germeister in Neumünster ein. Darüber könnte man ja 
auch einmal nachdenken. 

(Beifall bei der CDU - Dr. Heiner Garg 
[FDP]: Wieso „gemeinsam“?) 

- Ich respektiere den Wählerwillen, auch wenn es 
manchmal schwer fällt, lieber Kollege Dr. Garg. 

Viertens geht es um die Förderung eines flächende-
ckenden Netzes der Ausbildungsplatzakquise bei 
Kammern und anderen Trägern. 

Fünftens ist die Förderung zusätzlicher betrieblicher 
Ausbildungsplätze für benachteiligte Jugendliche zu 
nennen, die vorher mindestens eine einjährige außer-
betriebliche Ausbildung hatten. 

Sechstens geht es um die Förderung von Maßnahmen 
zur Verbesserung der beruflichen Integration von 
Jugendlichen, die aufgrund fehlender Schul- oder 
Berufsabschlüsse schwer zu vermitteln sind. 

Siebtens. Ich denke, dies ist ein ganz wichtiger Punkt 
gerade in den Ballungszentren: die Förderung von 
Sprachunterricht für die in Schleswig-Holstein leben-
den Ausländerinnen und Ausländer, welche zur Auf-
nahme einer Berufsausbildung Deutschkenntnisse 
erwerben beziehungsweise erweitern müssen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP) 

Meine Damen und Herren, wir sind bei der Umset-
zung von Hartz IV zum Abbau der Jugendarbeitslo-
sigkeit auf einem guten Weg. Dieser Weg ist aber 
noch sehr lang und steinig. Wir werden als CDU-
Landtagsfraktion Arbeitsminister Döring unterstüt-
zen, auch wenn er wieder einmal ganz neue heiße 
Eisen anpackt. Ich kann Ihnen sagen, Herr Döring: 
Sie sind damit nicht allein. Wir freuen uns über diese 
Initiativen, weil sie in den letzten Wochen und Mona-
ten schon dazu beigetragen haben, jungen Menschen 
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eine Perspektive zu geben und sie von der Straße zu 
holen. Herzlichen Dank für diese Arbeit. Wir freuen 
uns ebenfalls auf weitere Initiativen, vielleicht auch 
einmal quer an dem einen oder anderen eingefahrenen 
Weg vorbei. 

(Beifall bei CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Geerdts. - Für die 
SPD-Fraktion hat der Herr Abgeordnete Wolfgang 
Baasch das Wort. 

Wolfgang Baasch [SPD]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der uns vorliegende Bericht schließt mit dem Vor-
satz: „Vorfahrt für Vermittlung“, und es heißt dort, 
die hilfebedürftigen Betroffenen unter 25 Jahren er-
warteten zu Recht konkrete und schnelle Unterstüt-
zung ohne Behördenchaos und lebensfremde Verwal-
tungsbestimmungen. Diesen Aussagen stimmen wir 
uneingeschränkt zu. Herr Minister Döring, Ihr Bericht 
ist interessant und zielgerichtet. Er ist informativ und 
wir danken Ihnen ausdrücklich dafür. 

(Beifall bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es wird deutlich, 
dass die Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Ver-
mittlung von jungen Menschen in Schleswig-Holstein 
noch sehr unterschiedlich bearbeitet wird. Bis Mitte 
Mai nahmen 4.300 Jugendliche und junge Erwachse-
ne an Maßnahmen der Arbeitsgemeinschaften und 
Optionsgemeinden teil. Als besonders erfolgreiche 
Vorgehensweisen sind dabei die Zusammenarbeit der 
Arbeitsgemeinschaften mit den Berufsberatungen der 
Arbeitsagenturen, die rechtzeitige Einleitung von 
Präventionsmaßnahmen, um junge Menschen für die 
Vermittlung in Arbeit oder Ausbildung zu qualifizie-
ren, und die netzwerkartige Zusammenarbeit der Ar-
beitsgemeinschaften mit der Jugendhilfe, die sicher-
lich auch noch verbessert werden kann, hervorzuhe-
ben. 

Hierbei ist es auch sehr wichtig, dass die Umsetzung 
des Betreuungsschlüssels von 1:75 in Schleswig-
Holstein fast durchgängig erfüllt ist. Der Bericht sagt 
aus, dass wir gegenwärtig bei den Arbeitsgemein-
schaften und Optionskommunen einen Betreuungs-
schlüssel von 1:76 haben. Das bedeutet einen Berater 
auf 76 junge Menschen. Dass dieser Betreuungs-
schlüssel zum Teil noch günstiger ist, habe ich kürz-
lich bei einem Besuch der Arbeitsgemeinschaft in 
Flensburg erlebt. Dort werden 72 Jugendliche von 
einem Berater betreut. Ich denke, auch dies macht die 

Anstrengungen deutlich, die überall unternommen 
werden, um jungen Menschen zu helfen, in Arbeit 
oder in Maßnahmen zu kommen. 

Die Landesregierung unterstützt die Maßnahmen zum 
Abbau der Jugendarbeitslosigkeit mit dem Schwer-
punkt ,,Jugendliche im Arbeitsmarktprogramm 
ASH 2000" und hier insbesondere im Bereich der 
berufsorientierenden und qualifizierenden Maßnah-
men. Aber die Landesregierung fördert auch innova-
tive Projekte mit ESF-Mitteln. Besonders hervorzu-
heben ist hier das Projekt ,,1.000 Plätze für 1.000 
Jugendliche mit 1.000 €“, das in der Landeshauptstadt 
Kiel umgesetzt und nun auch in der Hansestadt Lü-
beck angeschoben wird. 

Sehr interessant in dem Bericht ist auch die Auflis-
tung von Eingliederungsleistungen, die in anderen 
Bundesländern mit Landesprogrammen unterstützt 
werden. Sie macht deutlich, dass man sehr wohl von 
guten und erfolgreichen Aktivitäten anderer lernen 
kann. Sie zeigt aber auch deutlich, dass wir in Schles-
wig-Holstein mit vielfältigen Aktivitäten der 
Arbeitslosigkeit von Jugendlichen und jungen Men-
schen entgegenwirken. Hier sei das flächendeckende 
Netz der Ausbildungsakquirierung bei Kammern und 
anderen Trägern genannt, ebenso die zusätzlichen 
betrieblichen Ausbildungsplätze, die über ASH für 
benachteiligte Jugendliche angeboten werden. Der 
Sprachunterricht für Migrantinnen und Migranten und 
auch die Ausbildungsbetreuung sind ebenfalls Aktivi-
täten, die mit ASH gefördert werden. Die präventive 
Förderung benachteiligter Jugendlicher, die schon in 
der Schule durch Fördernetzwerke gewährleistet ist, 
wie auch das Bündnis für Ausbildung sind weitere 
Aktivitäten, die im Bericht beschrieben werden und 
die es gilt, auch für die Zukunft so zu gestalten, dass 
sie effektiv für die jungen Menschen zum Einsatz 
kommen. 

Natürlich gilt es, über Erfahrungen hinaus, die wir in 
dem Bericht aufgezeigt bekommen, die wir natürlich 
aber auch durch die politischen Diskussionen, die wir 
führen, gewinnen, noch zusätzlich einiges aufzugrei-
fen. Ich möchte hier nur daran erinnern, dass die be-
grenzte Förderdauer von sechs Monaten für viele 
Jugendliche eigentlich zu kurz ist. Je nach Problemla-
ge sollte es möglich sein, individuell die Förderung 
von Jugendlichen auch über diesen Zeitraum von 
sechs Monaten hinaus zu gestalten, denn das Nachho-
len eines Hauptschulabschlusses kann durchaus auch 
etwas länger dauern. 

(Beifall bei SPD, CDU, FDP und SSW) 

Wir sollten aber nicht nur Ausbildungshemmnisse bei 
jungen Menschen und Jugendlichen aufzeigen und 
beheben, sondern wir sollten auch Ausbildungs-
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hemmnisse bei den Betrieben präzise benennen und 
den Betrieben vermehrt individuelle Unterstützung 
anbieten, um diese Ausbildungshemmnisse zu besei-
tigen. Natürlich gehört dazu auch, dass wir alle Kapa-
zitäten für Ausbildung in den öffentlichen Verwal-
tungen nutzen. Hier einzusparen, wird sich später 
rächen. 

Wir sollten so genannte Best-Practise-Aktivitäten 
organisieren, um Arbeitsgemeinschaften oder Opti-
onskommunen mit ihren Aktivitäten und Erfahrungen 
zu überprüfen. Damit wollen wir natürlich erreichen, 
dass diejenigen, die noch unter dem Landesdurch-
schnitt liegen, aufgefordert werden, sich den lobens-
werten und guten Erfahrungen anderer anzuschließen 
und ihnen nachzueifern. Auch hier kann ich wieder 
die Arbeitsgemeinschaft in Flensburg hervorheben, 
die für den Bereich der Jugendlichen Best Practise 
organisiert hat, denn das, was dort gemacht wird, ist 
wirklich anschauenswert, nachvollziehbar und für die 
Jugendlichen in der Region sehr wertvoll. 

(Beifall bei SPD und SSW) 

Das Resümee des Berichtes habe ich bereits am An-
fang erwähnt. Die Landesregierung stellt die Förde-
rung und Vermittlung unter dem Motto „Vorfahrt für 
Vermittlung“ ins Zentrum ihrer Bemühungen und hat 
dabei unsere volle Unterstützung. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke Herrn Abgeordneten Dr. Garg. - Das Wort 
für die FDP-Fraktion hat der Kollege Dr. Heiner 
Garg. 

(Zuruf: Das war aber Herr Baasch! - Weitere 
Zurufe - Heiterkeit) 

- Verzeihung. 

Dr. Heiner Garg [FDP]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Minister, ich danke Ihnen nicht nur für den Be-
richt, sondern ich danke Ihnen ganz besonders für die 
klare und deutliche Sprache dieses Berichtes, die sich 
wohltuend von manch anderen ähnlichen Machwer-
ken abhebt. Mit diesem Bericht kann man nämlich 
wirklich etwas anfangen. Er ist eine ganz ausgezeich-
nete Arbeitsgrundlage. 

(Beifall) 

Herr Minister, ich danke Ihnen auch für Ihr persönli-
ches großes Engagement, immer dort an Ort und Stel-
le zu sein, wenn es zurzeit bei der Umsetzung von 
Hartz IV klemmt. Es ist ein offenes Geheimnis, dass 

Sie dann dort sind und versuchen, sehr unbürokratisch 
die Probleme aus dem Weg zu räumen. Bei der Ver-
mittlung von jugendlichen ALG-II-Empfängern be-
ziehungsweise bei Kindern von ALG-II-Empfängern 
ist das sehr unbürokratisch und relativ schnell gelun-
gen. Dafür herzlichen Dank! 

Sie setzen auf schnelle Vermittlungserfolge bei 
unter 25-Jährigen, so lautet Ihre Zielsetzung. Hier 
sage ich Ihnen: Diese Zielsetzung wird von der FDP-
Fraktion ausdrücklich unterstützt. 

(Beifall bei der FDP) 

Der Abbau der Jugendarbeitslosigkeit in Verbindung 
mit Hartz IV konnte auf der anderen Seite - das liegt 
auf der Hand, das haben die Vorrednerinnen und 
Vorredner auch schon gesagt - bislang zu keinen allzu 
großen Erfolgsmeldungen führen. Das zeigt Ihr Be-
richt klar, deutlich und ungeschminkt. 

Im ersten Halbjahr dieses Jahres war man lediglich 
damit beschäftigt, die Zahlungen des so genannten 
Arbeitslosengeldes II an die Betroffenen zu organisie-
ren. Jugendliche wurden, wenn überhaupt, bis zu 
einem möglichen Antritt einer Lehrstelle in Ein-Euro-
Jobs geparkt oder in so genannten Maßnahmeangebo-
ten beschäftigt. Berufsvorbereitende Maßnahmen 
konnten mangels ausreichender Kapazität nicht allen 
Jugendlichen angeboten werden. Abstimmungsprob-
leme zwischen den Arbeitsgemeinschaften und optie-
renden Kommunen haben bis vor wenigen Wochen 
dazu geführt, dass Jugendliche aus ALG-II-Familien 
im Zugang zu den Angeboten der Berufsberatung 
benachteiligt worden sind. 

Über ein halbes Jahr nach Inkrafttreten von Hartz IV 
waren einige Arbeitsgemeinschaften noch nicht voll 
arbeitsfähig. Umso erfreulicher ist es, dass einige der 
Probleme nicht nur erkannt, sondern innerhalb der 
letzten Wochen zügig und unbürokratisch von den 
Kommunen und der Bundesagentur für Arbeit gelöst 
werden konnten. Ich sage gern noch einmal:  Sie ha-
ben nicht einen unerheblichen Anteil daran, dass das 
so schnell ging. 

Wenn man sich anschaut, dass es manchmal von we-
nigen handelnden Personen abhängig ist, ob sich ge-
rade bei den optierenden Kreisen Erfolge einstellen, 
muss man in der Tat doch einmal darüber nachden-
ken, wie man in Zukunft eine klare Strukturierung 
der Vermittlung hinbekommt. Man muss schauen, 
ob man das entweder nur auf kommunaler Ebene 
organisiert, dann aber auch die Informationsasymmet-
rie aufhebt, oder einen anderen Weg geht. Es kann 
nicht sein, dass einige wenige handelnde Personen 
darüber entscheiden, wie erfolgreich ein solch ge-
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meinsames Projekt Hartz IV ist beziehungsweise 
nicht. Ich glaube, Sie wissen alle, wovon ich rede. 

Wir sind dem Anspruch, in Schleswig-Holstein die 
Jugendarbeitslosigkeit wirksam zu bekämpfen, da-
durch in der Tat ein Stück näher gekommen. Bisher 
wurde Hartz IV immer nur mit dem besonderen 
Schwerpunkt des Forderns assoziiert. Der zweite 
Schwerpunkt, der des Förderns, blieb bisher weitge-
hend, rein aus organisatorischen und verwaltungs-
technischen Gründen, auf der Strecke. Umso wichti-
ger ist es jetzt, die Förderung und die Vermittlung 
von Jugendlichen an die erste Stelle treten zu lassen, 
genau das ist die zentrale Zielsetzung des Gesetzes. 

Deshalb sind Warteschleifen, wie Maßnahmeangebo-
te und berufsvorbereitende Maßnahmen, ohne dass 
das eigentliche Ziel, die Jugendarbeitslosigkeit abzu-
bauen, erreicht wird, in Zukunft auf ein Minimum zu 
reduzieren. Was unsere Jugendlichen brauchen, ist 
eine berufliche Perspektive. Hierzu ist in vielen Fäl-
len eine ganz besonders intensive Vermittlung auf 
einen Arbeits- oder Ausbildungsplatz die zentrale 
Voraussetzung. 

Auch wenn zwischenzeitlich in den Arbeitsgemein-
schaften in Schleswig-Holstein durchschnittlich ein 
Betreuungsschlüssel von 1:76 erreicht worden ist, 
haben wir das ehrgeizige Ziel noch lange nicht er-
reicht, keinen Jugendlichen länger als drei Monate in 
der Arbeitslosigkeit zu belassen. Im Juli lag die 
durchschnittliche Dauer der Jugendarbeitslosigkeit im 
Bund noch bei 20,4 Wochen. 

Das zeigt, dass wir im Interesse der Jugendlichen den 
Aufbau der dezentralen und regionalen Beratungs-
strukturen weiter unterstützen müssen. Ich sage das 
mit einem Vorbehalt: Weiter unterstützen zu müssen 
bedeutet in der Tat, dass wir Informationsdefizite, 
Informationsasymmetrien, die es nach wie vor zwi-
schen optierenden Kommunen und der Bundesagen-
tur für Arbeit gibt, im Sinne der arbeits- und ausbil-
dungsplatzsuchenden Jugendlichen beseitigen müs-
sen. 

Der Bericht macht deutlich, dass es hierzu in anderen 
Bundesländern bereits interessante Ansätze gibt, die 
auch für uns überlegenswert sein können. Dazu ge-
hört die bessere Verzahnung von Jugendhilfeleistun-
gen und den Eingliederungsleistungen der Träger des 
SGB II, wie beispielsweise in Niedersachsen. Zwar 
bieten wir in Schleswig-Holstein niedrigschwellige 
Angebote zur Vermittlung von Kernkompetenzen und 
Schlüsselqualifikationen teilweise bereits an - ich 
nenne hier nur das Programm J2 im Rahmen von 
ASH -, aber was aus meiner Sicht noch fehlt, ist die 
engere Kooperation mit den für die Betreuung und 
Unterstützung der Jugendlichen jeweils zuständigen 

SGB-II-Arbeitsgemeinschaften, optierenden Kom-
munen, Agenturen für Arbeit sowie den Sozial- und 
Jugendämtern der Kommunen und die Abstimmung 
untereinander. Ich denke, da macht uns Rheinland-
Pfalz durchaus vor, dass das ganz ordentlich klappen 
kann. 

Wenn es Ziel einer Hartz-IV-Modellregion ist, wie 
sie von Ihnen, Herr Minister Döring, angestrebt wird, 
alles möglich zu machen, dass Jugendliche nicht mehr 
mit den Auswirkungen von Hartz IV konfrontiert 
werden und eine Perspektive bekommen, wird diese 
Modellregion von uns ausdrücklich unterstützt. 

Wir können es uns schon aus demographischen 
Gründen und den zu erwartenden Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt nicht leisten, aber wir können es 
uns vor allem aus gesellschaftlichen Gründen nicht 
leisten, dass sich Jugendliche, wenn sie auf dem Weg 
in den Beruf sind, nicht gebraucht fühlen, sich nicht 
als integraler Bestandteil unserer Gesellschaft fühlen. 

Wir sollten alles daran setzen, die Zielsetzung dieses 
Gesetzes so zu verwirklichen, dass Jugendliche mer-
ken, sie werden gebraucht, sie sind in dieser Gesell-
schaft willkommen und leisten einen ganz entschei-
denden Beitrag zum Funktionieren dieser Gesell-
schaft. Insofern werden Sie weiterhin mit unserer 
kritischen Unterstützung rechnen dürfen. 

(Beifall bei FDP, CDU, SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich bestätige meinen Dank, Herr Abgeordneter Garg, 
und der schließt selbstverständlich und immer den 
Herrn Abgeordneten und Kollegen Baasch mit ein. 

Das Wort für den SSW im Landtag hat Herr Abge-
ordneter Lars Harms. 

Lars Harms [SSW]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Junge Menschen, denen auf dem Weg ins 
Berufsleben die Tür vor der Nase zugeschlagen wird, 
haben es erfahrungsgemäß besonders schwer, sich 
selbst für einen zweiten Anlauf zu motivieren. Ver-
haltensmuster, die sich dann einspielen, wirken oft 
das ganze Leben nach. Dabei ist der Abschluss einer 
qualifizierten Ausbildung die beste Versicherung 
gegen Arbeitslosigkeit, die wir momentan haben. Das 
alles ist seit langem bekannt, dennoch scheinen die 
Verantwortlichen immer wieder daran erinnert wer-
den zu müssen. 

Man mag zu dem Modell der Optionskommunen 
nun stehen, wie man will, aber im nördlichen Schles-
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wig-Holstein haben wir zwei Kreise, nämlich Schles-
wig-Flensburg und Nordfriesland, die sich ent-
schlossen haben, Beratung und Vermittlung von Ar-
beitslosen, die Arbeitslosengeld II beziehen, selbst in 
die Hand zu nehmen. Diese Kreise konnten aber in 
der kurzen Zeit gar nicht die Kontakte zu den Ausbil-
dungsbetrieben aufbauen, über die die Arbeitsagentu-
ren bis dahin verfügt hatten. Also hätte es nahe gele-
gen, dass die Arbeitsagenturen Amtshilfe über den 
kurzen Dienstweg leisen. Pustekuchen! Es war ein 
Skandal, dass Jugendliche, deren Eltern Arbeitslosen-
geld II beziehen, von den Arbeitsagenturen keinen 
Ausbildungsplatz vermittelt bekommen sollten. Es 
sind unglaubliche und unhaltbare Zustände, die sich 
über Monate gehalten hatten. 

Der Bericht der Landesregierung ist an dieser Stelle 
besonders entlarvend. Ich zitiere: 

„Die Landesregierung begrüßt … das Ange-
bot der Bundesagentur für Arbeit an die be-
troffenen Kreise, … gegen Kostenerstattung 
auch dort die Ausbildungsvermittlung zu ü-
bernehmen.“ 

Machtlos und tatenlos sind Landesregierung und 
Landtag in die Rolle der Zuschauer gedrängt. Wir 
können nur noch begrüßen oder bestenfalls Briefe 
schreiben oder über die Öffentlichkeit Druck machen. 
Den Jugendlichen wurden dabei wichtige Monate 
ihres Lebens gestohlen. Vor vier Wochen wurde das 
Letzte von sechs Sozialzentren im Kreis Schleswig-
Flensburg, nämlich in Handewitt, eröffnet, Monate zu 
spät. Der Kreis Nordfriesland streitet sich immer noch 
mit der Arbeitsagentur über das Thema Ausbil-
dungsvermittlung. Das neue Ausbildungsjahr hat 
bereits begonnen. Die Ausbildungsverträge sind 
längst unterschrieben. Die zukünftigen Schulabgänger 
fangen bereits mit der Suche nach Lehrstellen für das 
Jahr 2006 an. Das Jahr 2005 kann man, was das The-
ma Ausbildung angeht, abschreiben. Die Zeit wurde 
vertan. Qualifizierte Vermittlung im Kreis hatte sich 
noch nicht etabliert und in den Arbeitsagenturen war 
es nicht möglich. 

Ich bedaure sehr, dass die Jugendlichen in diesem 
Kompetenzwirrwarr unter die Räder gerieten. Ich 
habe es am Anfang gesagt: Jeder Monat zählt. Hier 
wurde aber in den betreffenden Kreisen inzwischen 
fast ein Jahr vergeudet. Umso wichtiger sind die 
Maßnahmen des Landes, die im Bericht genannt sind 
und die von Minister Döhring gerade eben angespro-
chen worden sind. Diese Maßnahmen tragen hoffent-
lich dazu bei, die Umsetzungsprobleme bei Hartz IV 
abzumildern und jungen Menschen wieder eine Per-
spektive zu geben. Die Jugendlichen, die jetzt vor 
dem Schulabschluss stehen, werden hoffentlich von 

den neuen Strukturen profitieren. Sie werden bei der 
Suche nach einem Ausbildungs- und Arbeitsplatz 
unterstützt. Kommen sie aus Bedarfsgemeinschaften, 
haben sie teilweise bessere Ansprüche als Bezieher 
von Arbeitslosengeld I, zumindest was die Mobili-
tätsbeihilfen betrifft. Sie werden von den Auswegsbe-
ratern oder Fallmanagern als ganzer Mensch ange-
nommen werden und können auf ein stabiles Netz-
werk zwischen Kreisen, Kammern und Betrieben 
rechnen. Gerade das Beispiel Flensburg zeigt, dass 
das auch hervorragend funktionieren kann. 

Ich hoffe sehr, dass in einem Jahr die Bilanz besser 
ausfällt als heute und dass sich die Kompetenzstrei-
tigkeiten bis dahin gelegt haben. Eines aber haben wir 
gelernt: Man kann nicht einfach alles auf die kommu-
nale Ebene herunterbrechen. Das sollten wir berück-
sichtigen, wenn wir in Zukunft in anderen Zusam-
menhängen über die Verwaltungsmodernisierung 
sprechen. Gleichwohl möchte ich Ihnen, Herr Minis-
ter Döring, und Ihrem Ministerium noch einmal für 
die schnelle und unbürokratische Arbeit im Zusam-
menhang mit der Umsetzung von Hartz IV danken. 

(Beifall bei FDP, CDU und vereinzelt bei der 
SPD) 

Die Arbeit ist sehr zielorientiert und orientiert sich 
vor allen Dingen an den konkreten Problemen der 
Betroffenen, ohne ideologischen Hintergrund, ob man 
Hartz IV gut oder schlecht findet, ob man etwas ver-
ändern will. Vielmehr wird das Problem der einzelnen 
Person angegangen und da wird versucht zu helfen. 
Dafür möchte ich mich ganz herzlich bedanken. 

(Beifall bei FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Harms. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir haben 
versucht zu horchen, ob es Anträge gibt. - Keine An-
träge? Keine Ausschussüberweisung? - Es sind keine 
Anträge gestellt. Dann ist dieser Tagesordnungspunkt 
erledigt. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 37 auf: 

a) Gentechnik in der Landwirtschaft 

Landtagsbeschluss vom 26. Mai 2005 

Drucksache 16/86 Nr. 2 
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b) Biotechnologie in der Landwirtschaft 

Landtagsbeschluss vom 26. Mai 2005 
Drucksache 16/86 Nr. 6 

Bericht der Landesregierung 
Drucksache 16/256 

Ich erteile dem Minister für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume, Herrn Dr. Christian von Boetti-
cher, das Wort. 

Dr. Christian von Boetticher, Minister für Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wieder einmal geht es um einen Themenbe-
reich, in dem die Europäische Union Maßstäbe ge-
setzt hat. Im Kern geht es darum, dass Unternehmen, 
Landwirte, Verbraucherinnen und Verbraucher ihr 
Recht auf freie Wahl bei der Nutzung der Gentechnik 
effizient ausüben können. Koexistenz beinhaltet die 
Einhaltung bestimmter Regeln auf der Ebene der 
landwirtschaftlichsten Betriebe, des Transports und 
der Verarbeitung. Wie immer steckt der Teufel im 
Detail. Das heißt, über die exakte Ausformulierung 
solcher Regeln gibt es unterschiedliche politische 
Ansichten. Ich möchte aber noch einmal klarstellen - 
die Europäische Union hat das immer wieder getan -: 
Bei den Regeln, die die Koexistenz sicherstellen, 
geht es ausschließlich um technisch-ökonomische 
Fragestellungen, es geht eben nicht um Fragen der 
Umweltverträglichkeit oder um Frage der gesundheit-
lichen Unbedenklichkeit. All das ist bereits im Zulas-
sungsverfahren der GVO geprüft und fällt darum 
nicht unter die Regeln der Koexistenz. Grundsätzlich 
ist genau dieses Ziel auch erreichbar. 

Der Ihnen vorliegende Bericht der Landesregierung 
weist aus, dass es bisher zu keiner Ausbreitung von 
gentechnisch veränderten Pflanzen in Schleswig-
Holstein gekommen ist. Obwohl in Schleswig-
Holstein seit 1996 an mehreren Standorten gentech-
nisch veränderte Pflanzen freigesetzt wurden, konnte 
mit entsprechenden Maßnahmen, beispielsweise Ab-
standsregelungen und ackerbaulichen Maßnahmen, 
eine Ausbreitung von freigesetztem gentechnisch 
verändertem Raps, Mais oder auch Pappeln verhin-
dert werden. Auch die Überwachung des Saatguts und 
der Futtermittel zeigt eben, dass es keine Überschrei-
tung von Schwellenwerten bei Verunreinigungen gibt. 

Darüber hinaus hat mein Ministerium in diesem Jahr 
in Zusammenarbeit mit schleswig-holsteinischen 
Rapszüchtern eines für Deutschland neues umfang-
reiches Überwachungsverfahren für Rapssaatgut an-
gewendet, welches verhindern soll, dass mögliche 
Verunreinigungen überhaupt erst in den Verkehr ge-
langen. Die Universitäten und wissenschaftlichen 

Einrichtungen Schleswig-Holsteins bilden die Basis 
für unsere Biotechnologie. Hier werden dann auch die 
Ideen geboren, die später die Grundlage für eine An-
wendung oder gar für die Gründung eines Unterneh-
mens liefern. Insgesamt haben wir mittlerweile - auch 
das darf angefügt werden - 30 Unternehmen im Be-
reich der Biotechnologie und fünf im Bereich der 
grünen Gentechnik in Schleswig-Holstein. 

(Beifall des Abgeordneten Wolfgang Kubi-
cki [FDP]) 

Am Beispiel des vom - ich sage dies ganz bewusst - 
Bundesministerium für Bildung und Forschung ge-
förderten und von der hier ansässigen norddeutschen 
Pflanzenzucht KG koordinierten Projekts NA-
PUS 2000, gesunde Lebensmittel aus transgener 
Rapssaat, wird deutlich, wie eng die ansässigen For-
schungsgruppen mit den regionalen mittelständischen 
Pflanzenzucht- und Biotechnologieunternehmen zu-
sammenarbeiten. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sehr gut!) 

Deutlich wird auch, dass schon in der Vergangenheit 
umfangreiche Bundesmittel in die grüne Gentechnik 
geflossen sind, und das, obwohl dieser Bereich von 
Frau Künast immer noch als Teufelswerk diskreditiert 
wird. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Jetzt nicht mehr!) 

- Sie diskreditiert das wahrscheinlich immer noch, 
aber nicht mehr in ihrer alten Position. - Trotzdem hat 
sogar ihr eigenes Institut, die Bundesanstalt für Holz 
und Forstwirtschaft, in Großhansdorf Versuche an 
Pappeln durchgeführt. Auch in Schleswig-Holstein 
sind Unternehmen und Forschergruppen nicht leer 
ausgegangen. Auf den Seiten 14 und 15 des Berichts 
finden Sie dazu eine umfangreiche Katalogisierung. 
Sie haben in der Zeit seit dem Jahr 1996, also in der 
Zeit auch grüner Regierungsbeteiligung, über 
5 Millionen € für Forschung und Entwicklung im 
Bereich der grünen Gentechnik auch von der Landes-
regierung - dank der Technologie- und Innovations-
stiftung und der Stiftung Schleswig-Holsteinische 
Landschaft, erhalten. 

Neben der finanziellen Förderung spielen aber auch 
die Vernetzung von Forschung und Wissenschaft und 
Unternehmensnetzwerke eine entscheidende Rolle bei 
der Förderung dieser innovativen Technik. 

Schleswig-Holstein hat eine Chance, die die grüne 
Gentechnik bietet und die wir verantwortungsvoll 
nutzen wollen, damit wir am Ende nicht ein Entwick-
lungsland in diesem Bereich sind. Dazu gehört auch, 
diejenigen Forschungsreinrichtungen und Unterneh-
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men im Land zu unterstützen, die die Potenziale grü-
ner Gentechnik nutzen wollen. 

Meine Damen und Herren, es ist eben so: Koexistenz 
meint auch wirklich Koexistenz und Wahlfreiheit 
bedeutet, eine Wahl zu haben. Genau das wollen wir 
in Schleswig-Holstein sicherstellen. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke Herrn Minister Dr. von Boetticher und 
eröffne die Aussprache. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Karl-Martin 
Hentschel von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN als Antragsteller des älteren Antrages. 

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Vielen Dank an den Herrn Minister für den 
interessanten Bericht. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich möchte noch einmal in Bezug auf Ihre Bemer-
kung zu Frau Renate Künast eines deutlich machen: 
Es geht uns nicht um die Verhinderung einer Techno-
logie, sondern um Sicherheit. Das ist der entschei-
dende Punkt. 

Ein wesentliches Ergebnis dieses Berichtes ist, dass 
Schleswig-Holstein seit 2004 eine gentechnikfreie 
Zone ist, was die Aussetzung der grünen Gentechnik 
angeht. Ich glaube, das ist ein Anlass, dies intensiv 
für die Werbung des Landes zu nutzen: Das ist gut für 
unsere Produkte in der Landwirtschaft in unserem 
Land. Denn die Verbraucher wollen eindeutig keine 
gentechnikverarbeiteten Produkte. Und das ist auch 
gut für die Werbung des Tourismus in Schleswig-
Holstein. Denn der überwiegende Teil unserer Touris-
ten legt Wert auf eine gesunde Umwelt. 

Ein Grund dafür, dass es keine gentechnischen Frei-
setzungsversuche in Schleswig-Holstein gibt, liegt 
übrigens nicht darin, dass es keine Genehmigungen 
gibt. Es gibt eine ganze Reihe von Genehmigungen, 
die weiterhin gültig sind. Der Grund liegt meines 
Erachtens darin, dass die Firmen die Haftung fürch-
ten, weil sie sich selber nicht sicher sind, ob ihre Si-
cherheitsmaßnahmen ausreichen, um ein Auskreuzen 
von Pflanzen in der Umgebung zu vermeiden. Des-
wegen gibt es auch keinen Grund zur Entwarnung. 

Hinsichtlich der Frage zur Koexistenz zeigen auch 
die Untersuchungen in Schleswig-Holstein, dass 
schon heute geringe Verunreinigungen durch Aus-

saaten nicht zu verhindern sind. So gab es Ihrem Be-
richt zufolge beim Mais in den letzten vier Jahren bei 
10 bis 20 % aller Proben des jeweiligen Jahres ge-
ringfügige Verunreinigungen. 

(Minister Dr. Christian von Boetticher: Un-
terhalb der Schwellenwerte!) 

Meine Damen und Herren, wie aktuell das Thema ist, 
zeigt die durch Berichte der „Frankfurter Rundschau“ 
aufgedeckte illegale Aussaat von gentechnisch verän-
derten Zucchini der Monsanto-Tochterfirma Seminis. 
Diese illegale Aussaat von gentechnisch veränderten 
Zucchini - zum Glück nicht in Schleswig-Holstein - 
ist mittlerweile der dritte Fall in diesem Jahr, in dem 
verbotenes Saatgut auf den Acker kam. 

Der Vorgang darf nicht aus Versehen übergangen 
werden. Eine Firma, der in einem so sensiblen Be-
reich der Lebensmittelsicherheit solche Fehler unter-
laufen, handelt verantwortungslos. Es besteht der 
Verdacht, dass Gen-Multis die Menschen scheinbar 
mit einer Technik zwangsbeglücken wollen. Mit einer 
Salamitaktik wollen sie vollendete Tatsachen schaf-
fen - wie die Ausbreitung von gentechnisch veränder-
ten Organismen -, um dann sozusagen Fakten zu 
schaffen. Und dann kann niemand mehr zurück. 

Die diesjährigen Fälle zeigen eindeutig, wie wichtig 
ein strenges Gentechnikgesetz mit klaren Haftungs-
regeln ist. Union und FDP versuchen immer noch 
alles, um diese Verursacherhaftung abzuschaffen und 
wollen stattdessen den Steuerzahler zur Kasse bitten. 
Das ist blanke Lobbypolitik für die Gentechnikkon-
zerne, die die Unternehmen und Produzenten zu einer 
gezielten Sorglosigkeit bei einer hoch riskanten 
Technologie ermutigt. 

Meine Damen und Herren, es wird sich jetzt im Rah-
men der Regierungsbildung in Berlin zeigen, ob es zu 
einer Liberalisierung kommt. Für meine Fraktion 
kann ich nur feststellen: Da sich die Hersteller von 
Saatgut heute nicht trauen, gentechnisch veränderte 
Organismen anzubauen, weil sie das Risiko fürchten, 
dass sich diese Pflanzen ausbreiten könnten und sie 
dafür haften müssten, verstehe ich nicht, wie man 
dann die Konsequenz daraus zieht, nun das Haftungs-
recht ändern zu wollen. 

Sicherheit und Qualität waren in der Landwirtschaft 
schon immer ein Konkurrenzvorteil und die gesamten 
Skandale in der Landwirtschaft der letzten Jahre soll-
ten uns lehren, dass letztlich Kompromisse bei der 
Sicherheit auf die Produzenten zurückschlagen und 
ihnen zum Nachteil gereichen. Darauf sollten wir 
bauen. 

Ich bin deswegen der Auffassung, dass es falsch wä-
re, das Gentechnikgesetz zu revidieren. Ich glaube, 
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dass wir mit den jetzigen Regelungen sehr gut leben 
können und dass die Gentechnikwirtschaft, die ernst-
haft mit den Problemen umgeht, dadurch den nötigen 
Rahmen hat, den sie braucht, um erfolgreich arbeiten 
zu können. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Hentschel. - Für 
die CDU-Fraktion erteile ich dem Herrn Abgeordne-
ten Axel Bernstein das Wort. 

Axel Bernstein [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Manchmal sind die Formulierungen verräterisch: 
Denn auf der einen Seite wird gesagt, es gehe nicht 
darum, eine Technologie zu verhindern, und auf der 
anderen Seite wird gesagt, all das sei Teufelszeug, das 
Touristen vertreiben könne. Da merkt man einen ge-
wissen Widerspruch, der sich leider auch in der Bun-
despolitik niederschlägt. 

In der Mai-Tagung hat der Landtag die Landesregie-
rung gebeten, einen Bericht vorzulegen, aus dem 
hervorgeht, ob sich in der Vergangenheit gentech-
nisch veränderte Organismen in Schleswig-
Holstein ausgebreitet hätten, wie die Landesregierung 
eine solche Ausbreitung in Zukunft vermeiden wolle 
und wie die Wahlfreiheit der Landwirte und Verbrau-
cher sichergestellt werden solle. 

Die Antwort des Ministeriums macht klar, dass eine 
Ausbreitung gentechnisch veränderter Organismen 
von den Freisetzungsflächen im Lande nicht beobach-
tet werden konnte. Die Maßnahmen, die dazu bislang 
ergriffen worden sind - zum Beispiel Isolationsab-
stände und Mantelsaaten - haben sich bewährt. Mit 
regelmäßigen Kontrollen wird die Sicherheit der Frei-
setzungsflächen und die Reinheit des Saatgutes über-
prüft. 

Die europäischen Vorgaben werden durch Bundes-
verordnung aus dem Mai 2005 umgesetzt. Die EU 
sagt ausdrücklich: Ein dauerhaftes Nebeneinander 
von landwirtschaftlicher Produktion mit und ohne 
gentechnisch veränderten Organismen ist das Ziel. 

Mit den Maßnahmen der guten fachlichen Praxis wird 
sichergestellt, dass die Wahlfreiheit der Verbraucher 
und der Landwirte erhalten bleibt. Und allen Beden-
ken gegen die grüne Gentechnik zum Trotz: Diese 
Maßnahmen haben sich bewährt. 

Deshalb haben sich CDU und CSU im Bundesrat 
dafür eingesetzt, dass die von der EU gewollte Wahl-
freiheit auch Wirklichkeit wird. Dazu gehört auch, 

dass Betriebe, die mit GVOs arbeiten, eine Anlas-
tungsregelung bekommen, die betriebswirtschaftlich 
zu verantworten ist. Ansonsten bleibt jedes Bekennt-
nis zur grünen Gentechnik ein Lippenbekenntnis. 

Die umfangreiche Darstellung der Forschungspro-
jekte im Bereich der grünen Gentechnik, die in 
Schleswig-Holstein angesiedelt sind, ist beeindru-
ckend und erfreulich. Erhebliche Fördermittel des 
Landes und von Dritten sind hier eingesetzt worden. 
Biotechnologie und grüne Gentechnik bergen erhebli-
che Potenziale in sich: wissenschaftliche Potenziale 
mit Blick auf den Schutz der Umwelt durch die Ver-
ringerung des Einsatzes von Dünger und Pflanzen-
schutzmitteln, Potenziale für die Verbesserung der 
Ernährungssituation und natürlich wirtschaftliche 
Potenziale für die Sicherung und Schaffung von qua-
lifizierten Arbeitsplätzen in Schleswig-Holstein. 

Der Bericht der Landesregierung zeigt uns, dass wir 
diese Potenziale nutzen können, ohne dass wir Risi-
ken eingehen, die wir nicht abschätzen oder verant-
worten können. Die CDU-Fraktion bittet die Landes-
regierung, die Möglichkeiten für Forschung, Entwick-
lung und Anwendung in diesem Bereich weiterzu-
entwickeln. Gentechnik und Biotechnologie sind 
Schlüsseltechnologien für das 21. Jahrhundert. Wir 
wollen die Chancen, die sich daraus ergeben, in 
Deutschland und in Schleswig-Holstein nutzen. 

Der heutige Bericht hat klargemacht: Die gewollte 
Koexistenz stellt die Wahlfreiheit sicher und wir soll-
ten die sich bietenden Chancen in Schleswig-Holstein 
entschlossen nutzen. 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Bernstein. - Für 
die SPD-Fraktion erteile ich dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Henning Höppner das Wort. 

Dr. Henning Höppner [SPD]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wir haben zuletzt in unserer Sitzung am 
26. Mai über die Gentechnik in der Landwirtschaft 
debattiert und die Sachanträge von FDP und Grünen 
an den Umweltausschuss überwiesen. Dort ruhen sie, 
da allen hier im Plenum bekannt sein dürfte, dass es 
über die Gentechnik in der Landwirtschaft hier in 
diesem Plenum keine mehrheitliche Einigung geben 
kann. 

Auf den gleichfalls bekannten Dissens im Koalitions-
vertrag zwischen SPD und CDU habe ich bereits im 
Mai verwiesen. Einig waren wir uns darin, dass die 
Landesregierung über die Ausbreitung von gentech-
nisch veränderten Organismen in Schleswig-Holstein 
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und über die Maßnahmen der Landesregierung gegen 
die risikohafte Ausbreitung von GVO sowie zur Ge-
währleistung der Landwirte und Verbraucher berich-
ten solle. 

Der schriftliche Bericht der Landesregierung liegt uns 
nun vor und ich darf mich an dieser Stelle für diese 
sehr informative Berichterstattung bedanken, Herr 
Minister. 

Aus meiner Sicht die beste Botschaft gleich vorne-
weg: Schleswig-Holsteins Landwirtschaft ist derzeit 
gentechnikfrei. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Alle seit 1996 genehmigten Freisetzungsvorhaben 
sind abgeschlossen oder sie wurden nicht begonnen. 

So sind auch im neuen bundesweiten Standortregister 
seit Beginn des Jahres keine Flächen in Schleswig-
Holstein erfasst. Dies unterstützt die Auffassung der 
SPD, dass Schleswig-Holstein nach dem Koexistenz-
prinzip in weiten Teilen nicht für den risikofreien 
Einsatz der Gentechnik in der Landwirtschaft geeig-
net ist. 

(Beifall des Abgeordneten Günter Neuge-
bauer [SPD]) 

Wir stehen weiter für Transparenz und Koexistenz 
sowie für die Wahlfreiheit der Verbraucherinnen 
und Verbraucher in der Frage, ob sie gentechnisch 
veränderte Lebensmittel oder gentechnisch nicht ver-
änderte Lebensmittel haben wollen. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle kurz auf die vom 
Kollegen gerade dargelegten Fragen der Haftungsre-
gelung beim Einsatz der GVOs in der Landwirtschaft 
nach den Vorstellungen der Bundes-CDU eingehen. 
Nach den Vorstellungen der CDU soll auch der Staat 
mit Steuergeldern in den Haftungsfonds einzahlen, 
aus dem dann gegebenenfalls verschuldensunabhän-
gig Schäden durch die Ausbreitung von GVOs auf 
gentechnikfreien landwirtschaftlichen Betrieben ent-
schädigt werden sollen. Diese Form der Subventio-
nierung nach dem Motto Privatisierung von Gewin-
nen, Sozialisierung von Risiken lehnen wir ab. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Der Bericht der Landesregierung macht für mich 
deutlich: In Schleswig-Holstein werden die Instru-
mente zur Genehmigung von Freisetzungsvorhaben 
und Kontrollen in der Landwirtschaft verantwor-
tungsvoll und wirksam eingesetzt. Die Wahlfreiheit 
von Verbrauchern und Landwirten in der Gentechnik 
ist gesichert. Sie macht für mich deutlich: Wir müs-

sen die Landwirtschaft in Schleswig-Holstein stärken, 
aber ohne Gentechnik. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

In dem Bericht ist auch ausgeführt, dass Schleswig-
Holstein mit circa 30 Unternehmen in der Biotech-
nik - davon fünf im engeren Bereich der grünen Gen-
technik - in Deutschland ein wichtiger Standort ist, 
der aus meiner Sicht erhalten und ausgebaut werden 
sollte. Dazu braucht es aber keine Freisetzungen in 
Schleswig-Holstein. 

(Claus Ehlers [CDU]: Doch!) 

Vieles im Bereich der grünen Gentechnik ist derzeit 
aufgrund der ungewissen Lage in Berlin nicht ent-
schieden, obwohl ein erkennbarer Handlungsdruck 
besteht. Daher werden wir den Bericht zusammen mit 
allen weiteren Fragestellungen zu gegebener Zeit im 
Umweltausschuss wieder aufrufen und fachlich inten-
siv bewerten. Ich bitte um Überweisung des Berichts 
an den zuständigen Ausschuss. 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Dr. Höppner. - 
Für die FDP-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten 
Günther Hildebrand das Wort. 

Günther Hildebrand [FDP]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Zunächst möchte ich mich bei den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern des Ministeriums für Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume für den Bericht 
zur Biotechnologie in der Landwirtschaft bedanken. 
Er zeichnet sich für meinen Geschmack wohltuend 
durch seine Sachlichkeit aus. In Schleswig-Holstein 
sind wir mit dieser Tonlage beim Thema Gentechnik 
bisher weiß Gott nicht verwöhnt. Ich vermute, es ist 
noch dieselbe Verwaltung, die diesen Bericht erstellt 
hat. 

Insgesamt wird aus dem Bericht deutlich, dass wir in 
Schleswig-Holstein durch die grüne Gentechnik 
derzeit nichts zu befürchten haben, und zwar im posi-
tiven wie im negativen Sinne. 

(Beifall des Abgeordneten Claus Ehlers 
[CDU]) 

Es gibt aktuell im Lande keine Ausbreitung von 
gentechnisch veränderten Organismen. Ebenso sind 
keine gentechnisch veränderten Organismen in wirt-
schaftseigenen Futterpflanzen vorhanden und die 
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Wahlfreiheit von Verbrauchern und Landwirten in 
punkto Koexistenz wird gewährleistet. Allerdings 
werden in Schleswig-Holstein zurzeit auch keine 
gentechnisch veränderten Pflanzen freigesetzt oder 
angebaut. Unter dem Strich ist das also eine eher 
magere Bilanz. Sie macht aber deutlich, welche ver-
heerenden Folgen die jahrelang geschürte Antihaltung 
der Grünen gegen die grüne Gentechnik hat, und zwar 
nicht nur in Schleswig-Holstein, sondern bundesweit. 

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten 
Claus Ehlers [CDU]) 

Besonders eindrucksvoll lässt sich das aktuell im 
ersten deutschen Gentechnologiebericht der rot-
grünen Bundesregierung nachlesen, der Anfang des 
Monats erschienen ist. Ich meine die noch amtierende 
Bundesregierung, Herr Kollege Hentschel. Darin 
beklagen die Wissenschaftler, dass die Gentechnolo-
gie in der Landwirtschaft geradezu ausgebremst wer-
de. Ich zitiere: 

„Die potenziellen landwirtschaftlichen und 
ökologischen Vorteile werden nicht genutzt, 
die Diskussionsfronten sind verhärtet. … 
Das Gentechnikgesetz hemmt die Forschung 
und verhindert de facto eine breite Anwen-
dung grüner Gentechnik.“ 

Herr Kollege Hentschel, hier im Landtag verteufeln 
Sie die grüne Gentechnik regelmäßig. Als wir aber 
zum Beispiel mit dem Agrarausschuss in Hohenliedt 
waren, um uns dort zu informieren, bekam Ihr Kolle-
ge Matthiessen die Zähne nicht auseinander, um seine 
Gegenargumente mit Wissenschaftlern zu diskutieren. 
Da hat er gekniffen. Wenn wir wieder unter uns sind 
und die entsprechenden Wissenschaftler nicht dabei 
sind, dann können Sie wieder polemisieren! 

(Beifall bei FDP und CDU) 

Wir wollen in diesem Bereich kein Entwicklungsland 
sein, sondern ein Land der Entwicklung. Wir müssen 
endlich umdenken. Während in China bereits mit 
gentechnisch veränderten Pflanzen der zweiten und 
dritten Generation gearbeitet wird, behalten bei uns 
nach wie vor die Oberbedenkenträger Oberwasser. 
Das ist falsch. Gentechnik ist grundsätzlich sensibel 
zu behandeln, aber es ist keine Risikotechnologie. 

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki 
[FDP]) 

Es geht auch schon lange nicht mehr um das Ob, 
sondern es geht nur noch um das Wie des Umgangs 
mit dieser Technologie. Der Bericht beschreibt das 
sehr treffend. 

Tatsache ist, dass es hierzulande einen eklatanten 
Nachholbedarf - insbesondere in der Anwendung der 

grünen Gentechnik - gibt. Unser Ziel muss es deshalb 
sein, schleunigst zu einer eindeutigen und verlässli-
chen Wissenschaftspolitik zu finden, die die For-
schung und Anwendung grüner Gentechnik ermög-
licht. Kollege Höppner, Sie müssen mir noch einmal 
erklären, wie Sie auf der einen Seite weiterhin For-
schung betreiben wollen, alles andere aber praktisch 
unterdrücken und nicht zur Anwendung kommen 
lassen wollen. Ansonsten können wir uns die For-
schung auf diesem Gebiet, also die Züchtungsfor-
schung unter Einschluss aller biotechnologischen 
Verfahren, gleich ganz sparen, und zwar im wahrsten 
Sinne des Wortes. Allerdings verabschieden wir uns 
dann auch von allen Visionen von einer leistungsfä-
higen und ressourcenschonenden Pflanzenproduktion. 

Ich hätte mir gewünscht, dass die Landesregierung 
vor diesem Hintergrund den Bericht auch dazu ge-
nutzt hätte, ihre bislang erklärte positive Grundein-
stellung zur grünen Gentechnik in den Bericht ein-
fließen zu lassen; jedenfalls wenn es der Ministerprä-
sident und sein Landwirtschaftsminister es mit ihren 
Äußerungen ernst meinen. So hatte der Ministerpräsi-
dent bereits Ende Juni dieses Jahres gefordert, die 
Chancen der modernen Bio- und Gentechnologie in 
der Landwirtschaft zu nutzen. Sein Minister bekann-
te sich im Juli nicht nur zu den Chancen der grünen 
Gentechnik, er plädierte sogar für eine Intensivierung 
der norddeutschen Agrarforschung. Lassen Sie ihren 
Worten Taten folgen, damit es im nächsten Bericht 
zur grünen Gentechnik nicht nur heißt, keine Gefahr, 
sondern auch, dass die Arbeit mit gentechnisch ver-
änderten Pflanzen zur Anwendung kommt. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Hildebrand. - Für 
die Abgeordneten des SSW erteile ich Herrn Abge-
ordneten Lars Harms das Wort. 

Lars Harms [SSW]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der Bericht macht deutlich, dass die Bio-
technologie schon lange da ist und dass es bei der 
Frage rund um grüne Biotechnologie und Gentechnik 
nicht darum geht, ob man sie nun haben will oder 
nicht, sondern darum, wie man die Entwicklung ent-
sprechend steuert und begleitet. Natürlich birgt die 
Gentechnik Risiken. Wer dies verschweigt, der blen-
det bewusst aus, dass man keinerlei Erkenntnisse zu 
Langzeitwirkungen von gentechnisch veränderten 
Lebensmitteln hat. Das ist der Grund dafür, warum 
man mit dieser neuen Technologie so vorsichtig um-
geht. Trotzdem muss man aber auch feststellen, dass 
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diese neuen Methoden zur Beschleunigung natürli-
cher Prozesse auch wirtschaftliche Chancen bieten. 
Aus der Sicht von Teilen der Landwirtschaft über-
wiegen möglicherweise sogar die Vorteile. Gerade 
dann, wenn man an nachwachsende Rohstoffe denkt, 
kann man auch der Biotechnologie und der Gentech-
nik durchaus etwas abgewinnen. 

Der Bericht zeigt auf, dass man in Schleswig-Holstein 
durchaus verantwortungsvoll mit dieser Technologie 
umgeht. Es gibt sehr wenige Versuche mit gentech-
nisch verändertem Saatgut. Diese Versuche werden 
wissenschaftlich begleitet. Gerade das geänderte Gen-
technikrecht hat dazu geführt, dass die Versuche in 
geordneten Bahnen verlaufen. Für die Transparenz 
und möglicherweise auch für die Akzeptanz von gen-
technischen Maßnahmen und Versuchen ist es unab-
dingbar, dass wir ein Standortregister haben, das für 
jedermann zugänglich ist und das ausreichend Daten 
enthält, damit man die Situation im eigenen Umfeld 
auch vernünftig einschätzen kann. 

Laut Bericht sind die Flächen in Schleswig-Holstein 
noch nicht gemeldet, aber wir können davon ausge-
hen, dass dies noch bis Ende des Jahres geschieht. Bis 
dahin müssen laut Gentechnikgesetz alle Flächen 
gemeldet sein. Dies trägt mit Sicherheit zu mehr Of-
fenheit in der Diskussion über dieses Thema bei. Die 
Regelung, dass derjenige, der gentechnisch veränder-
te Organismen in Umlauf bringt, auch für Verunreini-
gungen bei anderen aufzukommen hat, ist eine ver-
nünftige Regelung. Normalerweise muss in unserem 
Rechtssystem ein Schaden nachgewiesen werden 
können, damit Schadensersatz geleistet wird. Hier 
wird das Prinzip etwas geändert, weil man keine ge-
nauen Kenntnisse über mögliche Folgeschäden hat 
und haben kann. Damit geht man erst einmal davon 
aus, dass die gentechnisch veränderten Organismen 
auch schädlich sein könnten, bis möglicherweise das 
Gegenteil bewiesen ist. 

Hier werden aber noch Jahrzehnte der Forschung 
vergehen, bevor wir sicher sein können. Deswegen ist 
nicht nur Forschung, sondern auch angewandte For-
schung wichtig. Umso wichtiger ist es aber auch, 
dass wir Möglichkeiten schaffen, dass die Verbrau-
cher und auch diejenigen, die möglicherweise 
gentechnisch verändertes Saatgut nutzen wollen, vor 
eine ehrliche Wahl gestellt werden. Die Verbraucher 
müssen die Chance haben, ja, aber auch nein zu 
sagen. Das geht aber nur, wenn man gentechnisch 
veränderte Lebensmittel deutlich kennzeichnet. 
Dies darf nicht nur bei abgepackter Ware der Fall 
sein, sondern auch Frischware muss deutlich 
gekennzeichnet sein. Besonderen Wert lege ich hier 
auf das Wort deutlich. Es langt nicht, dass man nur 
pro forma, weil man verpflichtet ist, einen kleinen 
Hinweis auf dem Schokoriegel oder auf der Ver-

koriegel oder auf der Verpackung der Butter anbringt. 
Wenn wir eine wirkliche Wahl haben wollen, dann 
muss der Hinweis sehr deutlich angebracht sein. Dann 
wird sich der Verbraucher auch ehrlich entscheiden 
können, ob er gentechnisch veränderte Lebensmittel 
kaufen will oder nicht, und dann wird letztlich der 
Markt entscheiden, ob diese Technologie im Lebens-
mittelbereich durchsetzbar ist oder nicht. 

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und vereinzelt bei der SPD) 

Bei den Herstellern ist es schon etwas schwieriger. 
Hier kann sich nicht der eine so und der andere anders 
entscheiden, weil immer die Gefahr besteht, dass 
derjenige, der gentechnikfrei bleiben möchte, gar 
nicht ahnt, dass sein Nachbar gentechnisch veränderte 
Pflanzen anbaut oder verfüttert. Deshalb wird hier 
immer das Problem bestehen bleiben, und es wird 
somit im Einzelfall auch zu Konflikten führen. Der 
Gesetzgeber kann da recht wenig machen. 

Was wir machen können, ist, dass wir die Etablierung 
von gentechnikfreien Regionen zulassen und fördern, 
damit zumindest in bestimmten Regionen die Sicher-
heit besteht, dass gentechnikfrei produziert wird. Das 
Netz NATURA 2000 enthält auch einige sehr groß-
flächige Ausweisungen. Hier bestünde die Möglich-
keit, gentechnikfreie Regionen einzurichten. Dafür 
müsste vor Ort geworben werden, und man müsste 
die Vorteile der Gentechnikfreiheit für die Vermark-
tung regionaler Produkte deutlich hervorheben. Wenn 
das Land hier seine Förderung ansetzen würde und 
die NATURA-2000-Regionen vordringlich aus Na-
turschutzmitteln fördern würde, dann könnte man 
diese Förderung an die gentechnikfreie Produktion 
binden. Das geht aber nur, wenn den Menschen vor 
Ort ein Angebot hierfür gemacht wird und sie dieses 
Angebot freiwillig annehmen. So würde die Auswei-
sung als geschütztes Gebiet nicht nur eine Bedrohung, 
sondern auch eine Chance bedeuten. Es muss weiter-
hin die Chance geben, dass sich Regionen unter-
schiedlich entwickeln. Die Regionen, die die Chancen 
der Gentechnik nutzen wollen, sollen dies können, 
genauso wie die Regionen, die auf die Vermarktung 
von gentechnikfreien Waren setzen. Erst wenn wir 
dies beides gewährleisten, nutzen wir die vollen Mög-
lichkeiten, die sich durch die Bio- und Gentechnolo-
gie ergeben können. 

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Harms. 
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Es ist Ausschussüberweisung beantragt worden, und 
zwar wurde beantragt, den Bericht der Landesregie-
rung, Drucksache 16/256, dem Umwelt- und Agrar-
ausschuss zur abschließenden Beratung zu überwei-
sen. Wer so beschließen will, den bitte ich um sein 
Handzeichen. Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das ist 
einstimmig so erfolgt. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 38 auf: 

Erste Erfahrungen in Schleswig-Holstein mit dem 
Emissionshandel (CO2-Zertifikate) 

Landtagsbeschluss vom 17. Juni 2005 
Drucksache 16/116 

Bericht der Landesregierung 
Drucksache 16/257  

Ich erteile das Wort dem Minister für Landwirtschaft, 
Umwelt, ländliche Räume, Herrn Dr. Christian von 
Boetticher. 

Dr. Christian von Boetticher, Minister für Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren. Das ist vielleicht ein Thema, das insgesamt 
auf mehr Konsens stößt als das, was wir eben disku-
tiert haben. Die Notwendigkeit des Klimaschutzes 
ist, wie ich glaube, dem gesamten Hause und allen 
Fraktionen bewusst. Ich glaube, dass der am 1. Januar 
2005 EU-weit eingeführte Emissionshandel eines von 
vielen, aber ein sehr vernünftiges Instrument ist, die-
ses Ziel zu erreichen. Es ist wieder einmal ein Instru-
ment der Europäischen Union. Ich darf aber daran 
erinnern, dass wir alle ein Teil sind, wir haben deut-
sche Parlamentarier dort, die deutsche Bundesregie-
rung sitzt dort mit am Tisch. Das ist etwas, was wir 
uns gemeinsam haben einfallen lassen. 

In dem Berichtsantrag wurde ich gebeten, Daten und 
Fakten der betroffenen Betriebe darzustellen und auch 
die zugeteilten Emissionszertifikate in Deutschland 
zu erläutern. Ich möchte vor allen Dingen drei beson-
ders bemerkenswerte Ergebnisse hervorheben. 

Während die Umsetzung des EU-weiten Emissions-
handels zu viel Unruhe und Widerständen in den 
betroffenen Unternehmen geführt hat, sind im Be-
reich der von den Staatlichen Umweltämtern in 
Schleswig-Holstein wahrgenommenen Vollzugsauf-
gaben auch dank einer intensiven Abstimmung und 
Informationsarbeit bisher keine besonderen Schwie-
rigkeiten aufgetreten. Wesentliche Bereiche der Voll-
zugsverantwortung liegen zwar bei der deutschen 
Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt, aber 
auch die Emissionsschutzbehörden der Länder neh-
men wichtige Teilaufgaben wie zum Beispiel die 

Prüfung der jährlich vorzunehmenden Emissionsbe-
richte wahr. 

54 Anlagen von schleswig-holsteinischen Unterneh-
men nehmen an diesem Emissionshandel teil. Das 
sind 2,9 % der bundesweit am Emissionshandel teil-
nehmenden Anlagen. Diese haben aber nur 1,5 % der 
bundesweit zugeteilten Emissionszertifikate erhalten. 
Damit wurden knapp halb so viele Emissionszertifi-
kate in Schleswig-Holstein zugeteilt wie unserem 
Landesanteil an der bundesweiten Bevölkerung be-
ziehungsweise am Bruttoinlandsprodukt entspricht. 
Das hat zwei Gründe. Zum einen sind energieinten-
sive Industriebetriebe hier unterdurchschnittlich 
vertreten, zum anderen basiert die Energieversorgung 
in Schleswig-Holstein unterdurchschnittlich auf der 
emissionsintensiven Kohle, überdurchschnittlich hin-
gegen auf Atomenergie und erneuerbaren Energien. 

Wir haben im Bericht auch dargelegt, wie wir den 
bürokratischen Aufwand für die Unternehmen re-
duzieren können. Wenn wir nämlich eine geeignete 
Mengenschwelle formulieren würden, unterhalb derer 
Anlagen mit geringen Emissionen nicht mehr am 
Emissionshandel teilnehmen müssten, also bei einer 
Mindestgrenze von 10.000 t CO2 pro Jahr, könnten 
wir rund 50 % der Anlagen von der Teilnahme am 
Emissionshandel freistellen. Dies würde die Effizienz 
dieses Instruments kaum beeinflussen, denn wir wür-
den praktisch nur 1 % der bisher erfassten CO2-
Emissionen herausfallen lassen. Also noch einmal, 
50 % liegen unter 1 %. Ich glaube, es wäre eine ge-
wisse Erleichterung, wenn man eine solche Schwelle 
einbauen würde, ohne dass man dabei Effizienzver-
luste hätte. Ich werde mich darum bei den anstehen-
den Beratungen auf europäischer und auf Bundesebe-
ne zur Einführung vernünftiger Untergrenzen einset-
zen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit diesem 
zentralen Punkt möchte ich überleiten zu einigen 
weiteren im Landtagsbericht formulierten Positionie-
rungen der Landesregierung zum Emissionshandel. 

Erstens. Für die Realisierung der Potenziale des E-
missionshandels für ökologisch effektiven sowie 
ökonomisch effizienten und wirtschaftsverträglichen 
Klimaschutz kommt es entscheidend auf die Ausges-
taltung an. Ziel der Landesregierung ist es, auf Aus-
gestaltungsmerkmale des Emissionshandels 
hinzuwirken, die die Risiken mindern und Optionen 
zur Realisierung der Chancen eröffnen. Aus diesem 
Grund ergeben sich einige konkrete Vorschläge wie 
zum Beispiel die Vermeidung von Wettbewerbs-
verzerrungen durch stärkere Harmonisierung auf 
europäischer Ebene. 
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Zweitens. Es wird behauptet, der Emissionshandel 
und die gestiegenen Preise für Emissionszertifikate 
seien die Ursache für die Strompreiserhöhungen. 
Da die Emissionszertifikate kostenlos an die Energie-
versorger vergeben wurden, stellt sich die Frage in 
der Tat, inwiefern ein solcher Vorwurf gerechtfertigt 
ist. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich halte für wichtig und richtig, dass das Bundes-
kartellamt ein Überprüfungsverfahren in dieser An-
gelegenheit eingeleitet hat. 

Drittens. Ich werde gemeinsam mit der Innovations-
stiftung Schleswig-Holstein, der IHK-Vereinigung 
hier und den Vereinigungen der Unternehmensver-
bände in Hamburg und Schleswig-Holstein das be-
währte Beratungs- und Informationsangebot für 
schleswig-holsteinische Unternehmen und für die 
Öffentlichkeit fortsetzen. 

Bereits Mitte 2006 stehen wichtige Weichenstellun-
gen für die zweite Periode des Emissionshandels von 
2008 bis 2012 an. Die werden auf der Basis des für 
Ende März 2006 anstehenden ersten Emissionsbe-
richts die Evaluation der teilnehmenden schleswig-
holsteinischen Anlagenbetreiber fortschreiben, daraus 
weitere Vorschläge für die zukünftige Gestaltung des 
Emissionshandels ableiten und in den Beratungspro-
zess auf nationaler und europäischer Ebene einbrin-
gen. Ich glaube, wir sind hiermit im Bereich des Kli-
maschutzes auf einem sehr vernünftigen Weg. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Minister für den Bericht und eröffne 
die Aussprache. Ich erteile für die CDU-Fraktion dem 
Herrn Abgeordneten Manfred Ritzek das Wort. 

Manfred Ritzek [CDU]: 

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine verehrten Da-
men und Herren! Herr Minister, ich werde Sie ob 
Ihres Beitrages im Laufe meiner Rede auch noch 
gebührend loben. Lassen Sie mich vorab noch einige 
andere Ausführungen machen. 

Meine Damen und Herren, der Minister sagte, dass 
zum 1. Januar das Gesetz für den Emissionshandel 
verabschiedet wurde, und zum März dieses Jahres 
wurde über die europäische Energiebörse in Leipzig 
der Startschuss für den Handel gegeben. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das war richtig!) 

- Das haben Sie auch gelesen, Herr Kubicki? 

(Heiterkeit) 

Ziel des Emissionshandels ist es, die Klimaschutzver-
pflichtungen der Europäischen Union und ihrer Mit-
gliedstaaten sicher und wirtschaftlich zu erfüllen. 

Nach einigen Anfangsschwierigkeiten sehen die Un-
ternehmen den Weg generell positiv, wenn es natür-
lich auch Belastungen gibt. Alle wissen, dass Klima-
schutz Geld kostet, aber alle sind auch überzeugt, 
dass die Atmosphäre nicht zum ungehemmten „Abla-
deplatz“ für die CO2-Emissionen genutzt werden darf. 

Die Wirkung dieses Systems ist einfach: Die Zutei-
lung der Zertifikate erfolgte kostenlos auf Basis der 
CO2-Emissionen des Jahres 2002, mit einigen Ab-
schlägen, die wehtaten. Sind die Emissionen heute 
höher, weil zum Beispiel die Produktion gestiegen ist, 
dann müssen Papiere zugekauft werden. Die Alterna-
tive wäre, den CO2-Ausstoß durch Modernisierung 
der Anlagen zu reduzieren und damit durch Reduzie-
rung vornehmlich des Energieeinsatzes auf Basis 
fossiler Energierohstoffe, was ja das Ziel ist. 

(Beifall des Abgeordneten Lars Harms 
[SSW]) 

Ist der CO2-Ausstoß niedriger, können die Zertifikate 
über die Börse verkauft werden. 

Im Jahre 1997 haben sich im Abschlussprotokoll der 
Konferenz von Kyoto 38 Industriestaaten verpflich-
tet, ihre Emissionen von Treibhausgasen bis zum 
Jahr 2010/2012 um durchschnittlich 5,2 % bezogen 
auf 1990 zu reduzieren. Deutschland verpflichtete 
sich zu einer Reduzierung um 21 %, von denen 19 % 
erreicht worden sind, vornehmlich durch das Ab-
schalten der alten Produktionsanlagen in der ehemali-
gen DDR. 

Machen wir uns einmal bewusst, welche Mengen an 
Kohlendioxid in die Atmosphäre geschleudert wer-
den: Die Vereinigten Staaten sind mit 5,6 Milliarden 
Tonnen dabei, China mit 4,1 Milliarden Tonnen, 
Russland mit 1,5 Milliarden Tonnen und Deutschland 
immerhin noch mit 840 Millionen Tonnen, das sind 
3,6 % der  Weltmenge. Von diesen 840 Millionen 
Tonnen sind etwas über 500 Millionen Tonnen für die 
Zertifikatsverteilung eingeteilt worden. 

Zu den heute 136 Staaten, die dem Kyoto-Vertrag 
mittlerweile beigetreten sind, gehören leider nicht die 
USA und China, die beiden größten CO2-Produ-
zenten. Das ist kaum zu verantworten. 

(Beifall) 

Von bundesweit 1849 Anlagen sind in Schleswig-
Holstein - das hat der Minister gesagt - 54 Anlagen 
beteiligt mit einer durchschnittlichen Zertifikatsmen-
ge von 7,57 Millionen Tonnen CO2-Ausstoß pro Jahr. 
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Es war gut und richtig, diesen Bericht von der Lan-
desregierung jetzt anzufordern. Der Bericht ist sehr 
inhaltsreich. Die Klarheit der Ausführungen durch 
den Minister waren eine sehr gute Ergänzung zu die-
sem Bericht. Es ist ein Neuanfang zu einem neuen 
Thema, das auch alle Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, die mit der Erstellung beschäftigt waren, heraus-
gefordert hat. Für die Erarbeitung dieses ersten Be-
richtes möchte ich dem Minister und seinen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern meinen großen Dank aus-
sprechen. 

(Beifall bei der CDU) 

Der Bericht behandelt alle vom Landtag gestellten 
Fragen umfassend - mit vielen Details, Begriffen und 
Fachaussagen. Er zeigt Verpflichtungen der Unter-
nehmen gegenüber der Europäischen Union auf. Er 
bewertet Entwicklungen und Belastungen für unsere 
Unternehmen mit den richtigen Konsequenzen zur 
Einflussnahme der Landesregierung für die zukünfti-
ge Zuteilung der Zertifikate für den Zeitraum ab 
2008, wenn die Gesamtmenge wieder reduziert wird, 
und zwar unter 500 Millionen Tonnen. 

Die Landesregierung bewertet den hohen Verwal-
tungsaufwand für kleine Unternehmen richtig und 
fordert - das sollten wir alle unterstützen - eine Be-
grenzung auf Unternehmen mit einem Ausstoß ab 
10.000 Tonnen aufwärts pro Jahr. 

(Beifall des Abgeordneten Jürgen Feddersen 
[CDU]) 

Die Landesregierung wird die Unternehmen zusam-
men mit der IHK und den Unternehmensverbänden 
weiterhin informieren. Auch wir im Parlament erwar-
ten und wünschen weiterhin eine regelmäßige Be-
richterstattung zu diesem Thema. 

Ich bitte um Überweisung federführend an den Wirt-
schaftsausschuss, begleitend an den Umweltaus-
schuss. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke Herrn Abgeordneten Ritzek. - Für die SPD-
Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Konrad Na-
bel das Wort. 

(Zurufe) 

Konrad Nabel [SPD]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Ritzek, ich fange mit dem Dank an die Landesregie-
rung an: Herzlichen Dank, Herr Minister, vor allem 
Ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für den Be-

richt Drucksache 16/257, der uns heute vorliegt und 
den wir hier zu diskutieren haben. 

Der Klimaschutz ist eine der größten Herausforde-
rungen der Gegenwart und Zukunft, auch für den 
Kollegen Kubicki. Der durch den Kollegen Kubicki 
und uns alle verursachte Klimawandel wird weiter 
voranschreiten, wenn es uns nicht gelingt, das Volu-
men der globalen Treibhausgasemissionen zu sen-
ken. 

Lassen Sie mich eine unverdächtige und seriöse Quel-
le, das DIW vom März 2005, wonach ohne Klima-
schutzpolitik im Jahre 2100 Klimaschäden von bis 
zu 20 Billionen Dollar auftreten können. Wenn aber 
schon heute mit einer aktiven Klimaschutzpolitik 
begonnen wird - das haben wir an verschiedenen 
Stellen getan -, können bei dafür aufzuwendenden 
Kosten in Höhe von rund 3 Billionen Dollar immer-
hin Schäden von bis zu 12 Billionen Dollar im 
Jahr 2100 verhindert werden. Das ist eine rein be-
triebswirtschaftliche Rechnung, die volkswirtschaft-
lich aufgeht. Das sollten wir tun, denn Klimaschutz 
rechnet sich langfristig volkswirtschaftlich und muss 
auf allen Ebenen unverzüglich Gegenstand der politi-
schen Agenda sein. 

In Deutschland stehen wir in der Klimaschutzpolitik 
erfreulicherweise anders als zum Beispiel in den USA 
nicht am Anfang. Die Verpflichtungen des Kyoto-
Protokolls werden wir in Deutschland voraussicht-
lich erfüllen können und die sechs Treibhausgase in 
der Zeit von 2008 bis 2012 gegenüber 1990 um 21 % 
verringert haben. Das gilt besonders für das Klimagas 
Kohlendioxid, bei dem der Ausstoß bis 2003 bereits 
um 15 % reduziert wurde. Im Augenblick liegen wir 
bei 19 %. 

In einem breiten Maßnahmenbündel von ökologi-
scher Steuerreform, Erneuerbare-Energien-Gesetz, 
100.000-Dächer-Programm und Investitionspro-
gramm für die Schiene - ich könnte noch mehr nen-
nen - kommt dem am 1. Januar 2005 gestarteten E-
missionshandel, der in allen 25 EU-Mitgliedstaaten 
gilt, eine große Bedeutung zu, unsere Verpflichtung 
aus dem Kyoto-Protokoll zu erfüllen. Der Emissions-
handel steht für einen Paradigmenwechsel: Erstmals 
erhält Umweltbelastung einen Marktpreis. Die Idee 
kam ursprünglich aus den USA, aber es gab auch eine 
heftige Diskussion innerhalb der Umweltszene, ob 
das etwas bringe. Ich glaube, dass das ein richtiger 
Schritt war. 

Erstmals werden Ressourcenverbrauch und volkswirt-
schaftliche Kosten in Geld bewertet und erstmals 
werden Umweltdefizite und -erfolge monetär mess-
bar. Dadurch steigt der Anreiz für eine dynamische 
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und systematische Einführung von Minderungsmög-
lichkeiten. 

(Beifall der Abgeordneten Jürgen Weber 
[SPD] und Karl-Martin Hentschel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Der vorliegende Bericht der Landesregierung zeigt 
nun, dass sich Schleswig-Holstein auf die Einführung 
des Emissionshandels gut vorbereitet hat; es gibt hier 
keine landesspezifischen Probleme. Die Information 
und Beratung für Unternehmen durch die In-
novationsstiftung, durch die IHK-Vereinigung und 
die Vereinigung der Unternehmensverbände haben 
gut gewirkt. 54 schleswig-holsteinischen Anlagen 
sind betroffen. Die Zahlen dazu hat der Minister ge-
nannt, das will ich nicht wiederholen. 

Dies zeigt - erwartungsgemäß -, dass die relevanten 
Anlagen in Schleswig-Holstein vergleichsweise klein-
volumige CO2-Emissionsmengen ausstoßen, sodass 
sich die  Frage von Aufwand und Wirkung auf die 
Reduzierung von CO2-Emissionen stellt. Es ist aller-
dings noch zu früh, über eventuelle Änderungen zum 
Beispiel bei der Teilnahmepflicht durch neue Unter-
grenzen zu entscheiden. Beim anstehenden Review-
Prozess müssen aber sicherlich Vorschläge zur Ver-
besserung der Effizienz und zum Abbau von Wettbe-
werbsverzerrungen durch den Emissionshandel be-
rücksichtigt werden. 

Ein großer Erfolg des Emissionshandels steht für 
mich aber bereits heute fest: In der Wirtschaft ist das 
Bewusstsein für den betriebs- und volkswirtschaftli-
chen Wert von CO2-Minderungen entstanden. Der 
Handelspreis für das Emissionsrecht  für eine Tonne 
CO2 liegt mit rund 20 € deutlich über den Erwartun-
gen. In diesem Zusammenhang ist es für mich völlig 
unverständlich, dass der Emissionshandel vereinzelt 
als Argument für den Anstieg der Strompreise heran-
gezogen wird. Eigentlich müssten die Zertifikate 
umgekehrt wirken, haben doch die unentgeltlich zu-
geteilten Emissionszertifikate einen Marktwert und 
stellen im Regelfall einen neuen Vermögenswert  dar. 
Ich erwarte auch hier eine verbraucherfreundliche 
Klärung im Überprüfungsverfahren des Bundeskar-
tellamtes gegen die Energieversorgungsunternehmen. 

(Beifall bei SPD, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Mit der Einführung des Emissionshandels haben wir 
in der Klimaschutzpolitik Neuland betreten. Die ers-
ten Erfahrungen aber zeigen: Der eingeschlagene 
Weg, Klimaschutz volkswirtschaftlich zu verstehen 
und den Betrieben Instrumente zur Senkung ihrer 
CO2-Emissionen zur Verfügung zu stellen, ist richtig 
und muss konsequent weiter gegangen werden. Zu 

einem späteren Zeitpunkt wird sicherlich zu prüfen 
sein, ob Verfahrensänderungen im Emissionshandel 
notwendig und zielführend sind. Die Diskussion wird 
uns über die nächsten Jahrzehnte weiter verfolgen. 

Abweichend vom Kollegen Ritzek möchte ich die 
Federführung für den Umweltausschuss beantragen, 
denn im Umweltbereich liegt die Zuständigkeit für 
den Zertifikatshandel, mitberatend Überweisung an 
den Wirtschaftsausschuss. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Kollegen Nabel und erteile für die 
FDP-Fraktion dem Kollegen Günther Hildebrand das 
Wort. 

Günther Hildebrand [FDP]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Theoretisch ist der Handel mit verbrieften Ver-
schmutzungsrechten das effizienteste Verfahren, um 
Verschmutzung zu begrenzen und zu verringern. Er 
folgt zutiefst liberalen Prinzipien: Der Staat definiert 
Eigentumsrechte und überlässt es anschließend den 
Eigentümern, wie sie damit umgehen. So verwirkli-
chen die Eigentümer die vom Staat verfolgten Ziele 
grundsätzlich gerade dann am besten, wenn sie ihren 
eigenen Interessen nachgehen. 

Selbstverständlich ist der Emissionshandel kein per-
fektes umweltpolitisches Instrument, um den Ausstoß 
von CO2 zu begrenzen oder zu verringern. Aber von 
den tatsächlichen ist es das Beste und es wird ständig 
verbessert: Vor drei Tagen hat die Europäische E-
nergiebörse den Start des Terminhandels angekün-
digt. Dies stärkt die Effizienz des Lizenzmarktes er-
heblich. Vor zwei Tagen hat die Europäische Kom-
mission einen Plan vorgelegt, den Luftverkehr in 
den Emissionshandel mit einzubeziehen. Wenn man 
den CO2-Ausstoß im Luftverkehr verringern möchte, 
wäre dies der sinnvollste Weg. 

(Beifall der Abgeordneten Günter Neuge-
bauer [SPD] und Karl-Martin Hentschel 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wir erwarten nach knapp zehn Monaten Emissions-
handel noch nicht, dass alles klappt, schon gar nicht, 
dass bereits Nutzen für Umwelt und Wirtschaft ge-
messen werden können. Folglich beschränkt sich der 
Bericht auf beschreibende Statistik. Was kommt da-
bei heraus? 

Verglichen mit dem Anteil Schleswig-Holsteins an 
der deutschen Wirtschaftskraft und der Bevölkerung 
ist Schleswig-Holsteins Wirtschaft unterdurchschnitt-
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lich betroffen. Das sollte niemanden überraschen; 
denn bei uns sind emissionsintensive Betriebe ver-
gleichsweise selten. Bei Betrieben, die teilnehmen 
müssen, aber nur sehr wenig CO2 emittieren, steht der 
gesellschaftliche Vorteil aus der Vermeidung von 
CO2 in einem sehr ungünstigen Verhältnis zum be-
trieblichen Aufwand für den Emissionshandel. Daher 
begrüßen wir es, dass die Landesregierung für Min-
destemissionen als Voraussetzung für die Teilnahme 
am Emissionshandel eintreten will. Das würde viel 
Bürokratie abbauen, ohne die deutschen Leistungen 
bei der Vermeidung von CO2-Emissionen merklich zu 
verringern. 

Schon vor Beginn des Emissionshandels war eines 
klar: Sobald der Handel funktionieren würde, leistete 
die Förderung erneuerbarer Energieträger mit der 
Einspeisungsvergütung nach dem EEG zur Begren-
zung oder Verringerung des CO2-Ausstoßes keinen 
Beitrag mehr; denn die CO2-Emissionen werden 
durch die Zahl der vorhandenen Lizenzen bestimmt. 
Die einzige Möglichkeit, den CO2-Ausstoß in den 
betroffenen Branchen darüber hinaus zu verringern, 
besteht darin, Emissionslizenzen zu kaufen und sie 
dann nicht zu benutzen. Ferner ist die CO2-Ver-
meidung mit dem EEG um ein Vielfaches teuerer als 
mit Emissionslizenzen. Beim heutigen Tagespreis für 
eine Lizenz zur Emission von einer Tonne CO2 - das 
sind 22,73 € -, ist die CO2-Vermeidung mittels EEG 
circa 1.200 % oder zwölfmal so teuer wie die Ver-
meidung infolge des Emissionshandels. Deshalb soll-
te die Förderung des EEG bereits kurzfristig durch ein 
marktkonformeres und damit effizienteres Instrument 
ersetzt werden, ganz ähnlich dem Emissionshandel. 

(Beifall bei der FDP) 

Die FDP hat bereits im Februar 2001 einen entspre-
chenden Antrag in den Bundestag eingebracht. Er sah 
vor, Netzbetreiber und Eigenerzeuger zu verpflichten, 
eine Mindestmenge Strom aus erneuerbaren Ener-
gienquellen durchzuleiten beziehungsweise zu nut-
zen. Sie werden selbstverständlich versuchen, diese 
Verpflichtung zu minimalen Kosten zu erfüllen. Da 
die schleswig-holsteinische Windkraftindustrie zu 
den preiswertesten Produzenten von Strom aus erneu-
erbaren Energien in Deutschland gehört, erreichten 
wir damit für Schleswig-Holstein wirklich eine dop-
pelte Dividende: Erstens würde der Einsatz erneuer-
barer Energien wirkungsvoll gefördert und zweitens 
unsere Windkraftindustrie gestärkt; 

(Beifall bei der FDP) 

denn heutzutage wird unsere Windkraftindustrie 
durch die EEG-Förderung gegenüber ineffizienten 
Anbietern benachteiligt. Schließlich werden mit dem 
EEG auch jede Menge Windmühlen an windarmen 

oder windärmeren Standorten gefördert. Das ist wirt-
schafts- und umweltpolitischer Unsinn, auf den ganz 
Deutschland verzichten sollte. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Hildebrand. - 
Das Wort für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile 
ich Herrn Abgeordneten Klaus Müller. 

Klaus Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren! Auch 
unsere Fraktion dankt herzlich für den kompetenten 
und fachkundigen Bericht. Er zeigt, wie leistungsstark 
das Umweltministerium an der Stelle ist. Politisch 
aber - das muss ich sagen, Herr Minister - ist er aus-
gesprochen enttäuschend. Ich will noch einmal kurz 
an die Geschichte des Emissionshandels erinnern. 

Kaum vergessen ist der heftige Streit zwischen den 
beiden Bundesministern Wolfgang Clement und Jür-
gen Trittin über die Minderungsauflagen für die be-
troffenen Industriezweige. Insofern gibt es auch etwas 
pessimistische Aussichten, wenn es jetzt darum geht, 
dass sich wohlmöglich Wolfgang Clement und Ange-
la Merkel demnächst über diese Politik zu unterhalten 
haben. 

Besonders unrühmlich war die Rolle der CDU im 
Vermittlungsausschuss. Ich erinnere nur daran, dass 
es der CDU darum ging, die Einsparung insbesonde-
re für die erste und zweite Emissionshandelsperiode 
zu verringern. Davon war bei der CDU heute zum 
Glück nicht mehr die Rede. Gleichwohl ist festzustel-
len, dass die CDU besonderen Elan in der Frage des 
Emissionshandels in der Vergangenheit nicht gezeigt 
hat. 

Die Minderungsverpflichtungen sind geringer, als 
damals die freiwillige Vereinbarung der deutschen 
Industrie vorgesehen hat. Somit ist, glaube ich, ganz 
gut belegt, dass es sich beim Emissionshandel und 
seinen Zielen keinesfalls um eine Beeinträchtigung 
der Wettbewerbsfähigkeit handelt; denn eigentlich 
hatte die Wirtschaft mehr versprochen. Sie hat jetzt 
ein effizientes und kostensparendes Instrument an die 
Hand bekommen, um die eigentlichen Ziele, zu denen 
sie sich selbst verpflichtet hatte, wirklich erreichen zu 
können. 

Die Landesregierung beschäftigt sich leider nicht 
damit, wie wir uns in der Zukunft stärker im Klima-
schutz engagieren können. Ich vermisse Vorschläge 
dazu, inwieweit der Flugverkehr in den Emissions-
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handel einbezogen werden kann. Kollege Hildebrand 
hat an der Stelle zu Recht darauf hingewiesen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wo sind denn die zukunftsweisenden Vorschläge zum 
Thema Emissionshandel? Wie sieht es denn aus, 
wenn wir tatsächlich - eine Idee, der man nahe treten 
kann - Untergrenzen für kleine Betriebe einführen? 
Was bedeutet das für die Bereiche, in denen im Rah-
men des Emissionshandels dann nichts mehr erbracht 
wird? Wird das allen anderen obendrauf geschlagen? 
Wollen Sie das, Herr Minister, oder wollen Sie weni-
ger Klimaschutz? Wie gehen Sie damit um, dass es 
Ausweichreaktionen gibt? Nichts ist leichter, als dass 
größere Unternehmen hingehen, 

(Zuruf des Abgeordneten Konrad Nabel 
[SPD]) 

Kollege Nabel, ihre Unternehmen aufspalten und ihre 
Anlagen anders konstruieren, um dann Ausweichs-
tatbestände einzuführen. Sie haben Recht, zurzeit 
reden wir von 1 %. Aber die Frage ist, wie das in 
zukünftigen Perioden sein wird, wenn im Rahmen des 
Emissionshandels die Schrauben stärker angezogen 
werden. Ich glaube, darauf müssen Sie eine Antwort 
finden, bevor Sie solche Vorschläge machen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Abgeordneten Lars Harms [SSW]) 

Das Gleiche gilt für die Frage, wie wir damit umge-
hen, dass Einzelunternehmen in gleichen Wettbe-
werbsbranchen wohlmöglich stärker belastet wer-
den, während andere an der Stelle entlastet werden. 
Auch das ist eine Frage, die nicht ohne weiteres zu 
beantworten ist. 

Die Frage ist auch, inwieweit andere Sektoren mit 
einbezogen werden. Sie weisen in Ihrem Bericht dar-
auf hin, dass dann natürlich Kaufkraft verloren geht. 
Das ist richtig; das ist ein Problem. Trotzdem hat 
Konrad Nabel eben zu Recht darauf hingewiesen, 
welche Kosten der Klimawandel uns bescheren wird, 
wenn wir heute nichts tun. Wo also sind die zu-
kunftsweisenden Vorschläge dieser Landesregierung, 
wenn es um Verkehr, um private Haushalte, um Bau-
en und Wohnen geht? Da ist Ihr Bericht zum Thema 
Emissionshandel leider eine Fehlanzeige. 

Wir werden sorgfältig darauf achten, dass unter dem 
falschen und schwierigen Segel des Themas Entbü-
rokratisierung zum Schluss nicht weniger Klima-
schutz herauskommt. 

Richtig ist die Verknüpfung von Ökosteuer und E-
missionshandel. Diesbezüglich kann man in der Tat 
einiges, insbesondere im Bereich der Industrie, ma-
chen; das ist vernünftig. Gleichwohl kann man damit 

das Instrument der Ökosteuer nicht komplett zur Dis-
position stellen, weil sich die Ökosteuer an die ande-
ren Sektoren, Herr Minister und Herr Garg, richtet. 

(Minister Dr. Christian von Boetticher und 
Abgeordneter Dr. Heiner Garg [FDP] unter-
halten sich an der Regierungsbank) 

- Ich wäre für ein bisschen Aufmerksamkeit schon 
dankbar. 

(Vereinzelter Beifall bei CDU und SPD) 

Herr Garg, Sie haben eben, als Sie redeten, zu Recht 
darauf hingewiesen. 

Ich glaube, man muss tatsächlich darauf achten, dass 
die anderen Sektoren außerhalb der Industrie nicht 
komplett entlastet werden. Da trennt sich unser Weg 
von dem der FDP; denn wir sind nicht der Auffas-
sung, dass das EEG oder auch die Energie-Ein-
sparverordnung, die Exportinitiative, das KWK-
Gesetz, das Marktanreizprogramm, dass all diese 
Instrumente im Bereich des Emissionshandels verlo-
ren gehen, weil sie teilweise andere Zielsetzungen 
haben. Sie dienen außer ihren klimaschutzpolitischen 
Zielen dazu, eine eigene Kompetenz im Bereich der 
erneuerbaren Energien aufzubauen. Darum glaube 
ich, dass eine Verknüpfung mit der Ökosteuer sinn-
voll und vernünftig ist. Ein Betrieb, der am Emissi-
onshandel teilnimmt, braucht nicht gleichzeitig Öko-
steuer zu zahlen. Aber alle anderen Instrumente sind 
wertvoll, wichtig und haben eine eigenständige Exis-
tenz. 

Gerade heute hat das Hamburger Max-Planck-
Institut für Meteorologie eine neue Studie für den 
Klimarat der Vereinten Nationen erstellt. Dabei 
kommt es zu nicht neuen, aber erneut fundierten er-
schreckenden Ergebnissen, unter anderem mit der 
Perspektive der Erhöhung des Meeresspiegels um bis 
zu 30 cm. 

Herr Feddersen, allein diese Tatsache sollte uns in 
Schleswig-Holstein sehr zu denken geben, wenn es 
darum geht, Klimaschutz engagiert, kreativ und mit 
Schwung zu betreiben. Ich glaube, in den Ausschuss-
beratungen kann noch einiges nachgebessert werden. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Müller und ertei-
le nun für die Gruppe des SSW dem Herrn Abgeord-
neten Lars Harms das Wort. 
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Lars Harms [SSW]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Mit dem 1. Januar 2005 wurde in Deutsch-
land und EU-weit ein neues Instrument zum Klima-
schutz eingeführt: der Handel mit dem Treibhausgas 
CO2. Das verfolgte Ziel des Emissionshandels ist die 
Reduzierung dieses Treibhausgases, um dadurch der 
globalen Klimaerwärmung entgegenzuwirken. 

1997 hat sich die Weltgemeinschaft in Kyoto ver-
bindlich darauf verständigt, die Treibhausgase zu 
reduzieren. Die EU hat sich das Ziel gesetzt, ihre 
Treibhausgase in dem Zeitraum von 2008 bis 2015 
um 8 % gegenüber dem Niveau von 1990 zu reduzie-
ren. Deutschland hat sich hierbei selbst verpflichtet, 
eine Minderung von 21 % zu erreichen. Dieses 
gesteckte Ziel gilt für die Emissionen aus Kraftwer-
ken und energieintensiven Industrieanlagen. Ausge-
nommen sind die privaten Haushalte und der Verkehr. 
Auf Grundlage der europäischen Emissionshandels-
richtlinie und des Nationalen Allokationsplanes wur-
de im März letzten Jahres festgelegt, wie viel die 
betroffenen Anlagen ab 2005 ausstoßen dürfen und 
wie sich das Emissionsbudget auf die verschiedenen 
Anlagen verteilt. 

Seit Anfang des Jahres besteht für die Anlagen-
betreiber die Möglichkeit, selbst zu bestimmen, wie 
sie auf dem Emissionsmarkt agieren wollen: Kauf 
oder Verkauf von Emissionszertifikaten. Hier haben 
die Betreiber also die Möglichkeit, zu wählen, ob sie 
in energiesparende Technologien investieren wollen 
oder ob sie beispielsweise Minderungsgutschriften 
erwerben wollen. Den Betreibern wurde somit durch-
aus Handlungsspielraum zur Verfügung gestellt. 

Nun kann man sich durchaus vorstellen, dass insbe-
sondere ein Industrieland wie Deutschland mit seiner 
energieintensiven Industrielandschaft durch diesen 
Emissionshandel künftig erhebliche wirtschaftliche 
Nachteile haben könnte. Dies wird mit Sicherheit 
auch von einigen Wenigen so gesehen. 

Doch der Bericht macht deutlich, dass der Standort 
Deutschland mehr Vorteile als Nachteile vom Emis-
sionshandel zu erwarten hat. Denn bereits heute ist 
Deutschland auf dem besten Wege, seine 
Klimaschutzziele zu erreichen. 

Damit besteht die Chance, dass Deutschland zum 
Verkäufer von Emissionszertifikaten in Europa 
wird. Dies ist darauf zurückzuführen, dass Deutsch-
land im Bereich der Umwelttechnologien - dazu zäh-
len auch die erneuerbaren Energieformen - und im 
Bereich energiesparender Produktionstechnologien 
durchaus fortschrittlich ist. Dadurch ergibt sich die 

große Chance des Technologieexports in diesem Sek-
tor. 

Im Umkehrschluss lässt sich also durchaus feststellen, 
dass sich die hohen Standards im Umweltschutz, die 
Deutschland vorweisen kann und über die immer 
wieder vonseiten der Wirtschaft gejammert wird, jetzt 
in barer Münze auszahlen. 

(Beifall des Abgeordneten Klaus Müller 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Darüber sollte man sich einmal wirklich Gedanken 
machen, statt immer nur auf das Gejammer der Wirt-
schaft hereinzufallen. Umweltschutz ist bares Geld 
für unsere Region. 

Der Bericht hat auch deutlich gemacht, wie komplex 
das ganze Thema um den Emissionshandel ist, und 
zwar allein durch EU-Richtlinien und nationale Rege-
lungen und Gesetze. Daher gebührt mein Respekt den 
Mitarbeitern hier im Land, die es durch ihre hervorra-
gende Leistung ermöglicht haben, dass der Emissi-
onshandel in Deutschland und in Schleswig-Holstein 
starten konnte. Die jeweiligen Mitarbeiter haben sich 
in der Zeit vor dem Start in diese umfangreiche The-
matik hineingekniet, damit es zum vorgegebenen 
Termin auch wirklich losgehen konnte und damit es 
keine Verzögerungen und keine Nachteile für die 
Wirtschaft gibt. Hierfür noch einmal meinen Dank, 
sowohl für die Bundesebene als auch für die Landes-
ebene. 

Die weitere Vorgehensweise der Landesregierung im 
Umgang mit Anlagen mit vergleichsweise geringen 
CO2-Emissionen halte ich jedoch nicht für zweck-
dienlich. Ich halte es für falsch, dass die Landesregie-
rung Vorschläge unterstützen wird, ab der zweiten 
Handelsperiode eine Untergrenze einzuziehen, um 
kleinere Betriebe zu entlasten und um - angeblich - 
Bürokratie abzubauen. 

Damit würde man das Ziel der Emissionsminderung 
konterkarieren. Schließlich basiert der Emissionshan-
del auf einer Übereinkunft der Weltstaatengemein-
schaft und ich kann mir nicht vorstellen, dass eine 
Befreiung kleinerer Anlagen im Sinne der Unter-
zeichner ist. Denn was würde passieren, wenn wir 
damit durchkommen würden? Bestünde dann nicht 
die Gefahr, dass aus einem großen Emittenten plötz-
lich zehn oder hundert kleine Emittenten werden? 
Diese würden dann unter die Untergrenze fallen und 
könnten sich somit aus ihrer Verantwortung stehlen. 
Dies möchte ich doch zu bedenken geben, wenn be-
reits jetzt angekündigt wird, dass entsprechende Kor-
rekturen vorgenommen werden sollen. 

Wie wir wissen, war dies der erste Erfahrungsbericht 
der Landesregierung zum Emissionshandel in 
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Schleswig-Holstein. Dieses Thema wird uns auch 
noch die nächsten Jahre begleiten. Ich bin gespannt, 
wie sich das Ganze weiterentwickeln wird, bin aber 
überzeugt davon, dass Anlagen in Deutschland und 
Schleswig-Holstein aufgrund der qualitativ hohen 
Umweltstandards gute Chancen haben, sich auf die-
sem Emissionshandelsmarkt zu behaupten, und dass 
wir Vorteile durch den Emissionshandel haben wer-
den. Gerade dieser Emissionshandel zeigt, dass Um-
weltschutz Sinn macht und, wie gesagt, Geld in die 
Region bringt. 

(Beifall beim SSW) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Harms. - Weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe die 
Beratung. 

Es ist Ausschussüberweisung beantragt. Was die 
Federführung angeht, gibt es divergierende Auffas-
sungen. Ich neige dazu, dem Landtag vorzuschlagen, 
den Antrag federführend dem Umwelt- und Agraraus-
schuss und mitberatend dem Wirtschaftsausschuss zu 
überweisen. Sind wir insoweit einer Meinung? - Das 
ist fein. Dann bitte ich um Zustimmung zu diesem 
Verfahren. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Das ist ohne Gegenstimmen und Enthaltungen so 
beschlossen. 

Ich habe nun eine gute Nachricht für Sie. Diese gute 
Nachricht lautet, dass sich die Fraktionen darauf ge-
einigt haben, den Tagesordnungspunkt 40 - Reform 
der europäischen Zuckermarktordnung - auf Novem-
ber zu vertagen. 

(Beifall) 

Aber gleichzeitig ist gewünscht, dass wir noch die 
Punkte ohne Aussprache abhandeln. Ich bitte um 
Aufmerksamkeit, damit wir das schnell abschließen 
können. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Ergänzung des Gesetzes betreffend die Ablösung 
der Reallasten in der Provinz Schleswig-Holstein 
vom 3. Januar 1873 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/239 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf Drucksache 
16/239 dem Innen- und Rechtsausschuss zu überwei-
sen. Wer so beschließen will, den bitte ich um das 

Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Sehe ich nicht. Das ist so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Erste Lesung des Entwurfs des Gesetzes zur Än-
derung des Landesschlichtungsgesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/240 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf Drucksache 
16/240 dem Innen- und Rechtsausschuss zu überwei-
sen. Wer so beschließen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Sehe ich nicht. Das ist so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zum 
Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages 
über die Bereitstellung von Mitteln aus den Odd-
set-Sportwetten für gemeinnützige Zwecke im 
Zusammenhang mit der Veranstaltung der FIFA 
Fußball-Weltmeisterschaft Deutschland 2006 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/247 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf Drucksa-
che 16/247 federführend dem Finanzausschuss und 
mitberatend dem Innen- und Rechtsausschuss zu ü-
berweisen. Wer so beschließen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen sehe ich nicht. Das ist so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf: 

Erste Lesung des Entwurfs eines Ausführungsge-
setzes zum EG-Gentechnik-Durchführungsgesetz 
(AGEGGenTDG) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/251 

(Holger Astrup [SPD]: Können wir die Ab-
kürzung auch verlesen?) 

- Nein, die möchte ich nicht vorlesen. 

(Heiterkeit) 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf Drucksa-
che 16/251 federführend dem Umwelt- und Agraraus-
schuss und mitberatend dem Innen- und Rechtsaus-
schuss zu überweisen. Wer so beschließen will, den 
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bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen sehe ich nicht. Das ist einstimmig 
so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Neubesetzung für den Stiftungsrat der Kulturstif-
tung des Landes Schleswig-Holstein 

Wahlvorschlag der Fraktion der SPD 
Drucksache 16/248 (neu) 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Ich lasse über den Wahlvorschlag abstimmen und 
schlage Ihnen hierfür offene Abstimmung vor. - Wi-
derspruch höre ich nicht. Dann können wir so verfah-
ren. Wer zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Das 
ist so beschlossen und die Abgeordnete Ulrike Rodust 
ist gewählt. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf: 

Zustimmung gemäß Artikel 34 der Landesverfas-
sung 

Antrag der Landesregierung 
Drucksache 16/252 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Ich schlage Ihnen Abstimmung in der Sache vor. Wer 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Bei Enthaltung 
der FDP und bei Gegenstimme des Abgeordneten 
Klaus Ehlers ist das mehrheitlich so beschlossen wor-
den. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 19 auf: 

Situation und Entwicklung des Milchmarktes 

Antrag der Fraktionen von CDU und SPD 
Drucksache 16/254 (neu) 

Es wird ein Bericht der Landesregierung für die 
8. Tagung beantragt. Wird das Wort zur Begründung 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Eine Aussprache 
ist nicht vorgesehen. Ich schlage Abstimmung in der 
Sache vor. Wer zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Auch wenn einige nicht mitgestimmt haben, ist 
das im Übrigen einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 22 auf: 

Aktionsplan Kinder und Jugend 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 16/262 (neu) 

Es wird ein Bericht der Landesregierung für die 
8. Tagung beantragt. Wird das Wort zur Begründung 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Eine Aussprache 
ist nicht vorgesehen. Wer diesem Berichtsantrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dann ist es 
einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 23 auf: 

„Gemeinsame Servicestellen“ gemäß SGB IX 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 16/263 (neu) 

Es wird ein Bericht der Landesregierung zur 
9. Tagung beantragt. Wird das Wort zur Begründung 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Eine Aussprache 
ist nicht vorgesehen. Wer dem Berichtsantrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dann ist das ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 28 auf: 

Weiterentwicklung der Beruflichen Schulen unter 
besonderer Berücksichtigung der Regionalen Bil-
dungszentren (RBZ) 

Antrag der Fraktionen von CDU und SPD 
Drucksache 16/274 (neu) 

Es wird ein Bericht der Landesregierung zur 
7. Tagung beantragt. Wird das Wort zur Begründung 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Eine Aussprache 
ist nicht vorgesehen. Wer dem Berichtsantrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Dann ist das ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 30 auf: 

Sicherung der Ausbildung in der Altenpflege 

Antrag der Fraktionen von CDU und SPD 
Drucksache 16/108 

Bericht und Beschlussempfehlung des Sozialaus-
schusses 
Drucksache 16/230 

Ich erteile der Berichterstatterin des Sozialausschus-
ses, Frau Abgeordneter Tenor-Alschausky, das Wort. 

Siegrid Tenor-Alschausky [SPD]: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Der Sozialausschuss hat den durch Plenarbe-
schluss vom 15. Juni 2005 überwiesenen Antrag in 
seiner Sitzung am 25. August 2005 beraten. Er emp-
fiehlt dem Landtag einstimmig die unveränderte An-
nahme des Antrages. 
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Ich danke der Frau Berichterstatterin. Wortmeldungen 
zum Bericht sehe ich nicht. Eine Aussprache ist nicht 
vorgesehen. Der Ausschuss empfiehlt die unveränder-
te Annahme des Antrages Drucksache 16/108. Wer 
dem zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das ist 
einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 31 auf: 

Entlastung des Landesrechnungshofs Schleswig-
Holstein für das Haushaltsjahr 2003 

Bericht und Beschlussempfehlung des Finanzaus-
schusses 
Drucksache 16/249 

Ich erteile dem Berichterstatter des Finanzausschus-
ses, Herrn Abgeordneten Günter Neugebauer, das 
Wort. 

(Claus Ehlers [CDU]: Verweis doch auf die 
Vorlage! Mindestens eine Viertelstunde!) 

Günter Neugebauer [SPD]: 

In der Ruhe liegt die Kraft, Kollege Ehlers! 

(Claus Ehlers [CDU]: Ist das eine Dro-
hung? - Heiterkeit) 

Das Präsidium hat mir übrigens fünf Minuten Zeit 
gegeben. 

(Heiterkeit und Zurufe) 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Mitglieder der Haushaltsprüfgruppe des Finanzaus-
schusses haben die Buchführung des Landesrech-
nungshofes - das ist Gegenstand der Tagesordnung, 
Kollege Ehlers - am 25. August diesen Jahres auf 
Antrag des geschätzten Landtagspräsidenten geprüft. 
Im Rahmen der Prüfung und im Rahmen der Beleg-
prüfung nach dem Zufallsprinzip 

(Zurufe: Oh, oh!) 

wurde zugunsten des Landeshaushaltes eine Doppel-
zahlung festgestellt - ich füge in Klammern hinzu: 
dank des Kollegen Kubicki - und rückgängig ge-
macht. Zur Ehrenrettung des jetzigen Präsidenten des 
Landesrechnungshofes möchte ich absichtsvoll hinzu-
fügen, dass das in der Vakanzzeit, also vor seiner 
Amtsführung geschehen ist. Weitere wesentliche 
Beanstandungen haben sich im Rahmen unserer Prü-
fung nicht ergeben. Der Ausschuss empfiehlt Ihnen 
deshalb,  dem Landesrechnungshof Schleswig-Hol-
stein für das Haushaltsjahr 2003 gemäß § 101 Lan-
deshaushaltsordnung Entlastung zu erteilen. - Vielen 
Dank, dass Sie mir zugehört haben. 

(Beifall im ganzen Haus) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Gibt es Wort-
meldungen zum Bericht? - Das sehe ich nicht. Eine 
Aussprache ist nicht vorgesehen. Der Ausschuss emp-
fiehlt, dem Landesrechnungshof für das Haushalts-
jahr 2003 Entlastung zu erteilen. 

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Herr Ehlers stimmt wieder da-
gegen! - Claus Ehlers [CDU]: Was heißt hier 
„wieder“? - Heiterkeit) 

Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Gegen-
stimmen und Enthaltungen habe ich nicht gesehen, 
dann ist das einstimmig so beschlossen. 

Last but not least rufe ich Tagesordnungspunkt 33 
auf: 

Verhütungsmittel an ALG-II- und Sozialhilfeemp-
fänger und Sozialhilfeempfängerinnen kostenfrei 
abgeben 

Antrag der Abgeordneten des SSW 
Drucksache 16/199 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/233 

Bericht und Beschlussempfehlung des Sozialaus-
schusses 
Drucksache 16/273 

Ich erteile das Wort der Berichterstatterin des Sozial-
ausschusses, Frau Abgeordneter Sigrid Tenor-
Alschausky. 

Siegrid Tenor-Alschausky [SPD]: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Der Sozialausschuss hat die ihm durch Ple-
narbeschluss vom 2. September 2005 überwiesenen 
Anträge in seiner Sitzung am 15. September 2005 
beraten und gibt dem Landtag folgende Beschluss-
empfehlungen. 

Erstens. Mit den Stimmen von CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der 
FDP empfiehlt der Ausschuss dem Landtag, den An-
trag der Abgeordneten des SSW, Drucksache 16/199, 
abzulehnen. 

Zweitens. Mit den Stimmen von CDU und SPD ge-
gen die Stimme von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
bei Enthaltung der FDP empfiehlt der Ausschuss dem 
Landtag, den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, Drucksache 16/233, abzulehnen. 
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Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke der Frau Berichterstatterin. Wortmeldungen 
zum Bericht sehe ich nicht. Eine Aussprache ist nicht 
vorgesehen. Ich schlage getrennte Abstimmung vor. 
Ist das in Ordnung? - Ich sehe keinen Widerspruch. 

Dann stelle ich zunächst die Empfehlung des Aus-
schusses, den Antrag Drucksache 16/199 abzuleh-
nen - das ist der Antrag der Abgeordneten des SSW - 
zur Abstimmung. Wer dem zustimmen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Dieser Antrag ist mit den Stimmen von 
CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Abgeordneten des SSW bei Enthal-
tung der Fraktion der FDP angenommen. 

Ich stelle dann die Ablehnungsempfehlung zum An-
trag Drucksache 16/233 - das ist der Antrag von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - zur Abstimmung. 
Wer dieser Ablehnungsempfehlung zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenpro-
be! - Enthaltungen? - Dann ist das mit den Stimmen 
von CDU und SPD gegen die Stimmen von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und SSW bei Enthaltung der 
Fraktion der FDP so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, damit haben wir die Ta-
gesordnung für heute abgearbeitet. Ich wünsche Ihnen 
allen einen schönen Feierabend. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 17:59 Uhr 

 


